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AEAO zu § 51 AO - Allgemeines: 

Zu § 51 Abs. 1 AO:  

1.  Unter Körperschaften i.S.d. § 51 AO, für die eine Steuer-
vergünstigung in Betracht kommen kann, sind Körper-
schaften, Personenvereinigungen und Vermögensmas-
sen i.S.d. KStG zu verstehen. Dazu gehören auch die ju-
ristischen Personen des öffentlichen Rechts mit ihren 
Betrieben gewerblicher Art (§ 1 Abs. 1 Nr. 6, § 4 KStG), 
nicht aber die juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts als solche.  

2.  Regionale Untergliederungen (Landes-, Bezirks-, Orts-
verbände) von Großvereinen sind als Vereine ohne 
Rechtspersönlichkeit (§ 1 Abs. 1 Nr. 5 KStG) selbstän-
dige Steuersubjekte im Sinne des Körperschaftsteuer-
rechts, wenn sie  

a) über eigene satzungsmäßige Organe (Vorstand, Mit-
gliederversammlung) verfügen und über diese auf 
Dauer nach außen im eigenen Namen auftreten und  

b) eine eigene Kassenführung haben.  

Die selbständigen regionalen Untergliederungen kön-
nen nur dann als gemeinnützig behandelt werden, wenn 
sie eine eigene Satzung haben, die den gemeinnützig-
keitsrechtlichen Anforderungen entspricht. Zweck, Auf-
gaben und Organisation der Untergliederungen können 
sich auch aus der Satzung des Hauptvereins ergeben. 1  

3.  Über die Befreiung von der Körperschaftsteuer nach § 5 
Abs. 1 Nr. 9 KStG wegen Förderung steuerbegünstigter 
Zwecke ist stets für einen bestimmten Veranlagungs-
zeitraum zu entscheiden (Grundsatz der Abschnittsbe-
steuerung). Eine Körperschaft kann nur dann nach die-
ser Vorschrift von der Körperschaftsteuer befreit wer-
den, wenn sie in dem zu beurteilenden Veranlagungs-
zeitraum alle Voraussetzungen für die Steuerbegünsti-
gung erfüllt. Die spätere Erfüllung einer der Vorausset-
zungen für die Steuerbegünstigung kann nicht auf 
frühere, abgelaufene Veranlagungszeiträume zurück-
wirken.  

4.  Wird eine bisher steuerpflichtige Körperschaft nach § 5 
Abs. 1 Nr. 9 KStG von der Körperschaftsteuer befreit, ist 
eine Schlussbesteuerung nach § 13 KStG durchzuführen.  

5.  Für die Steuerbegünstigung einer Körperschaft reichen 
Betätigungen aus, mit denen die Verwirklichung der 
steuerbegünstigten Satzungszwecke nur vorbereitet 
wird. Die Tätigkeiten müssen ernsthaft auf die Erfüllung 
eines steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecks ge-
richtet sein. Die bloße Absicht, zu einem ungewissen 
Zeitpunkt einen der Satzungszwecke zu verwirklichen, 
genügt nicht (BFH-Urteil vom 23.7.2003 - I R 29/02 - 
BStBl II, S. 930).  

6.  Die Körperschaftsteuerbefreiung einer Körperschaft, die 
nach ihrer Satzung steuerbegünstigte Zwecke verfolgt, 

________________ 
1 Nr. 2 des AEAO zu § 51 AO geändert durch BMF-Schreiben v. 
29.1.2026, BStBl I 2026, 226; erneut geändert durch BMF-Schreiben 
v. 2.7.2026, BStBl I 2026, □ 

endet, wenn die eigentliche steuerbegünstigte Tätigkeit 
eingestellt und über das Vermögen der Körperschaft 
das Konkurs- oder Insolvenzverfahren eröffnet wird 
(BFH-Urteil vom 16.5.2007 - I R 14/06 - BStBl II, S. 808).  

 Die unbeschränkte Körperschaftsteuerpflicht einer Stif-
tung von Todes wegen beginnt, unabhängig vom Zeit-
punkt der zivilrechtlichen Anerkennung, bereits mit dem 
Tode des Stifters. Die Ausdehnung einer solchen Rück-
wirkungsfiktion auf die Steuerbegünstigung nach §§ 51 
ff. AO kommt aber nicht in Betracht (BFH-Urteil vom 
6.6.2019, V R 50/17, BStBl II S. 782). Eine Steuerbegüns-
tigung ab dem Beginn der unbeschränkten Steuerpflicht 
ist damit nur möglich, falls zum Zeitpunkt des Todes des 
Stifters eine ordnungsgemäße Satzung vorliegt. 2 

Zu § 51 Abs. 2 AO: 

7.  Verwirklicht die Körperschaft ihre förderungswürdigen 
Zwecke nur außerhalb von Deutschland, setzt die Steu-
erbegünstigung - neben den sonstigen Voraussetzun-
gen der §§ 51 ff. AO - zusätzlich den so genannten In-
landsbezug nach § 51 Abs. 2 AO voraus. Dieser liegt 
zum einen vor, wenn natürliche Personen, die ihren 
Wohnsitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Inland 
haben, gefördert werden. Auf die Staatsangehörigkeit 
der natürlichen Personen kommt es dabei nicht an. 3 

Falls durch die Tätigkeit im Ausland keine im Inland le-
benden Personen gefördert werden, ist ein Inlandsbe-
zug gegeben, wenn die Tätigkeit der Körperschaft ne-
ben der Verwirklichung der steuerbegünstigten Zwecke 
auch zur Verbesserung des Ansehens Deutschlands im 
Ausland beitragen kann. Dabei bedarf es keiner spürba-
ren oder messbaren Auswirkung auf das Ansehen 
Deutschlands im Ausland. Bei im Inland ansässigen Kör-
perschaften ist der mögliche Beitrag zum Ansehen 
Deutschlands im Ausland - ohne besonderen Nachweis 
- bereits dadurch erfüllt, dass sie sich personell, finanzi-
ell, planend, schöpferisch oder anderweitig an der För-
derung gemeinnütziger und mildtätiger Zwecke im Aus-
land beteiligen (Indizwirkung). Der Feststellung der po-
sitiven Kenntnis aller im Ausland Begünstigten oder aller 
Mitwirkenden von der Beteiligung deutscher Organisa-
tionen bedarf es dabei nicht.  

Ausländische Körperschaften können den Inlandsbezug 
ebenfalls erfüllen, beispielsweise indem sie ihre steuer-
begünstigten Zwecke zum Teil auch in Deutschland ver-
wirklichen oder - soweit sie nur im Ausland tätig sind - 
auch im Inland lebende natürliche Personen fördern, 
selbst wenn die Personen sich zu diesem Zweck im Aus-
land aufhalten. Bei der Tatbestandsalternative des mög-
lichen Ansehensbeitrags zugunsten Deutschlands ent-
fällt zwar bei ausländischen Körperschaften die Indizwir-
kung, die Erfüllung dieser Tatbestandsalternative durch 
ausländische Einrichtungen ist aber nicht grundsätzlich 
ausgeschlossen.  

Der nach § 51 Abs. 2 AO bei Auslandsaktivitäten zusätz-
lich geforderte Inlandsbezug wirkt sich nicht auf die 

2 Nr. 6 Abs. 2 des AEAO zu § 51 AO eingefügt durch BMF-Schreiben 
v. 12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 3 Buchst. a 
3 Nr. 7 des AEAO zu § 51 AO redaktionell angepasst durch BMF-
Schreiben v. 12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 3 Buchst. b 
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Auslegung der weiteren, für die Anerkennung der Ge-
meinnützigkeit notwendigen Voraussetzungen aus. De-
ren Vorliegen ist weiterhin unabhängig von der Frage, 
ob die Tätigkeit im In- oder Ausland ausgeübt wird, zu 
prüfen. Der Inlandsbezug hat somit insbesondere keine 
Auswirkung auf Inhalt und Umfang der in den §§ 52 bis 
53 AO beschriebenen förderungswürdigen Zwecke. Da-
her können beispielsweise kirchliche Zwecke weiterhin 
nur zugunsten inländischer Religionsgemeinschaften, 
die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, ver-
folgt werden; andererseits kann die Förderung der Reli-
gion nach § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AO wie bisher auch 
im Ausland erfolgen; auch kann wie bisher z.B. eine hilf-
lose Person im Ausland unterstützt werden (§ 53 
Nr. 1 AO).  

Mit der Prüfung des Inlandsbezugs selbst ist keine zu-
sätzliche inhaltliche Prüfung der Tätigkeit der Körper-
schaft verbunden. Das heißt, es ist weder ein weiteres 
Mal zu ermitteln, ob die Körperschaft gemeinnützige 
oder mildtätige Zwecke i.S.d. §§ 52 und 53 AO fördert, 
noch kommt es darauf an, ob die Tätigkeit mit den im 
Ausland geltenden Wertvorstellungen übereinstimmt 
und somit nach ausländischen Maßstäben ein Beitrag 
zum Ansehen Deutschlands geleistet werden kann. Falls 
die Verfolgung der in den §§ 52 und 53 AO genannten 
förderungswürdigen Zwecke zu bejahen ist, ist daher 
davon auszugehen, dass eine solche Tätigkeit dem An-
sehen Deutschlands im Ausland nicht entgegensteht.  

Zu § 51 Abs. 3 AO:  

8.  Der Ausschluss so genannter extremistischer Körper-
schaften von der Steuerbegünstigung ist in § 51 Abs. 3 
AO gesetzlich geregelt. 4   

9.  Die Ergänzung des § 51 AO soll klarstellen, dass eine 
Körperschaft nur dann als steuerbegünstigt behandelt 
werden kann, wenn sie weder nach ihrer Satzung und 
ihrer tatsächlichen Geschäftsführung Bestrebungen im 
Sinne des § 4 des Bundesverfassungsschutzgesetzes 
(BVerfSchG) verfolgt noch dem Gedanken der Völker-
verständigung zuwiderhandelt. § 4 BVerfSchG ist im Zu-
sammenhang mit § 3 BVerfSchG zu lesen, der die Auf-
gaben der Verfassungsschutzbehörden des Bundes und 
der Länder und die Voraussetzungen für ein Tätigwer-
den des Verfassungsschutzes festlegt. Die Aufgabe be-
steht in der Sammlung und Auswertung von Informati-
onen über die in § 3 Abs. 1 BVerfSchG erwähnten ver-
fassungsfeindlichen Bestrebungen, die § 4 BVerfSchG 
zum Teil definiert. So beinhaltet § 4 BVerfSchG im ersten 
Absatz eine Legaldefinition von Bestrebungen  

a) gegen den Bestand des Bundes oder eines Landes  

b) gegen die Sicherheit des Bundes oder eines Landes  

c) gegen die freiheitliche demokratische Grundord-
nung.  

________________ 
4 Nr. 8 bis 10 des AEAO zu § 51 AO geändert durch BMF-Schreiben 
v. 31.1.2019, BStBl. I 2019, 71, Nr. 8 Buchst. b. 
5 Nr. 8 bis 10 des AEAO zu § 51 AO geändert durch BMF-Schreiben 
v. 31.1.2019, BStBl. I 2019, 71, Nr. 8 Buchst. b. Zuletzt Nr. 10 des 

Im zweiten Absatz des § 4 BVerfSchG werden die grund-
legenden Prinzipien der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung aufgeführt.  

Gemäß § 51 Abs. 3 Satz 1 AO ist eine Steuervergünsti-
gung auch ausgeschlossen, wenn die Körperschaft dem 
Gedanken der Völkerverständigung zuwiderhandelt. 
Diese Regelung nimmt Bezug auf § 3 Abs. 1 Nr. 4 BVer-
fSchG, der wiederum auf Artikel 9 Abs. 2 Grundgesetz 
(gegen den Gedanken der Völkerverständigung gerich-
tete Bestrebungen) sowie Artikel 26 Abs. 1 Grundgesetz 
(Störung des friedlichen Zusammenlebens der Völker) 
verweist. Im Rahmen des § 51 Abs. 3 Satz 1 AO sind die 
Leistungen einer Körperschaft für das Gemeinwohl nicht 
im Wege einer Gesamtschau gegen Anhaltspunkte für 
eine verfassungsfeindliche tatsächliche Geschäftsfüh-
rung abzuwägen (BFH-Urteil vom 14.3.2018, V R 36/16, 
BStBl II S. 422). 

10.  Der Tatbestand des § 51 Abs. 3 Satz 2 AO ist nur bei sol-
chen Organisationen erfüllt, die im Verfassungsschutz-
bericht des Bundes oder eines Landes für den zu beur-
teilenden Veranlagungszeitraum ausdrücklich als extre-
mistisch eingestuft werden (BFH-Urteil vom 11.4.2012, I 
R 11/11, BStBl 2013 II S. 146; BFH -Urteile vom 5.9.2024, 
V R 15/22, BStBl 2025 II S. 72 und V R 36/21, BStBl 2025 
II S. 26). Die Widerlegung der Vermutung erfordert den 
vollen Beweis des Gegenteils; eine Erschütterung ist 
nicht ausreichend (BFH-Urteil vom 14.3.2018, V R 36/16, 
BStBl II S. 422). Hat das Finanzamt die Körperschaft bis-
her als steuerbegünstigt behandelt und wird später ein 
Verfassungsschutzbericht veröffentlicht, in dem die Kör-
perschaft als extremistisch aufgeführt wird, kommt ggf. 
eine Änderung nach § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO in Betracht. 5  

11. Bei Organisationen, die nicht unter § 51 Abs. 3 Satz 2 AO 
fallen, ist eine Prüfung nach § 51 Abs. 3 Satz 1 AO vor-
zunehmen (vgl. Nr. 9 des AEAO zu § 51). Insbesondere 
eine Erwähnung als „Verdachtsfall“ oder eine nur beiläu-
fige Erwähnung im Verfassungsschutzbericht, aber auch 
sonstige Erkenntnisse bieten im Einzelfall Anlass zu wei-
tergehenden Ermittlungen der Finanzbehörde, z.B. auch 
durch Nachfragen bei den Verfassungsschutzbehörden.  

12. Die Finanzbehörden sind befugt und verpflichtet, den 
Verfassungsschutzbehörden Tatsachen i.S.d. § 51 Abs. 3 
Satz 3 AO unabhängig davon mitzuteilen, welchen Be-
steuerungszeitraum diese Tatsachen betreffen.  

 

AEAO zu § 52 AO - Gemeinnützige Zwecke: 

 

1.  Die Gemeinnützigkeit einer Körperschaft setzt voraus, 
dass ihre Tätigkeit der Allgemeinheit zugutekommt 
(§ 52 Abs. 1 S. 1 AO). Dies ist nicht gegeben, wenn der 
Kreis der geförderten Personen infolge seiner Abgren-
zung, insbesondere nach räumlichen oder beruflichen 
Merkmalen, dauernd nur klein sein kann (§ 52 Abs. 1 S. 
2 AO). Hierzu gilt Folgendes:  

AEAO zu § 51 AO ergänzt durch BMF-Schreiben v. 29.1.2026, BStBl I 
2026, 226. 
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1.1 Allgemeines  

Ein Verein, dessen Tätigkeit in erster Linie seinen Mit-
gliedern zugutekommt (insbesondere Sportvereine und 
Vereine, die in § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 23 AO genannte 
Freizeitbetätigungen fördern), fördert nicht die Allge-
meinheit, wenn er den Kreis der Mitglieder durch hohe 
Aufnahmegebühren oder Mitgliedsbeiträge (einschließ-
lich Mitgliedsumlagen) klein hält.  

Bei einem Verein, dessen Tätigkeit in erster Linie seinen 
Mitgliedern zugutekommt, ist eine Förderung der Allge-
meinheit i.S.d. § 52 Abs. 1 AO anzunehmen, wenn  

a) die Mitgliedsbeiträge und Mitgliedsumlagen zusam-
men im Durchschnitt 1 023 € je Mitglied und Jahr und  

b) die Aufnahmegebühren für die im Jahr aufgenomme-
nen Mitglieder im Durchschnitt 1 534 € nicht   überstei-
gen.  

1.2 Investitionsumlage  

Es ist unschädlich für die Gemeinnützigkeit eines Ver-
eins, dessen Tätigkeit in erster Linie seinen Mitgliedern 
zugutekommt, wenn der Verein neben den o.a. Aufnah-
megebühren und Mitgliedsbeiträgen (einschließlich 
sonstiger Mitgliedsumlagen) zusätzlich eine Investition-
sumlage nach folgender Maßgabe erhebt:  

Die Investitionsumlage darf höchstens 5 113 € innerhalb 
von zehn Jahren Mitglied betragen. Die Mitglieder müs-
sen die Möglichkeit haben, die Zahlung der Umlage auf 
bis zu zehn Jahresraten zu verteilen. Die Umlage darf 
nur für die Finanzierung konkreter Investitionsvorhaben 
verlangt werden. Unschädlich ist neben der zeitnahen 
Verwendung der Mittel für Investitionen auch die An-
sparung für künftige Investitionsvorhaben im Rahmen 
von nach § 62 Abs. 1 Nr. 1 AO zulässigen Rücklagen und 
die Verwendung für die Tilgung von Darlehen, die für 
die Finanzierung von Investitionen aufgenommen wor-
den sind. Die Erhebung von Investitionsumlagen kann 
auf neu eintretende Mitglieder (und ggf. nachzahlende 
Jugendliche, vgl. Nr. 1.3.1.2 des AEAO zu § 52) be-
schränkt werden.  

Investitionsumlagen sind keine steuerlich abziehbaren 
Spenden.  

1.3 Durchschnittsberechnung  

Der durchschnittliche Mitgliedsbeitrag und die durch-
schnittliche Aufnahmegebühr sind aus dem Verhältnis 
der zu berücksichtigenden Leistungen der Mitglieder zu 
der Zahl der zu berücksichtigenden Mitglieder zu er-
rechnen.  

1.3.1 Zu berücksichtigende Leistungen der Mitglieder  

1.3.1.1 Grundsatz  

Zu den maßgeblichen Aufnahmegebühren bzw. Mit-
gliedsbeiträgen gehören alle Geld- und geldwerten 
Leistungen, die ein Bürger aufwenden muss, um in den 

________________ 
6 Nr. 1.3.1.5 des AEAO zu § 52 AO geändert durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 4 Buchst. e. 

Verein aufgenommen zu werden bzw. in ihm verbleiben 
zu können. Umlagen, die von den Mitgliedern erhoben 
werden, sind mit Ausnahme zulässiger Investitionsum-
lagen (vgl. Nr. 1.2 des AEAO zu § 52) bei der Berechnung 
der durchschnittlichen Aufnahmegebühren oder Mit-
gliedsbeiträge zu berücksichtigen.  

1.3.1.2 Sonderentgelte und Nachzahlungen  

So genannte Spielgeldvorauszahlungen, die im Zusam-
menhang mit der Aufnahme in den Verein zu entrichten 
sind, gehören zu den maßgeblichen Aufnahmegebüh-
ren. Sonderumlagen und Zusatzentgelte, die Mitglieder 
z.B. unter der Bezeichnung Jahresplatzbenutzungsge-
bühren zahlen müssen, sind bei der Durchschnittsbe-
rechnung als zusätzliche Mitgliedsbeiträge zu berück-
sichtigen.  

Wenn jugendliche Mitglieder, die zunächst zu günstige-
ren Konditionen in den Verein aufgenommen worden 
sind, bei Erreichen einer Altersgrenze Aufnahmegebüh-
ren nach zu entrichten haben, sind diese im Jahr der 
Zahlung bei der Berechnung der durchschnittlichen 
Aufnahmegebühr zu erfassen.  

1.3.1.3 Auswärtige Mitglieder 

Mitgliedsbeiträge und Aufnahmegebühren, die auswär-
tige Mitglieder an andere gleichartige Vereine entrich-
ten, sind nicht in die Durchschnittsberechnungen einzu-
beziehen. Dies gilt auch dann, wenn die Mitgliedschaft 
in dem anderen Verein Voraussetzung für die Aufnahme 
als auswärtiges Mitglied oder die Spielberechtigung in 
der vereinseigenen Sportanlage ist.  

1.3.1.4 Juristische Personen und Unternehmen in anderer 
Rechtsform  

Leistungen, die juristische Personen und Unternehmen 
in anderer Rechtsform für die Erlangung und den Erhalt 
der eigenen Mitgliedschaft in einem Verein aufwenden 
(so genannte Firmenmitgliedschaften), sind bei den 
Durchschnittsberechnungen nicht zu berücksichtigen 
(vgl. Nr. 1.3.2 des AEAO zu § 52).  

1.3.1.5 Darlehen  

Darlehen, die Mitglieder dem Verein im Zusammenhang 
mit ihrer Aufnahme in den Verein gewähren, sind nicht 
als zusätzliche Aufnahmegebühren zu erfassen. Wird 
das Darlehen zinslos oder zu einem günstigeren Zins-
satz, als er auf dem Kapitalmarkt üblich ist, gewährt, ist 
der jährliche Zinsverzicht als zusätzlicher Mitgliedsbei-
trag zu berücksichtigen. 6 

Diese Grundsätze gelten auch, wenn Mitgliedsbeiträge 
oder Mitgliedsumlagen (einschließlich Investitionsumla-
gen) als Darlehen geleistet werden.  

1.3.1.6 Beteiligung an Gesellschaften  

Kosten für den zur Erlangung der Spielberechtigung 
notwendigen Erwerb von Geschäftsanteilen an einer Ge-
sellschaft, die neben dem Verein besteht und die die 
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Sportanlagen errichtet oder betreibt, sind mit Aus-
nahme des Agios nicht als zusätzliche Aufnahmegebüh-
ren zu erfassen.  

Ein Sportverein kann aber mangels Unmittelbarkeit 
dann nicht als gemeinnützig behandelt werden, wenn 
die Mitglieder die Sportanlagen des Vereins nur bei Er-
werb einer Nutzungsberechtigung von einer neben dem 
Verein bestehenden Gesellschaft nutzen dürfen.  

1.3.1.7 Spenden  

Wenn Bürger im Zusammenhang mit der Aufnahme in 
einen Sportverein als Spenden bezeichnete Zahlungen 
an den Verein leisten, ist zu prüfen, ob es sich dabei um 
freiwillige unentgeltliche Zuwendungen, d.h. um Spen-
den, oder um Sonderzahlungen handelt, zu deren Leis-
tung die neu eintretenden Mitglieder verpflichtet sind.  

Sonderzahlungen sind in die Berechnung der durch-
schnittlichen Aufnahmegebühr einzubeziehen. Dies gilt 
auch, wenn kein durch die Satzung oder durch Be-
schluss der Mitgliederversammlung festgelegter 
Rechtsanspruch des Vereins besteht, die Aufnahme in 
den Verein aber faktisch von der Leistung einer Sonder-
zahlung abhängt.  

Eine faktische Verpflichtung ist regelmäßig anzuneh-
men, wenn mehr als 75 % der neu eingetretenen Mit-
glieder neben der Aufnahmegebühr eine gleich oder 
ähnlich hohe Sonderzahlung leisten. Dabei bleiben pas-
sive oder fördernde, jugendliche und auswärtige Mit-
glieder sowie Firmenmitgliedschaften außer Betracht. 
Für die Beurteilung der Frage, ob die Sonderzahlungen 
der neu aufgenommenen Mitglieder gleich oder ähnlich 
hoch sind, sind die von dem Mitglied innerhalb von drei 
Jahren nach seinem Aufnahmeantrag oder, wenn zwi-
schen dem Aufnahmeantrag und der Aufnahme in den 
Verein ein ungewöhnlich langer Zeitraum liegt, nach 
seiner Aufnahme geleisteten Sonderzahlungen, soweit 
es sich dabei nicht um von allen Mitgliedern erhobene 
Umlagen handelt, zusammenzurechnen.  

Die 75 % -Grenze ist eine widerlegbare Vermutung für 
das Vorliegen von Pflichtzahlungen. Maßgeblich sind 
die tatsächlichen Verhältnisse des Einzelfalls. Sonder-
zahlungen sind deshalb auch dann als zusätzliche Auf-
nahmegebühren zu behandeln, wenn sie zwar von we-
niger als 75 % der neu eingetretenen Mitglieder geleis-
tet werden, diese Mitglieder aber nach den Umständen 
des Einzelfalls zu den Zahlungen nachweisbar verpflich-
tet sind.  

Die vorstehenden Grundsätze einschließlich der 75 % -
Grenze gelten für die Abgrenzung zwischen echten 
Spenden und Mitgliedsumlagen entsprechend. Pflicht-
zahlungen sind in diesem Fall in die Berechnung des 
durchschnittlichen Mitgliedsbeitrags einzubeziehen.  

Nicht bei der Durchschnittsberechnung der Aufnahme-
gebühren und Mitgliedsbeiträge zu berücksichtigen 
sind Pflichteinzahlungen in eine zulässige Investition-
sumlage (vgl. Nr. 1.2 des AEAO zu § 52).  

________________ 
7 Nr. 1.3.1.7 des AEAO zu § 52 AO geändert durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 4 Buchst. f. 

Für Leistungen, bei denen es sich um Pflichtzahlungen 
(z.B. Aufnahmegebühren, Mitgliedsbeiträge, Ablösezah-
lungen für Arbeitsleistungen und Umlagen einschließ-
lich Investitionsumlagen) handelt, dürfen keine Zuwen-
dungsbestätigungen i.S.d. § 50 EStDV ausgestellt wer-
den. 7  

1.3.2 Zu berücksichtigende Mitglieder  

Bei der Berechnung des durchschnittlichen Mitglieds-
beitrags ist als Divisor die Zahl der Personen anzusetzen, 
die im Veranlagungszeitraum (Kalenderjahr) Mitglieder 
des Vereins waren. Dabei sind auch die Mitglieder zu 
berücksichtigen, die im Laufe des Jahres aus dem Verein 
ausgetreten oder in ihn aufgenommen worden sind. Vo-
raussetzung ist, dass eine Dauermitgliedschaft bestan-
den hat bzw. die Mitgliedschaft auf Dauer angelegt ist.  

Divisor bei der Berechnung der durchschnittlichen Auf-
nahmegebühr ist die Zahl der Personen, die in dem Ver-
anlagungszeitraum auf Dauer neu in den Verein aufge-
nommen worden sind. Bei den Berechnungen sind 
grundsätzlich auch die fördernden oder passiven, ju-
gendlichen und auswärtigen Mitglieder zu berücksichti-
gen. Unter auswärtigen Mitgliedern sind regelmäßig 
Mitglieder zu verstehen, die ihren Wohnsitz außerhalb 
des Einzugsgebiets des Vereins haben und/oder bereits 
ordentliches Mitglied in einem gleichartigen anderen 
Sportverein sind und die deshalb keine oder geringere 
Mitgliedsbeiträge oder Aufnahmegebühren zu zahlen 
haben. Nicht zu erfassen sind juristische Personen oder 
Firmen in anderer Rechtsform sowie die natürlichen Per-
sonen, die infolge der Mitgliedschaft dieser Organisati-
onen Zugang zu dem Verein haben.  

Die nicht aktiven Mitglieder sind nicht zu berücksichti-
gen, wenn der Verein ihre Einbeziehung in die Durch-
schnittsberechnung missbräuchlich ausnutzt. Dies ist 
z.B. anzunehmen, wenn die Zahl der nicht aktiven Mit-
glieder ungewöhnlich hoch ist oder festgestellt wird, 
dass im Hinblick auf die Durchschnittsberechnung ge-
zielt nicht aktive Mitglieder beitragsfrei oder gegen ge-
ringe Beiträge aufgenommen worden sind. Entspre-
chendes gilt für die Einbeziehung auswärtiger Mitglie-
der in die Durchschnittsberechnung.  

Gemeinnützige Zwecke 8 

2.  Bei § 52 Abs. 2 AO handelt es sich grundsätzlich um eine 
abschließende Aufzählung gemeinnütziger Zwecke. Die 
Allgemeinheit kann allerdings auch durch die Verfol-
gung von Zwecken, die hinsichtlich der Merkmale, die 
ihre steuerrechtliche Förderung rechtfertigen, mit den in 
§ 52 Abs. 2 AO aufgeführten Zwecken identisch sind, 
gefördert werden.  

2.1 Jugendliche i.S.d. § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 AO bzw. des 
§ 68 Nr. 1 Buchstabe b AO sind alle Personen vor Voll-
endung des 27. Lebensjahres.  

2.2 Die Förderung von Kunst und Kultur umfasst die Berei-
che der Musik, der Literatur, der darstellenden und bil-
denden Kunst und schließt die Förderung von kulturel-
len Einrichtungen, wie Theater und Museen, sowie von 

8 Überschrift eingefügt durch BMF-Schreiben v. 12.1.2022, BStBl I 
2022, 82, Nr. 4 Buchst. g.  
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kulturellen Veranstaltungen, wie Konzerte und Kunst-
ausstellungen, ein. Zur Förderung von Kunst und Kultur 
gehört auch die Förderung der Pflege und Erhaltung 
von Kulturwerten. Kulturwerte sind Gegenstände von 
künstlerischer und sonstiger kultureller Bedeutung, 
Kunstsammlungen und künstlerische Nachlässe, Biblio-
theken, Archive sowie andere vergleichbare Einrichtun-
gen. Das Vorführen von Filmen allein ist noch keine ge-
meinnützige Tätigkeit. Die Gemeinnützigkeit kommu-
naler Kinos ist jedoch zu bejahen, wenn bestimmte zu-
sätzliche Kriterien erfüllt sind. Hierzu zählt, ob ein kom-
munaler Kinoverein öffentliche Zuschüsse erhält, ob er 
in die gesamte Kulturarbeit der Kommune integriert ist, 
ob sich das Programm inhaltlich, konzeptionell und for-
mal von etwa vorhandenen gewerblichen Kinos am Ort 
unterscheidet, ob die Filme in bestimmten Sachzusam-
menhängen gezeigt und ob sie inhaltlich aufbereitet 
werden, z.B. durch begleitende Vorträge. Dabei reicht es 
aus, wenn ein kommunaler Kinoverein einige der ge-
nannten Kriterien erfüllt. Auf die künstlerische Qualität 
der einzelnen gezeigten Filme kommt es nicht an. 9 

2.3 Die Förderung der Denkmalpflege bezieht sich auf die 
Erhaltung und Wiederherstellung von Bau- und Boden-
denkmälern, die nach den jeweiligen landesrechtlichen 
Vorschriften anerkannt sind. Die Anerkennung ist durch 
eine Bescheinigung der zuständigen Stelle nachzuwei-
sen.  

2.4  Vereine, deren satzungsmäßiger Zweck die Förderung 
der nichtgewerblichen Fischerei ist (Anglervereine), 
können unter dem Gesichtspunkt der Förderung des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege als gemein-
nützig i.S.d. § 52 AO anerkannt werden. Ihre Tätigkeit ist 
im Wesentlichen auf die einheitliche Ausrichtung und 
Vertretung der Mitgliederinteressen bei der Hege und 
Pflege des Fischbestandes in den Gewässern in Verbin-
dung mit Maßnahmen zum Schutz und zur Reinhaltung 
dieser Gewässer, sowie die Erhaltung der Schönheit und 
Ursprünglichkeit der Gewässer i.S.d. Naturschutzes und 
der Landschaftspflege gerichtet. Wettfischveranstaltun-
gen sind grundsätzlich als nicht mit dem Tierschutzge-
setz und mit der Gemeinnützigkeit vereinbar anzuse-
hen.  

Fischen und Angeln bedarf in jedem Fall einer besonde-
ren Genehmigung, für private Gewässer der des Eigen-
tümers, für öffentliche Gewässer der der zuständigen 
öffentlichen Körperschaft (z.B. Gemeinde). Der Verkauf 
von Angelkarten durch Vereine an Vereinsmitglieder 
wird im Rahmen eines steuerbegünstigten wirtschaftli-
chen Geschäftsbetriebs (= Zweckbetrieb) durchgeführt. 
Der Verkauf von Angelkarten an Nichtmitglieder hinge-
gen stellt einen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb dar. 10 

2.5 Zur Förderung des Andenkens an Verfolgte, Kriegs- und 
Katastrophenopfer gehört auch die Errichtung von Eh-
renmalen und Gedenkstätten.  

________________ 
9 Nr. 2.2 des AEAO zu § 52 AO neugefasst durch BMF-Schreiben v. 
31.1.2019, BStBl. I 2019, 71, Nr. 9 Buchst. a. 
10 Nr. 2.4 des AEAO zu § 52 AO neu eingefügt durch BMF-Schreiben 
v. 31.1.2019, BStBl. I 2019, 71, Nr. 9 Buchst. b. 

Zur Förderung der Tier- bzw. Pflanzenzucht gehört auch 
die Förderung der Erhaltung vom Aussterben bedrohter 
Nutztierrassen und Nutzpflanzen.  

Körperschaften, die nationale Minderheiten und Volks-
gruppen sowie die nachfolgenden Regionalsprachen 
fördern, können gemeinnützige Zwecke i. S. v. § 52 AO 
verfolgen. Die Förderung des Einsatzes für nationale 
Minderheiten im Sinne des durch Deutschland ratifizier-
ten Rahmenabkommens zum Schutz nationaler Minder-
heiten und die Förderung des Einsatzes für die gemäß 
der von Deutschland ratifizierten Charta der Regional- 
und Minderheitensprachen geschützten Sprachen sind 
- je nach Betätigung im Einzelnen - Förderung von Kunst 
und Kultur, Förderung der Heimatpflege und Heimat-
kunde oder Förderung des traditionellen Brauchtums. 
Bei den nach der Charta geschützten Sprachen handelt 
es sich um die Regionalsprache Niederdeutsch sowie 
die Minderheitensprachen Dänisch, Friesisch, Sorbisch 
und das Romanes der deutschen Sinti und Roma. 11   

Für die Gemeinnützigkeit eines Vertriebenenverbands 
ist es unschädlich, wenn er nach seiner Satzung allge-
mein - im Sinne einer Wiederherstellung der allgemei-
nen Gerechtigkeit - auch Zwecke wie „Wiedergutma-
chung des Vertreibungsunrechts“ oder „Rückgabe des 
konfiszierten Vermögens auf der Basis eines gerechten 
Ausgleichs“ fördert. Bei derartigen Formulierungen in 
der Satzung kann angenommen werden, dass sich der 
Verband bei seiner Betätigung im Rahmen des gemein-
nützigen Zwecks „Fürsorge für Vertriebene“ hält und die 
Verfolgung individueller Rechtsansprüche der Mitglie-
der nicht Satzungszweck ist. 

Zu beanstanden sind jedoch Formulierungen, die nach 
Satzungszweck z.B. mit „Anspruch der Volksgruppen 
und der einzelnen Landsleute auf Rückerstattung des 
geraubten Vermögens und die sich daraus ergebenden 
Entschädigungsansprüche zu vertreten“ definieren. Ver-
triebenenverbände mit diesem oder einem ähnlich for-
mulierten Satzungszweck können nicht als gemeinnüt-
zig behandelt werden, weil sie gegen die Gebote der 
Ausschließlichkeit (§ 56 AO) und der Selbstlosigkeit (§ 55 
AO) verstoßen. 

Satzungszwecke wie „Wiedervereinigung mit den Ver-
treibungsgebieten“ oder „Eingliederung der Vertrei-
bungsgebiete“ sind ebenfalls schädlich für die Gemein-
nützigkeit eines Vertriebenenverbandes. Die Verfolgung 
dieser Ziele ist keine Förderung der Allgemeinheit, weil 
solche Bestrebungen im Widerspruch zu den völker-
rechtlich verbindlichen Verträgen der Bundesrepublik 
Deutschland mit ihren östlichen Nachbarstaaten und 
zum Grundgesetz stehen (vgl. BFH-Beschluss vom 
16.10.1991, I B 16/91, BFH/NV 1992 S. 505). 12 

2.6 Zur Förderung der Ortsverschönerung gehören u. a. 
auch grundlegende Maßnahmen der Landschafts-, Hei-
mat-, und Denkmalpflege sowie des Naturschutzes zur 
Verbesserung der örtlichen Lebensqualität (z. B. Unter-
haltung von öffentlichen Parkanlagen und Lehrpfaden 

11 Nr. 2.5 Abs. 3 Satz 1 des AEAO zu § 52 AO eingefügt durch BMF-
Schreiben v. 12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 4 Buchst. h. 
12 Nr. 2.5 des AEAO zu § 52 AO ergänzt durch BMF-Schreiben v. 
31.1.2019, BStBl. I 2019, 71, Nr. 9 Buchst. d. 
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zur Regionalgeschichte). Aspekte der Wirtschafts- und 
Tourismusförderung fallen nicht darunter. 13 

2.7 Der Begriff Freifunk bezieht sich auf die nichtkommerzi-
elle Förderung der Einrichtung und Unterhaltung von 
Kommunikationsnetzwerken, die der Allgemeinheit of-
fenstehen. Die Weitergabe oder Verwendung der Nut-
zerdaten für gewerbliche Zwecke fällt nicht unter den 
Begriff des steuerlich begünstigten Freifunks.13 

2.8 Unter dem Begriff „bürgerschaftliches Engagement“ 
versteht man eine freiwillige, nicht auf das Erzielen eines 
persönlichen materiellen Gewinns gerichtete, auf die 
Förderung der Allgemeinheit hin orientierte, koopera-
tive Tätigkeit. Die Anerkennung der Förderung des bür-
gerschaftlichen Engagements zugunsten gemeinnützi-
ger, mildtätiger und kirchlicher Zwecke dient der Her-
vorhebung der Bedeutung, die ehrenamtlicher Einsatz 
für unsere Gesellschaft hat. Eine Erweiterung der ge-
meinnützigen Zwecke ist damit nicht verbunden.  

2.9 Soweit eine Körperschaft die Friedhofsverwaltung, ein-
schließlich der Pflege und Unterhaltung des Friedhofs-
geländes und seiner Baulichkeiten, selbstlos, ausschließ-
lich und unmittelbar wahrnimmt, kann dies als Förde-
rung der Allgemeinheit im Sinne des § 52 AO eingeord-
net werden. 

Dazu können auch die Aufgaben des Bestattungswe-
sens zählen, wie etwa der Bestattungsvorgang, die 
Grabfundamentierung, das Vorhalten aller erforderli-
chen Einrichtungen und Vorrichtungen sowie die not-
wendigerweise anfallenden Dienstleistungen wie Wäch-
terdienste, Sargaufbewahrung, Sargtransportdienste im 
Friedhofsbereich, Totengeleit, Kranzannahme, Graben 
der Gruft und ähnliche Leistungen. Weiterhin sind auch 
die Tätigkeiten umfasst, die kraft Herkommens oder all-
gemeiner Übung allein von der Friedhofsverwaltung er-
bracht oder allgemein als ein unverzichtbarer Bestand-
teil einer würdigen Bestattung angesehen werden, wie 
z. B. Läuten der Glocken, übliche Ausschmückung des 
ausgehobenen Grabes oder musikalische Umrahmung 
der Trauerfeier. 

Der Zweck umfasst auch die Unterhaltung von Gedenk-
stätten für sogenannte „Sternenkinder“, die nach dem 
jeweiligen Landesbestattungsgesetz nicht bestattet 
werden können, als einen Ort der Trauer für die be-
troffene Familie. Die seelsorgerische Betreuung der An-
gehörigen ist wie bisher als Förderung mildtätiger Zwe-
cke gemäß § 53 AO anzusehen. 14 

2.10 Durch § 52 Abs. 2 Satz 2 AO wird die Möglichkeit eröff-
net, Zwecke auch dann als gemeinnützig anzuerkennen, 
wenn diese nicht unter den Katalog des § 52 Abs. 2 Satz 
1 AO fallen. Die Anerkennung der Gemeinnützigkeit sol-
cher gesellschaftlicher Zwecke wird bundeseinheitlich 
abgestimmt. Satz 2 gilt auch für den Fall, dass die zu-
ständige Finanzbehörde den Antrag ablehnen möchte, 

________________ 
13 Nr. 2.6 und 2.7 des AEAO zu § 52 AO eingefügt durch BMF-
Schreiben v. 6.8.2021, BStBl I 2021, 1036, Nr. 1 Buchst. a. 
14 Nr. 2.9 des AEAO zu § 52 AO eingefügt durch BMF-Schreiben v. 
6.8.2021, DStR 2021, 1882, Nr. 1 Buchst. c. 
15 Nr. 2.11 des AEAO zu § 52 AO als Nr. 2.8 neu eingefügt durch 
BMF-Schreiben v. 31.1.2019, BStBl. I 2019, 71, Nr. 9 Buchst. e. Num-
merierung redaktionell angepasst durch BMF-Schreiben v. 6.8.2021, 
DStR 2021, 1882, Nr. 1 Buchst. d. 

es sei denn es ergibt sich aus anderen Gründen, dass 
der Antragsteller die Voraussetzungen der Gemeinnüt-
zigkeit nicht erfüllt. 

2.11 Folgende Zwecke wurden als vergleichbare Zwecke 
i.S.d. § 52 Abs. 2 Satz 2 AO anerkannt: 

- Turnierbridge nach dem Regelwerk der World Bridge 
Federation (BFH-Urteil vom 9.2.2017, V R 70/14, BStBl 
II S. 1106). 15  

3.  Internetvereine können wegen Förderung der Volksbil-
dung als gemeinnützig anerkannt werden, sofern ihr 
Zweck nicht der Förderung der (privat betriebenen) Da-
tenkommunikation durch Zurverfügungstellung von 
Zugängen zu Kommunikationsnetzwerken sowie durch 
den Aufbau, die Förderung und den Unterhalt entspre-
chender Netze zur privaten und geschäftlichen Nutzung 
durch die Mitglieder oder andere Personen dient. Zur 
steuerbegünstigten Förderung des Freifunks vgl. Nr. 2.7 
des AEAO zu § 52 AO. 16 

Freiwilligenagenturen sind Körperschaften, die Men-
schen für freiwilliges, unentgeltliches Engagement bei 
steuerbegünstigten Körperschaften oder Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechts qualifizieren und ihnen die 
entsprechenden Tätigkeiten vermitteln. Sie treten auch 
unter anderen Bezeichnungen auf, z.B. Freiwilligenzen-
tren oder Ehrenamtsbörsen. Freiwilligenagenturen kön-
nen regelmäßig wegen der Förderung der Bildung (§ 52 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 AO) als gemeinnützig behandelt wer-
den, weil das Schwergewicht ihrer Tätigkeit in der Aus- 
und Weiterbildung der Freiwilligen liegt. Die Vermitt-
lung der Freiwilligen in das gewünschte Betätigungsfeld 
ist lediglich Endpunkt und Abschluss eines Qualifizie-
rungsprozesses, nicht jedoch der vorrangige und über-
wiegende Tätigkeitsbereich. Erhält eine Freiwilligen-
agentur im Zusammenhang mit der Vermittlung von 
Freiwilligen ein Entgelt für ihre Leistungen, liegt ein wirt-
schaftlicher Geschäftsbetrieb i.S.d. § 14 AO vor, der so-
wohl die Ausbildungsleistung als auch die Vermittlung 
umfasst. Der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb ist als 
Zweckbetrieb (§ 65 AO) zu behandeln, weil das Entgelt 
für die Gesamtleistung - mit Schwergewicht bei der Aus-
bildung - gezahlt wird. 17 

4.  Erfinderclubs verfolgen in der Regel die Förderung von 
Bildung nach § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 AO. Eine Anerken-
nung der Gemeinnützigkeit wegen der Förderung der 
Forschung nach § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO ist nur dann 
möglich, wenn der Verein selbst forscht (Gebot der Un-
mittelbarkeit, § 57 AO). 

Nicht gemeinnützig ist die Förderung einer eigenen ge-
werblichen Tätigkeit oder die Förderung der gewerbli-
chen Tätigkeit der Mitglieder. Es ist entscheidend, dass 
es sich bei dem Verein nicht lediglich um einen Zusam-
menschluss von Personen handelt, die durch Erfindun-
gen, Patente und ihre Verwertung persönliche Einkünfte 

16 Nr. 3 des AEAO zu § 52 AO geändert durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 4 Buchst. i. 
17 Nr. 3 Abs. 2 des AEAO zu § 52 AO redaktionell angepasst durch 
BMF- Schreiben v. 12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 4 Buchst. j. 
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erzielen wollen. Die für die Gemeinnützigkeit geforderte 
Selbstlosigkeit eines Erfindervereins schließt zwar ein 
gewisses Eigeninteresse der Mitglieder an der Verein-
stätigkeit nicht aus, allerdings verstößt die Verfolgung 
von vorwiegend eigenwirtschaftlichen Interessen gegen 
das Gebot der Selbstlosigkeit nach § 55 Abs. 1 AO. An 
der gebotenen Selbstlosigkeit fehlt es, wenn der Verein 
nach seiner Satzung die Patentierung und Verwertung 
von Erfindungen seiner Mitglieder fördert, sie also bei 
einer im Grundsatz gewerblichen Tätigkeit unterstützt. 
Dies gilt auch, wenn der Verein die Patente für seine 
Mitglieder anmeldet und hält. Unschädlich ist die allge-
meine Information der Mitglieder, z.B. durch Lehrveran-
staltungen oder Merkblätter zum Patentrecht. 

Bei einem Verein, der selbst forscht, ist es unschädlich 
für die Steuerbegünstigung, wenn er Forschungsergeb-
nisse zum Patent anmeldet. Er muss die Forschungser-
gebnisse aber veröffentlichen und damit der Allgemein-
heit zugänglich machen. Erlegt die Satzung den Mitglie-
dern eine Geheimhaltungsverpflichtung auf, ist dies ein 
Indiz dafür, dass nicht die Allgemeinheit, sondern (nur 
oder in erster Linie) die Mitglieder gefördert werden sol-
len. 

Eine gemeinnützigkeitskonforme Zweckverwirklichung 
kann beispielhaft durch folgende Maßnahmen erfolgen: 

-  Förderung des Wissens über den Zusammenhang 
zwischen Erfindungen, Schutzrechten und Innovatio-
nen, 

-  Förderung des Erfahrungsaustausches im Zusammen-
hang mit Erfindungen, Innovationen und Patenten so-
wie 

-  Öffentlichkeitsarbeit; Durchführung von Veranstaltun-
gen, Fortbildungsmaßnahmen, Vorhaben, Projekten, 
die den satzungsmäßigen Zwecken (und nicht nur Ein-
zelnen) dienen. 18 

5. Der Träger einer Privatschule fördert mit dem Schulbe-
trieb nicht die Allgemeinheit, wenn die Höhe der Schul-
gebühren auch unter Berücksichtigung eines Stipendi-
enangebots zur Folge hat, dass die Schülerschaft sich 
nicht mehr als Ausschnitt der Allgemeinheit darstellt 
(BFH-Beschluss vom 26.5.2021, V R 31/19, BStBl S. 
835). 19 

Bei Körperschaften, die Privatschulen betreiben oder 
unterstützen, ist zwischen Ersatzschulen und Ergän-
zungsschulen zu unterscheiden. Die Förderung der All-
gemeinheit ist bei Ersatzschulen stets anzunehmen, weil 
die zuständigen Landesbehörden die Errichtung und 
den Betrieb einer Ersatzschule nur dann genehmigen 
dürfen, wenn eine Sonderung der Schüler nach den Be-
sitzverhältnissen der Eltern nicht gefördert wird (Art. 7 
Abs. 4 Satz 3 GG und die Privatschulgesetze der Länder). 
Bei Ergänzungsschulen kann eine Förderung der Allge-
meinheit dann angenommen werden, wenn in der Sat-
zung der Körperschaft festgelegt ist, dass bei mindes-
tens 25 % der Schüler keine Sonderung nach den Be-
sitzverhältnissen der Eltern i.S.d. Art. 7 Abs. 4 Satz 3 GG 

________________ 
18 Nr. 4 des AEAO zu § 52 AO neu eingefügt durch BMF-Schreiben 
v. 31.1.2019, BStBl. I 2019, 71, Nr. 9 Buchst. g. 
19 Nr. 5 Abs. 1 des AEAO zu § 52 AO eingefügt durch BMF-Schrei-
ben v. 12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 4 Buchst. k. 

und der Privatschulgesetze der Länder vorgenommen 
werden darf.  

Der Träger einer Kinderbetreuungseinrichtung fördert 
nicht die Allgemeinheit, wenn die Betreuungsplätze vor-
rangig den Beschäftigten von Vertragspartnern des Trä-
gers zur Verfügung gestellt werden und damit nicht 
mehr der Allgemeinheit zugutekommen (BFH-Urteil 
vom 1.2.2022, V R 1/20, BStBl II S. 629). Bei Kinderbe-
treuungseinrichtungen kann eine Förderung der Allge-
meinheit angenommen werden, wenn in der Satzung 
der Körperschaft festgelegt ist, dass mindestens 25% 
der Betreuungsplätze nicht an Kinder von Beschäftigten 
von Vertragspartnern vergeben werden. 20 

6.  Nachbarschaftshilfevereine, Tauschringe und ähnliche 
Körperschaften, deren Mitglieder kleinere Dienstleis-
tungen verschiedenster Art gegenüber anderen Ver-
einsmitgliedern erbringen (z.B. kleinere Reparaturen, 
Hausputz, Kochen, Kinderbetreuung, Nachhilfeunter-
richt, häusliche Pflege) sind grundsätzlich nicht gemein-
nützig, weil regelmäßig durch die gegenseitige Unter-
stützung in erster Linie eigenwirtschaftliche Interessen 
ihrer Mitglieder gefördert werden und damit gegen den 
Grundsatz der Selbstlosigkeit (§ 55 Abs. 1 AO) versto-
ßen wird. Solche Körperschaften können jedoch ge-
meinnützig sein, wenn sich ihre Tätigkeit darauf be-
schränkt, alte und hilfsbedürftige Menschen in Verrich-
tungen des täglichen Lebens zu unterstützen und damit 
die Altenhilfe gefördert bzw. mildtätige Zwecke 
(§ 53 AO) verfolgt werden. Soweit sich der Zweck der 
Körperschaften zusätzlich auf die Erteilung von Nachhil-
feunterricht und Kinderbetreuung erstreckt, können sie 
auch wegen Förderung der Jugendhilfe anerkannt wer-
den. Voraussetzung für die Anerkennung der Gemein-
nützigkeit solcher Körperschaften ist, dass die aktiven 
Mitglieder ihre Dienstleistungen als Hilfspersonen der 
Körperschaft (§ 57 Abs. 1 Satz 2 AO) ausüben.  

Vereine, deren Zweck die Förderung esoterischer Heils-
lehren ist, z. B. Reiki-Vereine, können nicht wegen För-
derung des öffentlichen Gesundheitswesens oder der 
öffentlichen Gesundheitspflege als gemeinnützig aner-
kannt werden.  

7.  Ein wesentliches Element des Sports (§ 52 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 21 AO) ist die körperliche Ertüchtigung. Motorsport 
fällt unter den Begriff des Sports (BFH-Urteil vom 
29.10.1997, I R 13/97, BStBl 1998 II S. 9), ebenso Ballon-
fahren. Dagegen sind Skat (BFH-Urteil vom 17.2.2000, I 
R 108, 109/98 - BFH/NV S. 1071), Bridge, Gospiel, 
Gotcha, Paintball und Tipp-Kick kein Sport i.S.d. Ge-
meinnützigkeitsrechts. Dies gilt auch für Amateurfunk, 
Modellflug und Hundesport, die jedoch eigenständige 
gemeinnützige Zwecke sind (§ 52 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 23 AO). Schützenvereine können auch dann als ge-
meinnützig anerkannt werden, wenn sie nach ihrer Sat-
zung neben dem Schießsport (als Hauptzweck) auch das 
Schützenbrauchtum (vgl. Nr. 12 11 des AEAO zu § 52) 
fördern. Die Durchführung von volksfestartigen Schüt-
zenfesten ist kein gemeinnütziger Zweck.  

20 Nr. 5 Abs. 3 des AEAO zu § 52 AO neu eingefügt durch BMF-
Schreiben v. 29.1.2026, BStBl I 2026, 226 und ergänzt durch BMF-
Schreiben v. 2.7.2026, BStBl I 2026, □ 
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Die Förderung des IPSC-Schießens (International Practi-
cal Shooting Confederation - IPSC) kann gemeinnützig 
sein (BFH-Urteil vom 27.9.2018, V R 48/16, BStBl II 2019, 
S. 790). Es ist dabei aber in jedem Einzelfall zu prüfen, 
ob nach dem konkret vorliegenden Sachverhalt bei Ver-
anstaltungen des betreffenden IPSC-Vereins oder bei 
Wettkämpfen, zu denen der Verein seine Mitglieder ent-
sendet, das Schießen auf Menschen simuliert wird, bzw. 
die beim IPSC-Schießen aufgebauten Szenarien als 
„Häuserkampf“ mit der Imitation eines Schusses auf 
Menschen interpretiert werden müssen. Liegt ein derar-
tiger Sachverhalt vor, ist dem betreffenden IPSC-Verein 
der Status der Gemeinnützigkeit zu versagen bzw. ab-
zuerkennen. 21 

8. Die Förderung des bezahlten Sports ist kein gemeinnüt-
ziger Zweck, weil dadurch eigenwirtschaftliche Zwecke 
der bezahlten Sportler gefördert werden. Sie ist aber 
unter bestimmten Voraussetzungen unschädlich für die 
Gemeinnützigkeit eines Sportvereins (s. § 58 Nr. 8 AO 
und § 67a AO).  

9. Aus dem Begriff der politischen Bildung von § 52 Abs. 2 
Nr. 7 AO (Förderung der Volksbildung) und Nr. 24 AO 
(allgemeine Förderung des demokratischen Staatswe-
sens) ergibt sich kein eigenständiger steuerbegünstigter 
Zweck der Einflussnahme auf die politische Willensbil-
dung und auf die Gestaltung der öffentlichen Meinung 
in beliebigen Politikbereichen im Sinne eines „allge-
meinpolitischen Mandats“ (BFH-Urteil vom 10.1.2019, V 
R 60/17, BStBl II S. 301 und BFH-Beschluss vom 
10.12.2020, V R 14/20, BStBl 2021 II S. 739; Nr. 16 des 
AEAO zu § 52).  

Eine steuerbegünstigte allgemeine Förderung des de-
mokratischen Staatswesens ist nur dann gegeben, wenn 
sich die Körperschaft umfassend mit den demokrati-
schen Grundprinzipien befasst und diese objektiv und 
neutral würdigt (BFH-Beschluss vom 18.8.2021, V B 
25/21 (AdV), BStBl II S. 931). Der Begriff des demokrati-
schen Staatswesens in § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 24 Halbsatz 
1 AO ist unter Berücksichtigung der Strukturprinzipien 
der bundesstaatlichen Verfassung in Art. 20 GG zu er-
mitteln. (BFH-Urteil vom 12.12.2024, V R 28/23, BStBl 
2025 II S. 431). 22  

Ist hingegen Zweck der Körperschaft die politische Bil-
dung, der es auf der Grundlage der Normen und Vor-
stellungen einer rechtsstaatlichen Demokratie um die 
Schaffung und Förderung politischer Wahrnehmungs-
fähigkeit und politischen Verantwortungsbewusstseins 
geht, liegt Volksbildung vor. Diese muss nicht nur in 
theoretischer Unterweisung bestehen, sie kann auch 
durch den Aufruf zu konkreter Handlung ergänzt wer-
den. Politische Bildung ist nicht förderbar, wenn sie ein-
gesetzt wird, um die politische Willensbildung und die 
öffentliche Meinung im Sinne eigener Auffassungen zu 
beeinflussen, z. B. durch einseitige Agitation oder unkri-
tische Indoktrination (BFH-Urteile vom 23.9.1999, XI R 

________________ 
21 Nr. 7 des AEAO zu § 52 AO angepasst durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 4 Buchst. l und m. 
22 Nr. 9 Abs. 2 des AEAO zu § 52 AO ergänzt durch BMF-Schreiben 
v. 2.7.2026, BStBl I 2026, □ 

63/98, BStBl 2000 II S. 200 und vom 10.1.2019, V R 
60/17, BStBl II S. 301). 23  

10. Die Förderung von Freizeitaktivitäten außerhalb des Be-
reichs des Sports ist nur dann als Förderung der Allge-
meinheit anzuerkennen, wenn die Freizeitaktivitäten 
hinsichtlich der Merkmale, die ihre steuerrechtliche För-
derung rechtfertigen, mit den im Katalog des § 52 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 23 AO genannten Freizeitgestaltungen iden-
tisch sind. Es reicht nicht aus, dass die Freizeitgestaltung 
sinnvoll und einer der in § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 23 AO 
genannten ähnlich ist (BFH-Urteil vom 14.9.1994, I R 
153/93, BStBl 1995 II S. 499). Die Förderung des Baus 
und Betriebs von Schiffs-, Auto-, Eisenbahn- und Dra-
chenflugmodellen ist identisch im vorstehenden Sinne 
mit der Förderung des Modellflugs, die Förderung des 
CB-Funkens mit der Förderung des Amateurfunkens. 
Diese Zwecke sind deshalb als gemeinnützig anzuer-
kennen. Nicht identisch im vorstehenden Sinne mit den 
in § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 23 AO genannten Freizeitaktivi-
täten und deshalb nicht als eigenständige gemeinnüt-
zige Zwecke anzuerkennen sind z.B. die Förderung des 
Amateurfilmens und -fotografierens, des Kochens, von 
Brett- und Kartenspielen und des Sammelns von Gegen-
ständen, wie Briefmarken, Münzen und Autogrammkar-
ten, sowie die Tätigkeit von Reise- und Touristik-, 
Sauna-, Geselligkeits-, Kosmetik-, und Oldtimer-Verei-
nen. Bei Vereinen, die das Amateurfilmen und -fotogra-
fieren fördern, und bei Oldtimer-Vereinen kann aber 
eine Steuerbegünstigung wegen der Förderung von 
Kunst oder (technischer) Kultur in Betracht kommen.  

11. Obst- und Gartenbauvereine fördern i.d.R. die Pflanzen-
zucht i.S.d. § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 23 AO. Die Förderung 
der Bonsaikunst ist Pflanzenzucht, die Förderung der 
Aquarien- und Terrarienkunde ist Tierzucht i.S.d. Vor-
schrift.  

12. Historische Schützenbruderschaften können wegen der 
Förderung der Brauchtumspflege (vgl. Nr. 7 6 des AEAO 
zu § 52), Freizeitwinzervereine wegen der Förderung der 
Heimatpflege, die Teil der Brauchtumspflege ist, als ge-
meinnützig behandelt werden. Dies gilt auch für Jung-
gesellen- und Burschenvereine, die das traditionelle 
Brauchtum einer bestimmten Region fördern, z.B. durch 
das Setzen von Maibäumen (Maiclubs). Die besondere 
Nennung des traditionellen Brauchtums als gemeinnüt-
ziger Zweck in § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 23 AO bedeutet je-
doch keine allgemeine Ausweitung des Brauchtumsbe-
griffs i.S.d. Gemeinnützigkeitsrechts. Studentische Ver-
bindungen, z.B. Burschenschaften, ähnliche Vereinigun-
gen, z.B. Landjugendvereine, Country- und Westernver-
eine und Vereine, deren Hauptzweck die Veranstaltung 
von örtlichen Volksfesten (z.B. Kirmes, Kärwa, Schützen-
fest) ist, sind deshalb i.d.R. nicht gemeinnützig. 24 

13. Bei Tier- und Pflanzenzuchtvereinen, Freizeitwinzerver-
einen sowie Junggesellen- oder Burschenvereinen ist 
besonders auf die Selbstlosigkeit (§ 55 AO) und die Aus-
schließlichkeit (§ 56 AO) zu achten. Eine Körperschaft ist 

23 Nr. 9 des AEAO zu § 52 AO angepasst durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 4 Buchst. n und o. Neu gefasst als 
Nr. 9 Abs. 3 durch BMF-Schreiben v. 2.7.2026, BStBl I 2026, □ 
24 Nr. 12 des AEAO zu § 52 AO angepasst durch BMF-Schreiben v. 
31.1.2019, BStBl. I 2019, 71, Nr. 9 Buchst. j. 
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z.B. nicht selbstlos tätig, wenn sie in erster Linie eigen-
wirtschaftliche Zwecke ihrer Mitglieder fördert. Sie ver-
stößt z.B. gegen das Gebot der Ausschließlichkeit, wenn 
die Durchführung von Festveranstaltungen (z.B. Winzer-
fest, Maiball) Satzungszweck ist. Bei der Prüfung der tat-
sächlichen Geschäftsführung von Freizeitwinzer, Jung-
gesellen- und Burschenvereinen ist außerdem beson-
ders darauf zu achten, dass die Förderung der Gesellig-
keit nicht im Vordergrund der Vereinstätigkeit steht.  

14. Soldaten- und Reservistenvereine verfolgen i.d.R. ge-
meinnützige Zwecke i.S.d. § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 23 AO, 
wenn sie aktive und ehemalige Wehrdienstleistende, 
Zeit- und Berufssoldaten betreuen, z.B. über mit dem 
Soldatsein zusammenhängende Fragen beraten, Mög-
lichkeiten zu sinnvoller Freizeitgestaltung bieten oder 
beim Übergang in das Zivilleben helfen. Die Pflege der 
Tradition durch Soldaten- und Reservistenvereine ist 
weder steuerbegünstigte Brauchtumspflege noch Be-
treuung von Soldaten und Reservisten i.S.d. § 52 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 23 AO. Die Förderung der Kameradschaft 
kann neben einem steuerbegünstigten Zweck als Ver-
einszweck genannt werden, wenn sich aus der Satzung 
ergibt, dass damit lediglich eine Verbundenheit der Ver-
einsmitglieder angestrebt wird, die aus der gemeinnüt-
zigen Vereinstätigkeit folgt (BFH-Urteil vom 11.3.1999, 
V R 57, 58/96, V R 57/96, V R 58/96, BStBl II S. 331).  

15. Einrichtungen, die mit ihrer Tätigkeit auf die Erholung 
arbeitender Menschen ausgerichtet sind (z.B. der Be-
trieb von Freizeiteinrichtungen wie Campingplätze oder 
Bootsverleihe), können nicht als gemeinnützig aner-
kannt werden, es sei denn, dass das Gewähren von Er-
holung einem besonders schutzwürdigen Personenkreis 
(z.B. Kranken oder der Jugend) zugutekommt oder in ei-
ner bestimmten Art und Weise (z.B. auf sportlicher 
Grundlage) vorgenommen wird (BFH-Urteile vom 
22.11.1972, I R 21/71, BStBl 1973 II S. 251, und vom 
30.9.1981, III R 2/80, BStBl 1982 II S. 148). Wegen Erho-
lungsheimen wird auf § 68 Nr. 1 Buchstabe a AO hinge-
wiesen.  

16. Politik kein eigenständiger steuerbegünstigter 
Zweck 25 

Politische Zwecke (Beeinflussung der politischen Mei-
nungs- und Willensbildung, Gestaltung der öffentlichen 
Meinung oder Förderung politischer Parteien) zählen 
nicht zu den gemeinnützigen Zwecken i. S. d. § 52 AO 
(BFH-Urteil vom 10.1.2019, V R 60/17, BStBl II S. 301 und 
BFH-Beschlüsse vom 10.12.2020, V R 14/20, BStBl 2021 
II S. 739 und vom 18.8.2021, V B 25/21 (AdV), BStBl II S. 
931). Parteipolitische Betätigung ist immer unvereinbar 
mit der Gemeinnützigkeit (BFH-Urteil vom 20.3.2017, X 
R 13/15, BStBl II S. 1110). 

Politische Betätigung als Mittel zur Verwirklichung 
satzungsmäßiger steuerbegünstigter Zwecke  

Es ist einer steuerbegünstigten Körperschaft gleichwohl 
gestattet, auf die politische Meinungs- und Willensbil-
dung und die Gestaltung der öffentlichen Meinung Ein-
fluss zu nehmen, wenn dies der Verfolgung ihrer steu-

________________ 
25 Nr. 16 des AEAO zu § 52 AO neu gefasst durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 4 Buchst. q. 

erbegünstigten Zwecke dient und parteipolitisch neut-
ral bleibt (BFH-Urteile vom 29.8.1984, I R 203/81, BStBl 
II S. 844; vom 23.11.1988, I R 11/88, BStBl 1989 II S. 391; 
vom 20.3.2017, X R 13/15, BStBl II S. 1110; vom 
10.1.2019, V R 60/17, BStBl II S. 301; BFH-Beschlüsse 
vom 10.12.2020, V R 14/20, BStBl 2021 II S. 739 und vom 
18.8.2021, V B 25/21 (AdV), a.a.O.).  

Die Beschäftigung mit politischen Vorgängen muss im 
Rahmen dessen liegen, was das Eintreten für die steuer-
begünstigten Zwecke und deren Verwirklichung erfor-
dert. Zur Förderung der Allgemeinheit gehört die kriti-
sche öffentliche Information und Diskussion dann, wenn 
ein nach § 52 Abs. 2 AO begünstigtes Anliegen der Öf-
fentlichkeit und auch Politikern nahegebracht werden 
soll (BFH-Urteil vom 10.1.2019, V R 60/17, BStBl II, S. 301; 
siehe aber zur Förderung der Volksbildung und der all-
gemeinen Förderung des demokratischen Staatswesens 
Nr. 9 des AEAO zu § 52). Unschädlich sind danach etwa 
die Einbringung von Fachwissen auf Aufforderung in 
parlamentarischen Verfahren oder gelegentliche Stel-
lungnahmen zu tagespolitischen Themen im Rahmen 
der steuerbegünstigten Satzungszwecke. Eine derart 
dienende und damit ergänzende Einwirkung muss aber 
gegenüber der unmittelbaren Förderung des steuerbe-
günstigten Zwecks in den Hintergrund treten. Bei Ver-
folgung der eigenen satzungsmäßigen Zwecke darf die 
Tagespolitik nicht im Mittelpunkt der Tätigkeit der Kör-
perschaft stehen. 

Politische Betätigung außerhalb der satzungsmäßi-
gen steuerbegünstigten Zwecke 

In Anwendung des Verhältnismäßigkeitsprinzips (vgl. 
Nr. 6 des AEAO zu § 63) ist es nicht zu beanstanden, 
wenn eine steuerbegünstigte Körperschaft außerhalb 
ihrer Satzungszwecke vereinzelt zu tagespolitischen 
Themen Stellung nimmt (z. B. ein Aufruf eines Sportver-
eins für Klimaschutz oder gegen Rassismus). 

 

AEAO zu § 53 AO - Mildtätige Zwecke: 

 

1.  Der Begriff "mildtätige Zwecke" umfasst auch die Unter-
stützung von Personen, die wegen ihres seelischen Zu-
stands hilfebedürftig sind. Das hat beispielsweise für die 
Telefonseelsorge Bedeutung.  

2. Völlige Unentgeltlichkeit der mildtätigen Zuwendung 
wird nicht verlangt. Die mildtätige Zuwendung darf nur 
nicht des Entgelts wegen erfolgen.  

3.  Eine Körperschaft, zu deren Satzungszwecken die Un-
terstützung von hilfebedürftigen Verwandten der Mit-
glieder, Gesellschafter, Genossen oder Stifter gehört, 
kann nicht als steuerbegünstigt anerkannt werden. Bei 
einer derartigen Körperschaft steht nicht die Förderung 
mildtätiger Zwecke, sondern die Förderung der Ver-
wandtschaft im Vordergrund. Ihre Tätigkeit ist deshalb 
nicht, wie es § 53 AO verlangt, auf die selbstlose Unter-
stützung hilfebedürftiger Personen gerichtet. Dem steht 
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bei Stiftungen § 58 Nr. 6 AO nicht entgegen. Diese Vor-
schrift ist lediglich eine Ausnahme von dem Gebot der 
Selbstlosigkeit (§ 55 AO), begründet aber keinen eigen-
ständigen gemeinnützigen Zweck. Bei der tatsächlichen 
Geschäftsführung ist die Unterstützung von hilfebedürf-
tigen Angehörigen grundsätzlich nicht schädlich für die 
Steuerbegünstigung. Die Verwandtschaft darf jedoch 
kein Kriterium für die Förderleistungen der Körperschaft 
sein.  

4.  Hilfen nach § 53 Nr. 1 AO (Unterstützung von Personen, 
die infolge ihres körperlichen, geistigen oder seelischen 
Zustands auf die Hilfe anderer angewiesen sind) dürfen 
ohne Rücksicht auf die wirtschaftliche Unterstützungs-
bedürftigkeit gewährt werden. Bei der Beurteilung der 
Bedürftigkeit i.S.d. § 53 Nr. 1 AO kommt es nicht darauf 
an, dass die Hilfebedürftigkeit dauernd oder für längere 
Zeit besteht. Hilfeleistungen wie beispielsweise "Essen 
auf Rädern" können daher steuerbegünstigt durchge-
führt werden. Bei Personen, die das 75. Lebensjahr voll-
endet haben, kann körperliche Hilfebedürftigkeit ohne 
weitere Nachprüfung angenommen werden.  

5.  § 53 Nr. 2 AO legt die Grenzen der wirtschaftlichen Hil-
febedürftigkeit fest. Danach können ohne Verlust der 
Steuerbegünstigung Personen unterstützt werden, de-
ren Bezüge das Vierfache, beim Alleinstehenden oder 
Alleinerziehenden das Fünffache des Regelsatzes der 
Sozialhilfe i.S.d. § 28 SGB XII (jeweilige Regelbedarfs-
stufe) nicht übersteigen. Etwaige Mehrbedarfszuschläge 
zum Regelsatz sind nicht zu berücksichtigen. Leistungen 
für die Unterkunft werden nicht gesondert berücksich-
tigt. Für die Begriffe "Einkünfte" und "Bezüge" sind die 
Ausführungen in R 33a.1 EStR maßgeblich.  

6.  Zu den Bezügen i.S.d. § 53 Nr. 2 zählen neben den Ein-
künften i.S.d. § 2 Abs. 1 EStG auch alle anderen für die 
Bestreitung des Unterhalts bestimmten oder geeigne-
ten Bezüge aller Haushaltsangehörigen. Hierunter fallen 
auch solche Einnahmen, die im Rahmen der steuerlichen 
Einkünfteerrmittlung nicht erfasst werden, also sowohl 
nicht steuerbare als auch für steuerfrei erklärte Einnah-
men (BFH-Urteil vom 2.8.1974 - VI R 148/71 - BStBl 1975 
II, S. 139). Gezahlte und empfangene Unterhaltsleistun-
gen sind bei der Einkommensberechnung zu berück-
sichtigen. 26 

Bei der Beurteilung der wirtschaftlichen Hilfebedürftig-
keit von unverheirateten minderjährigen Schwangeren 
und minderjährigen Müttern, die ihr leibliches Kind bis 
zur Vollendung seines 6. Lebensjahres betreuen, und die 
dem Haushalt ihrer Eltern oder eines Elternteils angehö-
ren, sind die Bezüge und das Vermögen der Eltern oder 
des Elternteils nicht zu berücksichtigen.  

7.  Bei Renten zählt der über den von § 53 Nr. 2 Satz 4 
Buchstabe a AO erfassten Anteil hinausgehende Teil der 
Rente zu den Bezügen im Sinne des § 53 Nr. 2 Buch-
stabe b AO.  

8.  Bei der Feststellung der Bezüge i.S.d. § 53 Nr. 2 Satz 1 
Buchstabe b AO sind aus Vereinfachungsgründen ins-
gesamt 180 € im Kalenderjahr abzuziehen, wenn nicht 

________________ 
26 Nr. 6 des AEAO zu § 53 AO redaktionell angepasst durch BMF-
Schreiben v. 12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 5 Buchst. b. 

höhere Aufwendungen, die in wirtschaftlichem Zusam-
menhang mit den entsprechenden Einnahmen stehen, 
nachgewiesen oder glaubhaft gemacht werden.  

9.  Als Vermögen, das zur nachhaltigen Verbesserung des 
Unterhalts ausreicht und dessen Verwendung für den 
Unterhalt zugemutet werden kann (§ 53 Nr. 2 
Satz 2 AO), ist in der Regel ein Vermögen mit einem ge-
meinen Wert (Verkehrswert) von mehr als 15.500 € an-
zusehen. Dabei bleiben außer Ansatz:  

-  Vermögensgegenstände, deren Veräußerung offen-
sichtlich eine Verschleuderung bedeuten würde 
oder die einen besonderen Wert, z.B. Erinnerungs-
wert, für die unterstützte Person haben oder zu sei-
nem Hausrat gehören  

- ein angemessenes Hausgrundstück im Sinne des 
§ 90 Abs. 2 Nr. 8 SGB XII, das die unterstützte Per-
son allein oder zusammen mit Angehörigen, denen 
es nach dem Tod der unterstützten Person weiter 
als Wohnraum dienen soll, bewohnt.  

Die Grenze bezieht sich auch bei einem Mehrpersonen-
haushalt auf jede unterstützte Person. H 33a.1 (Geringes 
Vermögen - „Schonvermögen“) EStH gilt entsprechend.  

10.  Erbringt eine Körperschaft ihre Leistungen an wirtschaft-
lich hilfebedürftige Personen, muss sie an Hand ihrer 
Unterlagen nachweisen können, dass die Höhe der Ein-
künfte und Bezüge sowie das Vermögen der unterstütz-
ten Personen die Grenzen des § 53 Nr. 2 AO nicht über-
steigen. Eine Erklärung, in der von der unterstützten 
Person nur das Unterschreiten der Grenzen des § 53 
Nr. 2 AO mitgeteilt wird, reicht allein nicht aus. Eine Be-
rechnung der maßgeblichen Einkünfte und Bezüge so-
wie eine Berechnung des Vermögens sind stets beizufü-
gen.  

11. Auf diesen Nachweis ist zu verzichten, wenn die Leis-
tungsempfänger Leistungen nach dem SGB II, SGB XII, 
Wohngeldgesetz, § 27a Bundesversorgungsgesetz oder 
nach § 6a Bundeskindergeldgesetz beziehen. Bei Bean-
tragung dieser Sozialleistungen prüft die zuständige So-
zialbehörde sowohl die Vermögens- als auch die Ein-
kommensverhältnisse der antragstellenden Personen. 
Verfügen sie über ausreichend finanzielle Mittel (Ein-
kommen oder einzusetzendes Vermögen), dann werden 
die beantragten Leistungen nicht bewilligt.   

12.  Beantragt eine Körperschaft die Befreiung von der 
Nachweispflicht nach § 53 Nr. 2 Satz 8 AO, muss sie 
nachweisen, dass aufgrund ihrer besonderen Art der ge-
währten Unterstützungsleistung sichergestellt ist, dass 
nur wirtschaftlich hilfebedürftige Personen unterstützt 
werden. Auf den Antrag hin wird ein Bescheid erlassen, 
der befristet oder mit anderen Nebenbestimmungen (§ 
120 AO) versehen werden kann.             

Auf die Nachweisführung kann verzichtet werden, wenn 
aufgrund der Art der Unterstützungsleistungen typi-
scherweise davon auszugehen ist, dass nur bedürftige 
Menschen unterstützt werden. Hierbei sind die beson-
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deren Gegebenheiten vor Ort sowie Inhalte und Bewer-
bungen des konkreten Leistungsangebotes zu berück-
sichtigen. Im Regelfall müssen Kleiderkammern, Sup-
penküchen, Obdachlosenasyle und die sogenannten Ta-
feln keine Nachweise erbringen. 

Dagegen reicht die pauschale Behauptung, dass die 
Leistungen sowieso nur von Hilfebedürftigen in An-
spruch genommen werden, nicht aus. Werden zum Bei-
spiel bei einem Sozialkaufhaus Leistungen an jeden er-
bracht, der sie in Anspruch nehmen möchte, dann 
kommt eine Befreiung nicht in Betracht.  

Der Bescheid über den Nachweisverzicht kann befristet 
ergehen oder mit anderen Nebenbestimmungen (§ 120 
AO) versehen werden. Treten Änderungen im rechtli-
chen oder tatsächlichen Bereich ein, dann gelten die Ab-
sätze 3 bis 5 des § 60a AO entsprechend. Dies gilt auch 
bei materiell-rechtlich fehlerhaften Bescheiden. (vgl. 
Nrn. 6 bis 8 des AEAO zu § 60a AO). 

13.  Besondere Gründe i. S. d. § 53 Nr. 3 AO sind insbeson-
dere Katastrophen, die durch Erlass des Bundesministe-
riums der Finanzen oder einer der obersten Finanzbe-
hörden der Länder festgestellt wurden. 27 

Handelt es sich um eine Notlage, sind Personen unab-
hängig von ihren Einkommens- und Vermögensgrenzen 
nach § 53 Nr. 2 Satz 1 und 2 AO hilfebedürftig, soweit 
durch die Katastrophen unvorhersehbare Mehraufwen-
dungen verursacht werden, denen keine Ansprüche auf 
Leistungen von dritter Seite (beispielsweise Versiche-
rungsleistungen oder staatliche Ansprüche) gegenüber-
stehen. Die durch die jeweilige Katastrophe entstan-
dene Notlage sowie die Mehraufwendungen sind 
glaubhaft zu machen. 

Sofern Leistungen von dritter Seite, auf die ein Anspruch 
besteht, zeitlich verzögert geleistet werden, sind die be-
troffenen Personen für den dadurch entstehenden 
Überbrückungszeitraum als hilfebedürftig anzusehen. 
Die dadurch entstehenden Liquiditätseinbußen oder 
sonstige erlittene Nachteile können somit von steuer-
begünstigten Körperschaften, beispielsweise durch die 
Auszahlung zinsloser Darlehen oder vorübergehende 
unentgeltliche Nutzungsüberlassungen, ausgeglichen 
werden. 

Sofern Leistungen von dritter Seite, auf die ein Anspruch 
besteht, zeitlich verzögert geleistet werden, sind die be-
troffenen Personen für den dadurch entstehenden 
Überbrückungszeitraum als hilfebedürftig anzusehen. 
Steuerbegünstigte Körperschaften können in diesem 
Fall für den Überbrückungszeitraum zwischen Scha-
denseintritt und Zahlung von dritter Seite zinslose Dar-
lehen geben oder ihre Zahlungen unter die Bedingung 
der nachträglichen Verrechnung mit möglichen Ansprü-
chen stellen. Weiterhin können auch unentgeltliche 
Nutzungsüberlassungen für den Überbrückungszeit-
raum erfolgen. 28 

________________ 
27 Nr. 13 des AEAO zu § 53 AO geändert durch BMF-Schreiben v. 
29.1.2026, BStBl I 2026, 226. 
28 Nr. 13 des AEAO zu § 53 AO hinzugefügt durch BMF-Schreiben v. 
5.2.2024, BStBl I 2024, 177. Absatz 3 neu gefasst durch BMF-Schrei-
ben v. 2.7.2026, BStBl I 2026, □ 

 

AEAO zu § 54 AO - Kirchliche Zwecke: 

 

Ein kirchlicher Zweck liegt nur vor, wenn die Tätigkeit darauf 
gerichtet ist, eine Religionsgemeinschaft des öffentlichen 
Rechts zu fördern. Bei Religionsgemeinschaften, die nicht 
Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, kann wegen 
Förderung der Religion eine Anerkennung als gemeinnüt-
zige Körperschaft in Betracht kommen.  

 

AEAO zu § 55 AO - Selbstlosigkeit: 

Zu § 55 Abs. 1 Nr. 1 AO:  

1.  Eine Körperschaft handelt selbstlos, wenn sie weder 
selbst noch zugunsten ihrer Mitglieder eigenwirtschaft-
liche Zwecke verfolgt. Ist die Tätigkeit einer Körper-
schaft in erster Linie auf Mehrung ihres eigenen Vermö-
gens gerichtet, so handelt sie nicht selbstlos. Eine Kör-
perschaft verfolgt z.B. in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke, wenn sie ausschließlich durch Darlehen ihrer 
Gründungsmitglieder finanziert ist und dieses Fremdka-
pital satzungsgemäß tilgen und verzinsen muss (BFH-
Urteile vom 13.12.1978, I R 39/78, BStBl 1979 II S. 482, 
vom 26.4.1989, I R 209/85, BStBl II S. 670 und vom 
28.6.1989, I R 86/85, BStBl 1990 II S. 550).  

2. Eine Eigengesellschaft einer juristischen Person des öf-
fentlichen Rechts kann nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG und § 
3 Nr. 6 Satz 1 GewStG steuerbegünstigt sein. Das gilt 
auch, soweit sie in die Erfüllung hoheitlicher Pflichtauf-
gaben der Trägerkörperschaft (z. B. Durchführung des 
bodengebundenen Rettungsdiensts) eingebunden ist. 
Sie verfolgt keine vordergründig eigennützigen Interes-
sen ihres Gesellschafters. Eine Steuerbegünstigung der 
Eigengesellschaft kommt aber grundsätzlich nur in Be-
tracht, wenn die von ihr erbrachten Leistungen ange-
messen vergütet werden. Maßstab ist die Höhe des Ent-
gelts, das von einem ordentlichen und gewissenhaften 
Geschäftsleiter auch mit einem Nichtgesellschafter als 
Auftraggeber vereinbart worden wäre. Dazu muss das 
Entgelt regelmäßig die Kosten ausgleichen und einen 
marktüblichen Gewinnaufschlag beinhalten (BFH-Urteil 
vom 27.11.2013, I R 17/12, BStBl 2016 II S. 68). Bei steu-
erbegünstigten Einrichtungen ist aufgrund der fehlen-
den Gewinnorientierung die Erhebung eines Ge-
winnaufschlags in der Regel nicht marktüblich. Dies gilt 
nicht für Leistungen der steuerbegünstigten Einrichtung 
aus einem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäfts-
betrieb (§ 64 AO). 29 

3.  Nach § 55 Abs. 1 AO dürfen sämtliche Mittel der Kör-
perschaft nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwen-
det werden (Ausnahmen siehe § 58 AO). Auch der Ge-
winn aus Zweckbetrieben und aus dem steuerpflichti-
gen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (§ 64 Abs. 2 AO) 

29 Nr. 2 des AEAO zu § 55 AO neu gefasst durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 6 Buchst. a. 
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sowie der Überschuss aus der Vermögensverwaltung 
dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet 
werden. Dies schließt die Bildung von Rücklagen im 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb und im Bereich der 
Vermögensverwaltung nicht aus.  

 Nach § 55 Abs. 1 AO dürfen sämtliche Mittel der Kör-
perschaft nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwen-
det werden (Ausnahmen siehe § 58 AO). Auch der Ge-
winn aus dem Zweckbetrieb und aus dem steuerpflich-
tigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (§ 64 Abs. 2 AO) 
sowie der Überschuss aus der Vermögensverwaltung 
dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet 
werden.  

 Es ist damit grundsätzlich nicht zulässig, Mittel des steu-
erbegünstigten Bereichs (ideeller Bereich und Gewinne 
aus Zweckbetrieben), für einen steuerpflichtigen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieb oder die Vermögensver-
waltung zu verwenden.  

 Der Einsatz von nicht zeitnah zu verwendenden Mitteln 
(z. B. aus der freien Rücklage nach § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO) 
in einem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäfts-
betrieb oder im Bereich der Vermögensverwaltung zur 
Beschaffung weiterer Mittel ist jedoch zulässig.  

 Zeitnah zu verwendende Mittel können vorübergehend 
dem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
oder der Vermögensverwaltung überlassen werden, 
wenn im Überlassungszeitpunkt sichergestellt ist, dass 
sie innerhalb der Verwendungsfrist nach § 55 Abs. 1 Nr. 
5 AO bzw. bei Rücklagen nach § 62 Nr. 1, 2 oder 4 AO 
bis zum vorgesehenen Verwendungszeitpunkt für die 
satzungsmäßigen Zwecke wieder zur Verfügung ste-
hen. 30 

4.  Es ist grundsätzlich nicht zulässig, Mittel des ideellen 
Bereichs (insbesondere Mitgliedsbeiträge, Spenden, Zu-
schüsse, Rücklagen), Gewinne aus Zweckbetrieben, Er-
träge aus der Vermögensverwaltung und das entspre-
chende Vermögen für einen steuerpflichtigen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieb zu verwenden, z.B. zum 
Ausgleich eines Verlustes. Für das Vorliegen eines Ver-
lustes ist das Ergebnis des einheitlichen steuerpflichti-
gen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs (§ 64 Abs. 2 AO) 
maßgeblich. Eine Verwendung von Mitteln des ideellen 
Bereichs für den Ausgleich des Verlustes eines einzelnen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs liegt deshalb nicht 
vor, soweit der Verlust bereits im Entstehungsjahr mit 
Gewinnen anderer steuerpflichtiger wirtschaftlicher Ge-
schäftsbetriebe verrechnet werden kann. Verbleibt da-
nach ein Verlust, ist keine Verwendung von Mitteln des 
ideellen Bereichs für dessen Ausgleich anzunehmen, 
wenn dem ideellen Bereich in den sechs vorangegange-
nen Jahren Gewinne des einheitlichen steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs in mindestens glei-
cher Höhe zugeführt worden sind. Insoweit ist der Ver-
lustausgleich im Entstehungsjahr als Rückgabe früherer, 
durch das Gemeinnützigkeitsrecht vorgeschriebener 
Gewinnabführungen anzusehen.  

 Ausgehend davon, dass die Mittel der Körperschaft nur 
für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden 

________________ 
30 Nr. 3 des AEAO zu § 55 AO neu gefasst durch BMF-Schreiben v. 
2.7.2026, BStBl I 2026, □ 

dürfen, führt der Ausgleich eines Verlustes im steuer-
pflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb oder in der 
Vermögens-verwaltung grundsätzlich zu einer Mittel-
fehlverwendung nach § 55 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 AO. Für 
das Vorliegen eines Verlustes ist beim steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb das Ergebnis des ein-
heitlichen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäfts-
betriebs (§ 64 Abs. 2 AO) und bei der Vermögensverwal-
tung das Ergebnis des gesamten Bereichs der Vermö-
gens-verwaltung nach ertragsteuerlichen Grundsätzen 
maßgeblich. Ein Verlust liegt damit nicht vor, falls der 
Verlust bereits im Entstehungsjahr mit Gewinnen ande-
rer steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetriebe 
verrechnet werden kann. Das gleiche gilt entsprechend 
für Verlustverrechnungen bei mehreren vermögensver-
waltenden Tätigkeiten.  

 Zu Dauerverlusten siehe Nr. 1 des AEAO zu § 56. 31 

5.  Ein nach ertragsteuerlichen Grundsätzen ermittelter 
Verlust eines steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetriebs ist unschädlich für die Steuerbegünsti-
gung der Körperschaft, wenn er ausschließlich durch die 
Berücksichtigung von anteiligen Abschreibungen auf 
gemischt genutzte Wirtschaftsgüter entstanden ist und 
wenn die folgenden Voraussetzungen erfüllt sind:  

-  Das Wirtschaftsgut wurde für den ideellen Bereich an-
geschafft oder hergestellt und wird nur zur besseren 
Kapazitätsauslastung und Mittelbeschaffung teil- 
oder zeitweise für den steuerpflichtigen wirtschaftli-
chen Geschäftsbetrieb genutzt. Die Körperschaft darf 
nicht schon im Hinblick auf eine zeit- oder teilweise 
Nutzung für den steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb ein größeres Wirtschaftsgut ange-
schafft oder hergestellt haben, als es für die ideelle 
Tätigkeit notwendig war.  

- Die Körperschaft verlangt für die Leistungen des steu-
erpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs 
marktübliche Preise.  

- Der steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbetrieb 
bildet keinen eigenständigen Sektor eines Gebäudes 
(z.B. Gaststättenbetrieb in einer Sporthalle).  

Diese Grundsätze gelten entsprechend für die Berück-
sichtigung anderer gemischter Aufwendungen (z.B. zeit-
weiser Einsatz von Personal des ideellen Bereichs in ei-
nem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbe-
trieb) bei der gemeinnützigkeitsrechtlichen Beurteilung 
von Verlusten.  

Ausnahmeregelungen 

In den nachfolgenden Fällen wird ein nach ertragsteu-
erlichen Grundsätzen ermittelter Verlust ausnahms-
weise nicht beanstandet. 

5.1 Sechs-Jahresausgleich aus Vorgewinnen 

Wenn dem steuerbegünstigten Bereich in den sechs vo-
rangegangenen Jahren Gewinne des einheitlichen steu-

31 Nr. 4 des AEAO zu § 55 AO neu gefasst durch BMF-Schreiben v. 
2.7.2026, BStBl I 2026, □ 
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erpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs in min-
destens gleicher Höhe zugeführt worden sind, ist der 
Verlustausgleich im Entstehungsjahr als Rückgabe 
früherer, durch das Gemeinnützigkeitsrecht vorge-
schriebener Gewinnabführungen anzusehen. Entspre-
chendes gilt für Verluste im Bereich der Vermögensver-
waltung. 

5.2 Buchverluste 

Entsteht ein Verlust aufgrund einer Abschreibung eines 
Wirtschaftsguts, welches aber tatsächlich einen den 
Buchwert übersteigenden höheren Teilwert hat, ist die-
ser unschädlich. Der höhere Teilwert ist durch die steu-
erbegünstigte Körperschaft glaubhaft zu machen. Bei 
Gebäuden kann insoweit unterstellt werden, dass der 
Verlust allein auf einer Abschreibung beruht. 

5.3 Kapazitätsauslastung 

Unschädlich ist ein Verlust aufgrund von anteiligen Auf-
wendungen auf gemischt genutzte Wirtschaftsgüter, 
wenn diese für den steuerbegünstigten Bereich ange-
schafft oder hergestellt wurden, nur zur besseren Kapa-
zitätsauslastung für Zwecke der Mittelbeschaffung teil- 
oder zeitweise im steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb oder der Vermögensverwaltung genutzt 
und marktübliche Entgelte vereinbart werden. Die Kör-
perschaft darf nicht schon im Hinblick auf eine zeit- oder 
teilweise Nutzung für den steuerpflichtigen wirtschaftli-
chen Geschäftsbetrieb ein größeres Wirtschaftsgut an-
geschafft oder hergestellt haben, als es für die steuer-
begünstigte Tätigkeit notwendig war. 

Diese Grundsätze gelten entsprechend für die Berück-
sichtigung anderer gemischter Aufwendungen (z. B. 
zeitweiser Einsatz von Personal des steuerbegünstigten 
Bereichs in einem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb) bei der gemeinnützigkeitsrechtlichen 
Beurteilung von Verlusten. 

5.4 Ex ante Betrachtung 

Der Ausgleich eines nach Anwendung der Nummern 5.1 
bis 5.3 verbleibenden Verlustes ist darüber hinaus als 
unschädlich anzusehen, wenn die den Verlusten zu-
grunde liegenden Entscheidungen zum Entscheidungs-
zeitpunkt (ex ante Betrachtung) auf Grundlage ange-
messener Informationen getroffen wurden und bei ver-
nünftiger kaufmännischer Beurteilung wirtschaftlich 
vertretbar waren. Der zum Verlustausgleich verwendete 
Betrag muss regelmäßig innerhalb von 24 Monaten 
nach Ende des Wirtschaftsjahres der Verlustentstehung 
in den steuerbegünstigten Bereich zurückgeführt wer-
den.  

Die Rückführung kann aus Gewinnen des steuerpflichti-
gen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs erfolgen. Bei 
Verlusten aus der Vermögensverwaltung kann die Rück-
führung aus Überschüssen aus der Vermögensverwal-
tung erfolgen. Außerdem dürfen für den Ausgleich des 
Verlustes Umlagen und Zuschüsse, die dafür bestimmt 

________________ 
32 Nr. 5 des AEAO zu § 55 AO neu gefasst durch BMF-Schreiben v. 
2.7.2026, BStBl I 2026, □ 
33 Nr. 6 des AEAO zu § 55 AO redaktionell angepasst durch BMF-
Schreiben v. 12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 6 Buchst. b. 

sind, verwendet werden. Derartige Zuwendungen sind 
jedoch keine steuerbegünstigten Spenden. Ebenfalls 
kann die Rückführung auch durch Aufnahme eines be-
trieblichen Darlehens erfolgen, falls Tilgung und Zinsen 
für das Darlehen ausschließlich aus Mitteln des steuer-
pflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs geleistet 
werden. Eine Darlehensaufnahme ist jedoch ausge-
schlossen, wenn im Zeitpunkt der Darlehensaufnahme 
auch in Zukunft nicht mit Gewinnen zu rechnen ist. 

Bei dem Aufbau eines neuen Betriebs ist die Entstehung 
von Anlaufverlusten innerhalb der ersten drei Jahre re-
gelmäßig als wirtschaftlich vertretbar anzusehen. In die-
sen Fällen muss die Körperschaft aber regelmäßig inner-
halb von drei Jahren nach dem Ende des letzten Verlust-
jahres die zum Verlustausgleich verwendeten Mittel in 
den steuerbegünstigten Bereich zurückführen. 32 

6.  Der Ausgleich des Verlustes eines steuerpflichtigen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetriebs mit Mitteln des ideellen 
Bereichs ist außerdem unschädlich für die Steuerbe-
günstigung, wenn  

- der Verlust auf einer Fehlkalkulation beruht,  

- die Körperschaft innerhalb von zwölf Monaten nach 
Ende des Wirtschaftsjahres, in dem der Verlust ent-
standen ist, dem ideellen Tätigkeitsbereich wieder 
Mittel in entsprechender Höhe zuführt und  

- die zugeführten Mittel nicht aus Zweckbetrieben, aus 
dem Bereich der steuerbegünstigten Vermögensver-
waltung, aus Beiträgen oder aus anderen Zuwendun-
gen, die zur Förderung der steuerbegünstigten Zwe-
cke der Körperschaft bestimmt sind, stammen (BFH-
Urteil vom 13.11.1996, I R 152/93, BStBl 1998 II S. 711).  

Die Zuführungen zum ideellen Bereich können dem-
nach aus dem Gewinn des (einheitlichen) steuerpflich-
tigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs, der in dem 
Wirtschaftsjahr nach der Entstehung des Verlustes er-
zielt wird, geleistet werden. Außerdem dürfen für den 
Ausgleich des Verlustes Umlagen und Zuschüsse, die 
dafür bestimmt sind, verwendet werden. Derartige 
Zuwendungen sind jedoch keine steuerbegünstigten 
Spenden. 33  

[Einstweilen frei] 34 

7.  Eine für die Steuerbegünstigung schädliche Verwen-
dung von Mitteln für den Ausgleich von Verlusten des 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs 
liegt auch dann nicht vor, wenn dem Betrieb die erfor-
derlichen Mittel durch die Aufnahme eines betrieblichen 
Darlehens zugeführt werden oder bereits in dem Betrieb 
verwendete ideelle Mittel mittels eines Darlehens, das 
dem Betrieb zugeordnet wird, innerhalb der Frist von 
zwölf Monaten nach dem Ende des Verlustentstehungs-
jahres an den ideellen Bereich der Körperschaft zurück 
gegeben werden. Voraussetzung für die Unschädlich-

34 Nr. 6 des AEAO zu § 55 AO gestrichen durch BMF-Schreiben v. 
2.7.2026, BStBl I 2026, □ 
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keit ist, dass Tilgung und Zinsen für das Darlehen aus-
schließlich aus Mitteln des steuerpflichtigen wirtschaft-
lichen Geschäftsbetriebs geleistet werden.  

Die Belastung von Vermögen des ideellen Bereichs mit 
einer Sicherheit für ein betriebliches Darlehen (z.B. 
Grundschuld auf einer Sporthalle) führt grundsätzlich zu 
keiner anderen Beurteilung. Die Eintragung einer 
Grundschuld bedeutet noch keine Verwendung des be-
lasteten Vermögens für den steuerpflichtigen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieb. 

[Einstweilen frei] 35 

8.  Steuerbegünstigte Körperschaften unterhalten steuer-
pflichtige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe regelmäßig 
nur, um dadurch zusätzliche Mittel für die Verwirkli-
chung der steuerbegünstigten Zwecke zu beschaffen. Es 
kann deshalb unterstellt werden, dass etwaige Verluste 
bei Betrieben, die schon längere Zeit bestehen, auf einer 
Fehlkalkulation beruhen. Bei dem Aufbau eines neuen 
Betriebs ist eine Verwendung von Mitteln des ideellen 
Bereichs für den Ausgleich von Verlusten auch dann un-
schädlich für die Steuerbegünstigung, wenn mit Anlauf-
verlusten zu rechnen war. Auch in diesem Fall muss die 
Körperschaft aber i.d.R. innerhalb von drei Jahren nach 
dem Ende des Entstehungsjahres des Verlustes dem 
ideellen Bereich wieder Mittel, die gemeinnützigkeits-
unschädlich dafür verwendet werden dürfen, zuführen. 

 [Einstweilen frei] 36 

 9.  Die Regelungen in Nrn. 4 bis 8 des AEAO zu § 55 gelten 
entsprechend für die Vermögensverwaltung.  

[Einstweilen frei] 37 

10. Veräußert ein steuerpflichtiger Anteilseigner seine An-
teile an einer steuerbegünstigten Kapitalgesellschaft an 
einen steuerbegünstigten Erwerber, liegt regelmäßig 
eine Mittelfehlverwendung vor, wenn der Veräuße-
rungspreis über dem Wert der eingezahlten Kapitalan-
teile und dem gemeinen Wert der Sachanlagen der An-
teile liegt (vgl. BFH-Beschluss vom 12.10.2010, I R 59/09, 
BStBl 2012 II S. 226). 38 

11. Mitglieder dürfen keine Zuwendungen aus Mitteln der 
Körperschaft erhalten. Dies gilt nicht, soweit es sich um 
Annehmlichkeiten handelt, wie sie im Rahmen der Be-
treuung von Mitgliedern allgemein üblich und nach all-
gemeiner Verkehrsauffassung als angemessen anzuse-
hen sind.  

12. Keine Zuwendung i.S.d. § 55 Abs. 1 Nr. 1 AO liegt vor, 
wenn der Leistung der Körperschaft eine Gegenleistung 
des Empfängers gegenübersteht (z.B. bei Kauf-, Dienst- 
und Werkverträgen) und die Werte von Leistung und 
Gegenleistung nach wirtschaftlichen Grundsätzen ge-
geneinander abgewogen sind.  

________________ 
35 Nr. 7 des AEAO zu § 55 AO gestrichen durch BMF-Schreiben v. 
2.7.2026, BStBl I 2026, □ 
36 Nr. 8 des AEAO zu § 55 AO gestrichen durch BMF-Schreiben v. 
2.7.2026, BStBl I 2026, □ 
37 Nr. 9 des AEAO zu § 55 AO gestrichen durch BMF-Schreiben v. 
2.7.2026, BStBl I 2026, □ 

13. Ist einer Körperschaft zugewendetes Vermögen mit vor 
der Übertragung wirksam begründeten Ansprüchen 
(z.B. Nießbrauch, Grund- oder Rentenschulden, Ver-
mächtnisse aufgrund testamentarischer Bestimmungen 
des Zuwendenden) belastet, deren Erfüllung durch die 
Körperschaft keine nach wirtschaftlichen Grundsätzen 
abgewogene Gegenleistung für die Übertragung des 
Vermögens darstellt, mindern die Ansprüche das über-
tragene Vermögen bereits im Zeitpunkt des Übergangs. 
Wirtschaftlich betrachtet wird der Körperschaft nur das 
nach der Erfüllung der Ansprüche verbleibende Vermö-
gen zugewendet. Die Erfüllung der Ansprüche aus dem 
zugewendeten Vermögen ist deshalb keine Zuwendung 
i.S.d. § 55 Abs. 1 Nr. 1 AO. Dies gilt auch, wenn die Kör-
perschaft die Ansprüche aus ihrem anderen zulässigen 
Vermögen einschließlich der Rücklage nach § 62 Abs. 
1 Nr. 3 AO erfüllt.  

14. Soweit die vorhandenen flüssigen Vermögensmittel 
nicht für die Erfüllung der Ansprüche ausreichen, darf 
die Körperschaft dafür auch Erträge verwenden. Ihr 
müssen jedoch ausreichende Mittel für die Verwirkli-
chung ihrer steuerbegünstigten Zwecke verbleiben. 
Diese Voraussetzung ist als erfüllt anzusehen, wenn für 
die Erfüllung der Verbindlichkeiten höchstens ein Drittel 
des Einkommens der Körperschaft verwendet wird. Die 
Ein-Drittel-Grenze umfasst bei Rentenverpflichtungen 
nicht nur die über den Barwert hinausgehenden, son-
dern die gesamten Zahlungen. Sie bezieht sich auf den 
Veranlagungszeitraum.  

15. § 58 Nr. 6 AO enthält eine Ausnahmeregelung zu § 55 
Abs. 1 Nr. 1 AO für Stiftungen. Diese ist nur anzuwen-
den, wenn eine Stiftung Leistungen erbringt, die dem 
Grunde nach gegen § 55 Abs. 1 Nr. 1 AO verstoßen, also 
z.B. freiwillige Zuwendungen an den in § 58 Nr. 6 AO ge-
nannten Personenkreis leistet oder für die Erfüllung von 
Ansprüchen dieses Personenkreises aus der Übertra-
gung von Vermögen nicht das belastete oder anderes 
zulässiges Vermögen, sondern Erträge einsetzt. Im Un-
terschied zu anderen Körperschaften kann eine Stiftung 
unter den Voraussetzungen des § 58 Nr. 6 AO auch 
dann einen Teil ihres Einkommens für die Erfüllung sol-
cher Ansprüche verwenden, wenn ihr dafür ausrei-
chende flüssige Vermögensmittel zur Verfügung ste-
hen. Der Grundsatz, dass der wesentliche Teil des Ein-
kommens für die Verwirklichung der steuerbegünstig-
ten Zwecke verbleiben muss, gilt aber auch für Stiftun-
gen. Daraus folgt, dass eine Stiftung insgesamt höchs-
tens ein Drittel ihres Einkommens für unter § 58 Nr. 6 
AO fallende Leistungen und für die Erfüllung von ande-
ren durch die Übertragung von belastetem Vermögen 
begründeten Ansprüchen verwenden darf. 6Das dem 
entgegenstehende BFH-Urteil vom 21.1.1998, II R 16/95, 
BStBl II S. 758 ist insoweit über den entschiedenen Ein-
zelfall hinaus nicht anzuwenden. 39 

16. Die Vergabe von Darlehen aus Mitteln, die zeitnah für 
die steuerbegünstigten Zwecke zu verwenden sind, ist 

38 Nr. 10 des AEAO zu § 55 AO eingefügt durch BMF-Schreiben v. 
20.12.2019, Nr. 3 Buchst. a 
39 Nr. 15 Satz 6 des AEAO zu § 55 AO eingefügt durch BMF-Schrei-
ben v. 12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 6 Buchst. c. 
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unschädlich für die Gemeinnützigkeit, wenn die Körper-
schaft damit selbst unmittelbar ihre steuerbegünstigten 
satzungsmäßigen Zwecke verwirklicht. Dies kann z.B. 
der Fall sein, wenn die Körperschaft im Rahmen ihrer je-
weiligen steuerbegünstigten Zwecke Darlehen im Zu-
sammenhang mit einer Schuldnerberatung zur Ablö-
sung von Bankschulden, Darlehen an Nachwuchskünst-
ler für die Anschaffung von Instrumenten oder Stipen-
dien für eine wissenschaftliche Ausbildung teilweise als 
Darlehen vergibt. Voraussetzung ist, dass sich die Dar-
lehensvergabe von einer gewerbsmäßigen Kredit-
vergabe dadurch unterscheidet, dass sie zu günstigeren 
Bedingungen erfolgt als zu den allgemeinen Bedingun-
gen am Kapitalmarkt (z.B. Zinslosigkeit, Zinsverbilli-
gung).  

Die Vergabe von Darlehen aus zeitnah für die steuerbe-
günstigten Zwecke zu verwendenden Mitteln an andere 
steuerbegünstigte Körperschaften ist im Rahmen des 
§ 58 Nrn. 1 und 2 AO zulässig (mittelbare Zweckverwirk-
lichung), wenn die andere Körperschaft die darlehens-
weise erhaltenen Mittel unmittelbar für steuerbegüns-
tigte Zwecke innerhalb der für eine zeitnahe Mittelver-
wendung vorgeschriebenen Frist verwendet. 40 

Darlehen, die zur unmittelbaren Verwirklichung der 
steuerbegünstigten Zwecke vergeben werden, sind im 
Rechnungswesen entsprechend kenntlich zu machen. Es 
muss sichergestellt und für die Finanzbehörde nach-
prüfbar sein, dass die Rückflüsse, d.h. Tilgung und Zin-
sen, wieder zeitnah für die steuerbegünstigten Zwecke 
verwendet werden.  

17. Aus Mitteln, die nicht dem Gebot der zeitnahen Mittel-
verwendung unterliegen (Vermögen einschließlich der 
zulässigen Zuführungen und der zulässig gebildeten 
Rücklagen), darf die Körperschaft Darlehen nach folgen-
der Maßgabe vergeben:  

Die Zinsen müssen sich in dem auf dem Kapitalmarkt 
üblichen Rahmen halten, es sei denn, der Verzicht auf 
die üblichen Zinsen ist eine nach den Vorschriften des 
Gemeinnützigkeitsrechts und der Satzung der Körper-
schaft zulässige Zuwendung (z.B. Darlehen an eine 
ebenfalls steuerbegünstigte Mitgliedsorganisation oder 
eine hilfebedürftige Person). Bei Darlehen an Arbeitneh-
mer aus dem Vermögen kann der (teilweise) Verzicht 
auf eine übliche Verzinsung als Bestandteil des Arbeits-
lohns angesehen werden, wenn dieser insgesamt, also 
einschließlich des Zinsvorteils, angemessen ist und der 
Zinsverzicht auch von der Körperschaft als Arbeitslohn 
behandelt wird (z.B. Abführung von Lohnsteuer und So-
zialversicherungsbeiträgen).  

Maßnahmen, für die eine Rücklage nach § 62 Abs. 1 Nr. 
1 AO worden ist, dürfen sich durch die Gewährung von 
Darlehen nicht verzögern.  

18. Die Vergabe von Darlehen ist als solche kein steuerbe-
günstigter Zweck. Sie darf deshalb nicht Satzungszweck 
einer steuerbegünstigten Körperschaft sein. Es ist je-
doch unschädlich für die Steuerbegünstigung, wenn die 
Vergabe von zinsgünstigen oder zinslosen Darlehen 
nicht als Zweck, sondern als Mittel zur Verwirklichung 

________________ 
40 Nr. 16 des AEAO zu § 55 AO angepasst durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 6 Buchst. d. 

des steuerbegünstigten Zwecks in der Satzung der Kör-
perschaft aufgeführt ist.  

19. Eine Körperschaft kann nicht als steuerbegünstigt be-
handelt werden, wenn ihre Ausgaben für die allgemeine 
Verwaltung einschließlich der Werbung um Spenden ei-
nen angemessenen Rahmen übersteigen (§ 55 Abs. 1 
Nrn. 1 und 3 AO). Dieser Rahmen ist in jedem Fall über-
schritten, wenn eine Körperschaft, die sich weitgehend 
durch Geldspenden finanziert, diese - nach einer Auf-
bauphase - überwiegend zur Bestreitung von Ausgaben 
für Verwaltung und Spendenwerbung statt für die Ver-
wirklichung der steuerbegünstigten satzungsmäßigen 
Zwecke verwendet (BFH-Beschluss vom 23.9.1998, I B 
82/98, BStBl 2000 II S. 320). Die Verwaltungsausgaben 
einschließlich Spendenwerbung sind bei der Ermittlung 
der Anteile ins Verhältnis zu den gesamten vereinnahm-
ten Mitteln (Spenden, Mitgliedsbeiträge, Zuschüsse, Ge-
winne aus wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben usw.) zu 
setzen.  

Für die Frage der Angemessenheit der Verwaltungsaus-
gaben kommt es entscheidend auf die Umstände des 
jeweiligen Einzelfalls an. Eine für die Steuerbegünsti-
gung schädliche Mittelverwendung kann deshalb auch 
schon dann vorliegen, wenn der prozentuale Anteil der 
Verwaltungsausgaben einschließlich der Spendenwer-
bung deutlich geringer als 50 % ist.  

20. Während der Gründungs- oder Aufbauphase einer Kör-
perschaft kann auch eine überwiegende Verwendung 
der Mittel für Verwaltungsausgaben und Spendenwer-
bung unschädlich für die Steuerbegünstigung sein. Die 
Dauer der Gründungs- oder Aufbauphase, während der 
dies möglich ist, hängt von den Verhältnissen des Ein-
zelfalls ab.  

Der in dem BFH-Beschluss vom 23.9.1998, I B 82/98, 
BStBl 2000 II S. 320 zugestandene Zeitraum von vier Jah-
ren für die Aufbauphase, in der höhere anteilige Ausga-
ben für Verwaltung und Spendenwerbung zulässig sind, 
ist durch die Besonderheiten des entschiedenen Falles 
begründet (insbesondere zweite Aufbauphase nach Ab-
erkennung der Steuerbegünstigung). Er ist deshalb als 
Obergrenze zu verstehen. I.d.R. ist von einer kürzeren 
Aufbauphase auszugehen.  

21. Die Steuerbegünstigung ist auch dann zu versagen, 
wenn das Verhältnis der Verwaltungsausgaben zu den 
Ausgaben für die steuerbegünstigten Zwecke zwar ins-
gesamt nicht zu beanstanden, eine einzelne Verwal-
tungsausgabe (z.B. das Gehalt des Geschäftsführers 
oder der Aufwand für die Mitglieder- und Spendenwer-
bung) aber nicht angemessen ist (§ 55 Abs. 1 Nr. 3 AO).  

22. Bei den Kosten für die Beschäftigung eines Geschäfts-
führers handelt es sich grundsätzlich um Verwaltungs-
ausgaben. Eine Zuordnung dieser Kosten zu der steuer-
begünstigten Tätigkeit ist nur insoweit möglich, als der 
Geschäftsführer unmittelbar bei steuerbegünstigten 
Projekten mitarbeitet. Entsprechendes gilt für die Zu-
ordnung von Reisekosten.  
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23. Eine Unternehmergesellschaft i. S. d. § 5a Abs. 1 GmbHG 
ist gesetzlich verpflichtet, von ihrem um einen Verlust-
vortrag aus dem Vorjahr geminderten Jahresüberschuss 
bis zum Erreichen des Stammkapitals von 25.000 € min-
destens 25 % in eine gesetzliche Rücklage einzustellen 
(§ 5a Abs. 3 GmbHG). Mit der Bildung dieser Rücklage 
verstößt die Unternehmergesellschaft grundsätzlich 
nicht gegen das Gebot der zeitnahen Mittelverwen-
dung. 41   

Zu § 55 Abs. 1 Nr. 2 und 4 AO:  

24. Die in § 55 Abs. 1 Nrn. 2 und 4 AO genannten Sachein-
lagen sind Einlagen i.S.d. Handelsrechts, für die dem 
Mitglied Gesellschaftsrechte eingeräumt worden sind. 
Insoweit sind also nur Kapitalgesellschaften, nicht aber 
Vereine angesprochen. Unentgeltlich zur Verfügung ge-
stellte Vermögensgegenstände, für die keine Gesell-
schaftsrechte eingeräumt sind (Leihgaben, Sachspen-
den) fallen nicht unter § 55 Abs. 1 Nr. 2 und 4 AO. So-
weit Kapitalanteile und Sacheinlagen von der Vermö-
gensbindung ausgenommen werden, kann von dem 
Gesellschafter nicht die Spendenbegünstigung des 
§ 10b EStG (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG) in Anspruch genom-
men werden. Eingezahlte Kapitalanteile i.S.d. § 55 Abs. 1 
Nr. 2 und 4 AO liegen nicht vor, soweit für die Kapital-
erhöhung Gesellschaftsmittel verwendet wurden (z.B. 
nach § 57c GmbHG).  

Zu § 55 Abs. 1 Nr. 3 AO:  

25. Bei Vorstandsmitgliedern von Vereinen sind Tätigkeits-
vergütungen gemeinnützigkeitsrechtlich nur zulässig, 
wenn eine entsprechende Satzungsregelung besteht. 
Zu Einzelheiten bei Zahlungen an den Vorstand steuer-
begünstigter Vereine siehe BMF-Schreiben vom 
21.11.2014, BStBl I S. 1581. 42 

Diese Regelung gilt für Stiftungen entsprechend.  

Zur Feststellung von Mittelfehlverwendungen i. S. v. § 55 
Abs. 1 Nr. 3 AO durch überhöhte Vergütungen an den 
Geschäftsführer einer gemeinnützigen Körperschaft ist 
ein Fremdvergleich anzustellen. Dabei sind die Grund-
sätze der vGA zu berücksichtigen. "Unverhältnismäßig" 
in § 55 Abs. 1 Nr. 3 AO hat im Grundsatz dieselbe Be-
deutung wie „unangemessen" im Bereich der vGA ge-
mäß § 8 Abs. 3 Satz 2 KStG. Zur Feststellung einer vGA 
durch überhöhte Vergütungen eines Gesellschafter-Ge-
schäftsführers kann die Vergütung entweder mit den 
Entgelten verglichen werden, die Geschäftsführer oder 
Arbeitnehmer des betreffenden Unternehmens bezie-
hen (interner Fremdvergleich) oder mit den Entgelten, 
die unter gleichen Bedingungen an Fremdgeschäftsfüh-
rer anderer Unternehmen gezahlt werden (externer 
Fremdvergleich). Maßstab des externen Fremdver-
gleichs können dabei auch die für vergleichbare Tätig-
keiten von Wirtschaftsunternehmen gewährten Vergü-
tungen sein.  

________________ 
41 Nr. 23 des AEAO zu § 55 AO angepasst durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 6 Buchst. e. 
42 Nr. 24 des AEAO zu § 55 AO angepasst durch BMF-Schreiben v. 
31.1.2019, BStBl. I 2019, 71, Nr. 10 Buchst. b. 
43 Nr. 25 Abs 3 und 4 des AEAO zu § 55 AO eingefügt durch BMF-
Schreiben v. 12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 6 Buchst. f. 

Da nicht nur ein bestimmtes Gehalt als „angemessen" 
angesehen werden kann, sondern der Bereich des An-
gemessenen sich auf eine gewisse Bandbreite erstreckt, 
sind unangemessen nur diejenigen Bezüge, die den 
oberen Rand dieser Bandbreite übersteigen. Eine nur 
geringfügige Überschreitung der Angemessenheits-
grenze begründet noch keine vGA; diese liegt erst bei 
einem „krassen Missverhältnis" der Gesamtvergütung 
vor. Dies ist jedenfalls dann anzunehmen, wenn die An-
gemessenheitsgrenze um mehr als 20 % überschritten 
wird (BFH-Urteil vom 12.3.2020, V R 5/17, BStBl 2021 II 
S. 55). 43 

Zu § 55 Abs. 1 Nr. 4 AO:  

26. Eine wesentliche Voraussetzung für die Annahme der 
Selbstlosigkeit bildet der Grundsatz der Vermögensbin-
dung für steuerbegünstigte Zwecke im Falle der Been-
digung des Bestehens der Körperschaft oder des Weg-
falles des bisherigen Zwecks (§ 55 Abs. 1 Nr. 4 AO).  

Hiermit soll verhindert werden, dass gemeinnützigkeits-
rechtlich gebundenes Vermögen, später zu nicht be-
günstigten Zwecken verwendet wird. Die satzungsmäßi-
gen Anforderungen an die Vermögensbindung sind in 
§ 61 AO geregelt.  

Das Vermögen einer Körperschaft, das vor dem Eintritt 
in die Steuerbegünstigung nach §§ 51 ff. AO angesam-
melt wurde, unterliegt ebenso der Vermögensbindung 
des § 55 Abs. 1 Nr. 4 AO wie das Vermögen, welches seit 
dem Eintritt in die Steuerbegünstigung gebildet 
wurde. 44 

27. Eine Körperschaft ist nur dann steuerbegünstigt i.S.d. 
§ 55 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 AO, wenn sie nach § 5 Abs. 1 
Nr. 9 KStG von der Körperschaftsteuer befreit ist. Als 
Empfänger des Vermögens der Körperschaft kommen 
neben inländischen Körperschaften auch die in § 5 
Abs. 2 Nr. 2 KStG aufgeführten Körperschaften in Be-
tracht.  

Zu § 55 Abs. 1 Nr. 5 AO:  

28. Die Körperschaft muss ihre Mittel grundsätzlich zeitnah 
für ihre steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke 
verwenden. Verwendung in diesem Sinne ist auch die 
Verwendung der Mittel für die Anschaffung oder Her-
stellung von Vermögensgegenständen, die satzungs-
mäßigen Zwecken dienen (z.B. Bau eines Altenheims, 
Kauf von Sportgeräten oder medizinischen Geräten).  

Die Bildung von Rücklagen ist nur unter den Vorausset-
zungen des § 62 AO zulässig. Davon unberührt bleiben 
Rücklagen in einem steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb und Rücklagen im Bereich der Vermö-
gensverwaltung (vgl. Nr. 3 des AEAO zu § 55 AO). 45  

29. Eine zeitnahe Mittelverwendung ist gegeben, wenn die 
Mittel spätestens in den auf den Zufluss folgenden zwei 

44 Nr. 26 Abs. 3 des AEAO zu § 55 AO eingefügt durch BMF-Schrei-
ben v. 12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 6 Buchst. g. 
45 Nr. 27 des AEAO zu § 55 AO redaktionell angepasst durch BMF-
Schreiben v. 7.8.2017, BStBl. I 2017, 1257, Tz. 8 

http://www.stiftungsakademie.de/
http://www.fachportal-steuerrecht.de/jportal/portal/t/1en3/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR010050934BJNE006529811&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.fachportal-steuerrecht.de/jportal/portal/t/1en3/
http://www.fachportal-steuerrecht.de/jportal/portal/t/1en3/


AEAO i.S.d. §§ 51-68 AO, zuletzt geändert durch BMF-Schreiben vom 2. Juli 2026 

Deutsche Stiftungsakademie  |  www.stiftungsakademie.de/AEAO 19 

Kalender- oder Wirtschaftsjahren für die steuerbegüns-
tigten satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Am 
Ende des Kalender- oder Wirtschaftsjahres noch vor-
handene Mittel müssen in der Bilanz oder Vermögens-
aufstellung der Körperschaft zulässigerweise dem Ver-
mögen oder einer zulässigen Rücklage zugeordnet oder 
als im zurückliegenden Jahr zugeflossene Mittel, die in 
den folgenden zwei Jahren für die steuerbegünstigten 
Zwecke zu verwenden sind, ausgewiesen sein. Soweit 
Mittel nicht schon im Jahr des Zuflusses für die steuer-
begünstigten Zwecke verwendet oder zulässigerweise 
dem Vermögen zugeführt werden, ist ihre zeitnahe Ver-
wendung nachzuweisen, zweckmäßigerweise durch 
eine Nebenrechnung (Mittelverwendungsrechnung). 
Der Zweck des Grundsatzes der zeitnahen Mittelver-
wendung gebietet es, dass bei der Nachprüfung der 
Mittelverwendung nicht auf die einzelne Zuwendung 
abzustellen ist, sondern auf die Gesamtheit aller zeitnah 
zu verwendenden Zuwendungen und sonstigen Einnah-
men bzw. Vermögenswerte der Körperschaft (Saldobe-
trachtung bzw. Globalbetrachtung; BFH-Urteil vom 
20.3.2017, X R 13/15, BStBl II S. 1110). 

30. 1Die Pflicht zur zeitnahen Mittelverwendung besteht 
nicht für Körperschaften mit jährlichen Einnahmen von 
nicht mehr als 45.000 € 100.000 €. 46 

 2Einnahmen im Sinne der Norm sind alle Vermögens-
mehrungen, die der Körperschaft zufließen. Es gilt das 
Zuflussprinzip nach § 11 EStG. 3Dazu zählen die Einnah-
men des ideellen Bereichs sowie die Bruttoeinnahmen 
der Vermögensverwaltung, des Zweckbetriebs und des 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs. 
4Zu den Einnahmen in diesem Sinne gehören auch sol-
che Zuflüsse, die grundsätzlich nicht der zeitnahen Mit-
telverwendung unterliegen, z. B. Zuwendungen in das 
Vermögen der Körperschaft (§ 62 Abs. 3 AO). 5Nicht zu 
den Einnahmen in diesem Sinne gehören solche Mittel, 
für die die Pflicht zur zeitnahen Mittelverwendung z. B. 
wegen eines Sphärenwechsels, grundsätzlich wieder-
auflebt, ohne dass der Körperschaft insoweit Mittel zu-
fließen. 

 6Die Verpflichtung zur Verwendung für satzungsmäßige 
steuerbegünstigte Zwecke nach § 55 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 
AO bleibt unberührt. 47 

31. 1In dem Veranlagungszeitraum, in dem die Einnahmen 
einer Körperschaft unter der 45.000 € 100.000 €-Grenze 
bleiben, ist für sämtliche vorhandene Mittel die Pflicht 
zur zeitnahen Mittelverwendung ausgesetzt. 2Bei Über-
schreiten dieser Grenze unterliegen die in den Jahren 
des Unterschreitens angesammelten und die übrigen, 
zu diesem Zeitpunkt noch vorhandenen Mittel, nicht 
dem Gebot der zeitnahen Mittelverwendung. 48 

32. Nicht dem Gebot der zeitnahen Mittelverwendung un-
terliegt das Vermögen der Körperschaften, auch soweit 
es durch Umschichtungen innerhalb des Bereichs der 
Vermögensverwaltung entstanden ist (z.B. Verkauf eines 
zum Vermögen gehörenden Grundstücks einschließlich 

________________ 
46 Nr. 30 des AEAO zu § 55 AO geändert durch BMF-Schreiben v. 
2.7.2026, BStBl I 2026, □ 
47 Nr. 30 und 31 des AEAO zu § 55 AO eingefügt durch BMF-Schrei-
ben v. 6.8.2021, DStR 2021, 1882, Nr. 2 Buchst. a. 

des den Buchwert übersteigenden Teils des Preises). Au-
ßerdem kann eine Körperschaft die in § 62 Abs. 3 und 
4 AO bezeichneten Mittel ohne für die Gemeinnützig-
keit schädliche Folgen ihrem Vermögen zuführen. 

Werden Vermögensgegenstände veräußert, die sat-
zungsmäßigen Zwecken dienen und aus zeitnah zu ver-
wendenden Mitteln angeschafft worden sind, sind die 
Veräußerungserlöse zeitnah im Sinne des § 55 Abs. 1 
Nr. 5 AO zu verwenden. Werden derartige Vermögens-
gegenstände in den Bereich der Vermögensverwaltung 
oder in den steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb überführt, lebt die Pflicht zur zeitnahen 
Mittelverwendung in Höhe des Verkehrswerts dieser 
Vermögensgegenstände wieder auf. 

Wechselt eine Körperschaft von der Steuerpflicht in die 
Steuerbefreiung nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG unterliegen 
die bis zum Eintritt in die Steuerbefreiung angesammel-
ten Mittel nicht der Pflicht zur zeitnahen Mittelverwen-
dung nach § 55 Abs. 1 Nr. 5 AO.“ 49 

Zu § 55 Abs. 2 AO:  

33. Wertsteigerungen bleiben für steuerbegünstigte Zwe-
cke gebunden. Bei der Rückgabe des Wirtschaftsguts 
selbst hat der Empfänger die Differenz in Geld auszu-
gleichen.  

Zu § 55 Abs. 3 AO:  

34.  Die Regelung, nach der sich die Vermögensbindung 
nicht auf die eingezahlten Kapitalanteile der Mitglieder 
und den gemeinen Wert der von den Mitgliedern ge-
leisteten Sacheinlagen erstreckt, gilt bei Stiftungen für 
die Stifter und ihre Erben sinngemäß (§ 55 Abs. 3 erster 
Halbsatz AO). Es ist also zulässig, das Stiftungskapital 
und die Zustiftungen von der Vermögensbindung aus-
zunehmen und im Falle des Erlöschens der Stiftung an 
den Stifter oder seine Erben zurückfallen zu lassen. Für 
solche Stiftungen und Zustiftungen kann aber vom Stif-
ter nicht die Spendenvergünstigung nach § 10b EStG 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG) in Anspruch genommen werden.  

35.  Die Vorschrift des § 55 Abs. 3 zweiter Halbsatz AO, die 
sich nur auf Stiftungen und Körperschaften des öffentli-
chen Rechts bezieht, berücksichtigt die Regelung im 
EStG, wonach die Entnahme eines Wirtschaftsgutes mit 
dem Buchwert angesetzt werden kann, wenn das Wirt-
schaftsgut den in § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 4 EStG genannten 
Körperschaften unentgeltlich überlassen wird. Dies hat 
zur Folge, dass der Zuwendende bei der Aufhebung der 
Stiftung nicht den gemeinen Wert der Zuwendung, son-
dern nur den dem ursprünglichen Buchwert entspre-
chenden Betrag zurückerhält. Stille Reserven und Wert-
steigerungen bleiben hiernach für steuerbegünstigte 
Zwecke gebunden. Bei Rückgabe des Wirtschaftsgutes 
selbst hat der Empfänger die Differenz in Geld auszu-
gleichen.  

 

48 Nr. 31 des AEAO zu § 55 AO geändert durch BMF-Schreiben v. 
2.7.2026, BStBl I 2026, □ 
49 Nr. 32 des AEAO zu § 55 AO ergänzt durch BMF-Schreiben v. 
2.7.2026, BStBl I 2026, □ 
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AEAO zu § 56 AO - Ausschließlichkeit: 

 

1.   Das Ausschließlichkeitsgebot des § 56 AO besagt, dass 
eine Körperschaft nicht steuerbegünstigt ist, wenn sie 
neben ihrer steuerbegünstigten Zielsetzung weitere 
Zwecke verfolgt und diese Zwecke nicht steuerbegüns-
tigt sind. 2Im Zusammenhang mit der Vermögensver-
waltung und wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben, die 
Nicht-Zweckbetriebe sind, folgt daraus, dass deren Un-
terhaltung der Steuerbegünstigung einer Körperschaft 
entgegensteht, wenn sie in der Gesamtschau zum 
Selbstzweck wird und in diesem Sinne neben die Verfol-
gung des steuerbegünstigten Zwecks der Körperschaft 
tritt. 3Die Vermögensverwaltung sowie die Unterhaltung 
eines Nicht-Zweckbetriebs sind gemeinnützigkeits-
rechtlich nur dann unschädlich, wenn sie um des steu-
erbegünstigten Zwecks willen erfolgen, indem sie z.B. 
der Beschaffung von Mitteln zur Erfüllung der steuerbe-
günstigten Aufgabe dienen. 4Ist die Vermögensverwal-
tung bzw. der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb dagegen 
nicht dem steuerbegünstigten Zweck untergeordnet, 
sondern ein davon losgelöster Zweck oder gar Haupt-
zweck der Betätigung der Körperschaft, so scheitert de-
ren Steuerbegünstigung an § 56 AO. 5In einem solchen 
Fall kann die Betätigung der Körperschaft nicht in einen 
steuerfreien und in einen steuerpflichtigen Teil aufge-
teilt werden; vielmehr ist dann die Körperschaft insge-
samt als steuerpflichtig zu behandeln. 6Bei steuerbe-
günstigten Körperschaften, insbesondere Förderkörper-
schaften, die sich in ihrer tatsächlichen Geschäftsfüh-
rung an die in ihrer Satzung enthaltene Pflicht zur Ver-
wendung sämtlicher Mittel für die satzungsmäßigen 
Zwecke halten, ist das Ausschließlichkeitsgebot selbst 
dann erfüllt, wenn sie sich vollständig aus Mitteln eines 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs 
oder aus der Vermögensverwaltung finanzieren. Auf das 
BFH-Urteil vom 4.4.2007, I R 76/05, BStBl II S. 631, wird 
hingewiesen. 50

 Das Ausschließlichkeitsgebot des § 56 AO besagt, dass 
eine Körperschaft nicht steuerbegünstigt ist, wenn sie 
neben ihrer steuerbegünstigten Zielsetzung weitere 
Zwecke verfolgt und diese Zwecke nicht steuerbegüns-
tigt sind. Im Zusammenhang mit der Vermögensverwal-
tung und steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäfts-
betrieben folgt daraus, dass deren Unterhaltung der 
Steuerbegünstigung einer Körperschaft entgegensteht, 
wenn sie in der Gesamtschau zum Selbstzweck wird und 
in diesem Sinne neben die Verfolgung des steuerbe-
günstigten Zwecks der Körperschaft tritt.  

 Steuerbegünstigte Körperschaften dürfen steuerpflich-
tige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe sowie die Vermö-
gensverwaltung nur unterhalten, um dadurch zusätzli-
che Mittel für die Verwirklichung der steuerbegünstig-
ten Zwecke zu beschaffen. Eine dauerhaft verlustbrin-
gende Tätigkeit ist nach vernünftiger kaufmännischer 
Beurteilung einzustellen oder das Betriebskonzept an-
zupassen, sobald erkennbar ist, dass in angemessener 
Zeit nicht mit Gewinnen zu rechnen ist.  

________________ 
50 Nr. 1 des AEAO zu § 56 AO angepasst durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 7 Buchst. a bis c. 

 Ist die Vermögensverwaltung bzw. der wirtschaftliche 
Geschäftsbetrieb nicht dem steuerbegünstigten Zweck 
untergeordnet, sondern ein davon losgelöster Zweck 
oder gar Hauptzweck der Betätigung der Körperschaft, 
so scheitert deren Steuerbegünstigung an § 56 AO. In 
einem solchen Fall kann die Betätigung der Körper-
schaft nicht in einen steuerfreien und in einen steuer-
pflichtigen Teil aufgeteilt werden; vielmehr ist dann die 
Körperschaft insgesamt als steuerpflichtig zu behan-
deln. Bei steuerbegünstigten Körperschaften, insbeson-
dere Förderkörperschaften, die sich in ihrer tatsächli-
chen Geschäftsführung an die in ihrer Satzung enthal-
tene Pflicht zur Verwendung sämtlicher Mittel für die 
satzungsmäßigen Zwecke halten, ist das Ausschließlich-
keitsgebot selbst dann erfüllt, wenn sie sich vollständig 
aus Mitteln eines steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetriebs oder aus der Vermögensverwaltung fi-
nanzieren. Auf das BFH-Urteil vom 4.4.2007, I R 76/05, 
BStBl II S. 631, wird hingewiesen. 51 

2.  Eine Körperschaft darf mehrere steuerbegünstigte Zwe-
cke nebeneinander verfolgen, ohne dass dadurch die 
Ausschließlichkeit verletzt wird. Die verwirklichten steu-
erbegünstigten Zwecke müssen jedoch sämtlich sat-
zungsmäßige Zwecke sein. Will demnach eine Körper-
schaft steuerbegünstigte Zwecke, die nicht in die Sat-
zung aufgenommen sind, fördern, so ist eine Satzungs-
änderung erforderlich, die den Erfordernissen des § 60 
AO entsprechen muss.  

 

AEAO zu § 57 AO - Unmittelbarkeit: 

Zu § 57 Abs. 1 AO:  

1.  Die Vorschrift stellt in Absatz 1 klar, dass die Körper-
schaft die steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwe-
cke selbst verwirklichen muss, damit Unmittelbarkeit 
gegeben ist (wegen der Ausnahmen Hinweis auf 
§ 58 AO).  

2.  Das Gebot der Unmittelbarkeit ist gemäß § 57 Abs. 1 
Satz 2 AO auch dann erfüllt, wenn sich die steuerbe-
günstigte Körperschaft einer Hilfsperson bedient. Hier-
für ist es erforderlich, dass nach den Umständen des Fal-
les, insbesondere nach den rechtlichen und tatsächli-
chen Beziehungen, die zwischen der Körperschaft und 
der Hilfsperson bestehen, das Wirken der Hilfsperson 
wie eigenes Wirken der Körperschaft anzusehen ist, d.h. 
die Hilfsperson nach den Weisungen der Körperschaft 
einen konkreten Auftrag ausführt. Hilfsperson kann eine 
natürliche Person, Personenvereinigung oder juristische 
Person sein. Die Körperschaft hat durch Vorlage ent-
sprechender Vereinbarungen nachzuweisen, dass sie 
den Inhalt und den Umfang der Tätigkeit der Hilfsper-
son im Innenverhältnis bestimmen kann. Die Tätigkeit 
der Hilfsperson muss den Satzungsbestimmungen der 
Körperschaft entsprechen. Diese hat nachzuweisen, 
dass sie die Hilfsperson überwacht. Die weisungsge-
mäße Verwendung der Mittel ist von ihr sicherzustellen.  

51 Nr. 1 des AEAO zu § 56 AO neu gefasst durch BMF-Schreiben v. 
2.7.2026, BStBl I 2026, □ 
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Die Steuerbegünstigung einer Körperschaft, die nur 
über eine Hilfsperson das Merkmal der Unmittelbarkeit 
erfüllt (§ 57 Abs. 1 Satz 2 AO), ist unabhängig davon zu 
gewähren, wie die Hilfsperson gemeinnützigkeitsrecht-
lich behandelt wird.  

Die Steuerbegünstigung einer Hilfsperson ist nicht aus-
geschlossen, wenn die Körperschaft mit ihrer Hilfsper-
sonentätigkeit nicht nur die steuerbegünstigte Tätigkeit 
einer anderen Körperschaft unterstützt, sondern zu-
gleich eigene steuerbegünstigte Satzungszwecke ver-
folgt und ihren Beitrag im Außenverhältnis selbststän-
dig und eigenverantwortlich erbringt.  

Zu § 57 Abs. 2:  

3.  Ein Zusammenschluss im Sinne des § 57 Abs. 2 AO ist 
gegeben, wenn die Einrichtung ausschließlich allge-
meine, aus der Tätigkeit und Aufgabenstellung der Mit-
gliederkörperschaften erwachsene Interessen wahr-
nimmt. Nach § 57 Absatz 2 AO wird eine Körperschaft, 
in der steuerbegünstigte Körperschaften zusammenge-
fasst sind, einer Körperschaft gleichgestellt, die unmit-
telbar steuerbegünstigte Zwecke verfolgt. Vorausset-
zung ist, dass jede der zusammengefassten Körper-
schaften sämtliche Voraussetzungen für die Steuerbe-
günstigung erfüllt. Verfolgt eine solche Körperschaft 
selbst unmittelbar steuerbegünstigte Zwecke, ist die 
bloße Mitgliedschaft einer nicht steuerbegünstigten Or-
ganisation für die Steuerbegünstigung unschädlich. Die 
Körperschaft darf die nicht steuerbegünstigte Organisa-
tion aber nicht mit Rat und Tat fördern (z. B. Zuweisung 
von Mitteln, Rechtsberatung).  

Zu § 57 Abs. 3 AO:  

4.  Das planmäßige Zusammenwirken mit mindestens einer 
weiteren Körperschaft, die im Übrigen die Vorausset-
zungen der §§ 51 bis 68 AO erfüllt, ist ein Fall der unmit-
telbaren Zweckverwirklichung. 2Körperschaften können 
damit steuerbegünstigt arbeitsteilig vorgehen, um ge-
meinsam einen steuerbegünstigten Zweck zu verfolgen. 
3Wenn mehrere Körperschaften, die außer dem Unmit-
telbarkeitsgrundsatz alle Voraussetzungen der §§ 51 bis 
68 AO erfüllen, satzungsgemäß durch planmäßiges Zu-
sammenwirken einen gemeinnützigen Zweck verfolgen, 
ist das Kriterium der Unmittelbarkeit für alle beteiligten 
Körperschaften erfüllt. 52 

5. Planmäßiges Zusammenwirken bedeutet das gemein-
same, inhaltlich aufeinander abgestimmte und koordi-
nierte Wirken von zwei oder mehreren steuerbegünstig-
ten Körperschaften, um einen ihrer steuerbegünstigten 
Satzungszwecke zu verwirklichen.  

 2Zusammenwirken umfasst alle Tätigkeiten, die geeig-
net sind, die Verwirklichung der eigenen satzungsmäßi-
gen Zwecke in Kooperation mit einer anderen Körper-
schaft zu erfüllen. 3Hierzu können neben Dienstleistun-
gen und Warenlieferungen auch Nutzungsüberlassun-
gen gehören. 4Ein planmäßiges Zusammenwirken liegt 
z. B. vor, wenn ein Krankenhaus eine zum Zweckbetrieb 

________________ 
52 Nr. 4 bis 11 des AEAO zu § 57 AO eingefügt durch BMF-Schreiben 
v. 6.8.2021, BStBl I 2021, 1036, Nr. 3 Buchst. c. 
53 Nr. 5 Satz 2 des AEAO zu § 57 AO ergänzt durch BMF-Schreiben 
v. 12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 8 Buchst. a. 

i. S. d. § 67 AO gehörende Wäscherei auf eine GmbH 
ausgliedert und die Wäscherei weiterhin Leistungen an 
das Krankenhaus erbringt. 53 

 5§ 57 Abs. 3 AO erfordert nicht den Leistungsaustausch 
zwischen zwei Körperschaften, sondern ein „satzungs-
mäßiges planmäßiges Zusammenwirken“. 6Dieses Zu-
sammenwirken kann auch in der Weise erfolgen, dass 
mehrere Körperschaften unterschiedliche Leistungsele-
mente an einen selbst nicht steuerbegünstigten Dritten 
erbringen, wenn diese Leistungselemente durch ihr Zu-
sammenwirken in die Förderung eines gemeinsamen 
steuerbegünstigten Zwecks münden.52 

6. Die Anforderung an den eigenen Beitrag einer Körper-
schaft besteht darin, dass sie selbst arbeitsteilig zur Ver-
wirklichung der steuerbegünstigten Zwecke beitragen 
muss. 2Eine bloße Vergabe von Aufträgen für ein Pro-
jekt, ohne Eigenleistung in diesem Projekt selbst, ist bei-
spielsweise nicht ausreichend.  

 3Das planmäßige Zusammenwirken erfordert keine Wie-
derholungsabsicht und keine finanzielle Eingliederung, 
so dass auch Kooperationen zwischen gesellschafts- 
oder verbandsrechtlich nicht verbundenen Körperschaf-
ten möglich sind.52 

7. Ein planmäßiges Zusammenwirken kann auch mit steu-
erbegünstigten Betrieben gewerblicher Art juristischer 
Personen des öffentlichen Rechts erfolgen, nicht aber 
mit juristischen Personen des öffentlichen Rechts als 
solchen. 52 

8. Das Zusammenwirken mit anderen Körperschaften zur 
Verwirklichung des eigenen steuerbegünstigten Sat-
zungszwecks muss in der Satzung als Art der Zweckver-
wirklichung festgehalten sein. 2Die Körperschaften, mit 
denen kooperiert wird, und die Art und Weise der Ko-
operation müssen in den Satzungen der Beteiligten be-
zeichnet werden.52 

 Bei mehreren Kooperationspartnern genügt es, wenn 
diese anhand der Satzung konkret nachvollziehbar sind, 
beispielsweise bei einer Kooperation innerhalb eines 
Konzern- oder Unternehmensverbundes durch Bezeich-
nung des Konzerns oder des Unternehmensverbundes. 
Eine namentliche Benennung der einzelnen Kooperati-
onspartner muss sich dann aus einer Aufstellung erge-
ben, die der Finanzverwaltung bei Beginn der Koopera-
tion und bei Änderung der Kooperationspartner zusätz-
lich zur Satzung vorzulegen ist. 54  

9. Das planmäßige Zusammenwirken kann bereits vor der 
zivilrechtlichen Wirksamkeit (in der Regel Registerein-
tragung oder Anerkennung/Genehmigung) bei den ko-
operierenden Körperschaften erfolgen, wenn darüber 
ein wirksamer Organbeschluss vorliegt, das Verfahren 
zum Eintritt der zivilrechtlichen Wirksamkeit eingeleitet 
wurde und diese später auch eintritt. Die zivilrechtliche 
Wirksamkeit muss aber grundsätzlich zumindest bei der 
Körperschaft vorliegen, die sich auf § 57 Absatz 3 AO 

54 Nr. 8 Abs. 2 des AEAO zu § 57 AO eingefügt durch BMF-Schrei-
ben v. 12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 8 Buchst. b. 
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beruft. Bei Neugründungsfällen siehe Nr. 4 des AEAO zu 
§ 60a. 55 

10. 56Eine Körperschaft, die sich auf § 57 Abs. 3 AO beruft, 
darf darauf vertrauen, dass die Körperschaft, mit der sie 
zusammenwirkt, steuerbegünstigt nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 
KStG ist, wenn sie sich deren Satzung und einen der in § 
58a Abs. 2 AO genannten Nachweise hat vorlegen las-
sen. 2§ 58a Abs. 3 Nr. 1 AO ist entsprechend anzuwen-
den.  

11. Leistungen, die in Verwirklichung des gemeinsamen 
Zwecks im Rahmen eines wirtschaftlichen Geschäftsbe-
triebs erfolgen, werden innerhalb eines Zweckbetriebs 
erbracht, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen der§§ 
65 ff. AO erfüllt sind. 2Für die Prüfung der Voraussetzun-
gen des Zweckbetriebs im Sinne der §§ 65 ff. AO sind 
die aufgrund des planmäßigen Zusammenwirkens aus-
geübten Tätigkeiten aller beteiligten Körperschaften in 
ihrer Gesamtheit zu beurteilen. 3Wenn aufgrund des 
planmäßigen Zusammenwirkens ein Tatbestand der 
§§ 65 ff. AO erfüllt ist, dann ist diese zweckbetriebliche 
Beurteilung für alle beteiligten Körperschaften maßgeb-
lich. 

 4Für die Erbringung von Leistungen außerhalb des ge-
meinsamen steuerbegünstigten Zwecks gelten die all-
gemeinen Regelungen, sodass beispielsweise Leistun-
gen an steuerpflichtige Dritte weiterhin regelmäßig ei-
nen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
begründen. 

 5Ausschlaggebend für die gemeinnützigkeitsrechtliche 
Beurteilung ist der Charakter der Tätigkeiten aller betei-
ligten Körperschaften. 6Eine isolierende Betrachtung 
darf nicht vorgenommen werden. 

 7Tätigkeiten werden damit dann noch in Verwirklichung 
des gemeinsamen steuerbegünstigten Zwecks erbracht, 
wenn diese auch dem steuerbegünstigten Bereich 
(Zweckbetrieb oder ideelle Tätigkeit) zugeordnet wer-
den könnten, wenn sie alle von einer Körperschaft aus-
geübt worden wären. 8Begünstigt können z. B. gemein-
schaftliche Serviceleistungen, wie Buchhaltung oder Be-
schaffungsstellen sowie Nutzungsüberlassungen und 
Vermietungen sein.  

12.  Die beim planmäßigen Zusammenwirken im Zweckbe-
trieb oder im ideellen Bereich eingesetzten Wirtschafts-
güter (z. B. Grundstücke) sind auch bei den zusammen-
wirkenden Körperschaften dem Zweckbetrieb bzw. dem 
ideellen Bereich zuzuordnen. 2Sie können deshalb mit 
zeitnah zu verwendenden Mitteln finanziert werden. 
3Eine Körperschaft darf insoweit zeitnah zu verwen-
dende Mittel auch für die Finanzierung von Wirtschafts-
gütern verwenden, die sie einer anderen steuerbegüns-
tigten Körperschaft in einer Kooperation nach § 57 Abs. 
3 AO zur Nutzung überlässt oder im Zusammenwirken 
mit einer anderen gemeinnützigen Körperschaft ein-

________________ 
55 Nr. 9 des AEAO zu § 57 AO eingefügt durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 8 Buchst. c. 
56 Nrn. 9 bis 15 des AEAO zu § 57 AO fortgeführt als Nrn. 10 bis 16 
durch BMF-Schreiben v. 12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 8 Buchst. d. 
57 Nr. 12 des AEAO zu § 57 AO angepasst durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 8 Buchst. e. 

setzt. 4Beteiligungen an anderen kooperierenden steu-
erbegünstigten Körperschaften sind dem ideellen Be-
reich zuzuordnen (vgl. Nr. 14 des AEAO zu § 57 Abs. 4 
AO). 57  

Zu § 57 Abs. 4 AO:  

13.  Nach Absatz 4 wird durch das Halten und Verwalten von 
Anteilen an steuerbegünstigten Kapitalgesellschaften 
der Grundsatz der Unmittelbarkeit erfüllt (Holdingstruk-
turen). 2Dabei genügt auch die Beteiligung an nur einer 
steuerbegünstigten Kapitalgesellschaft. 3Eine Mindest-
beteiligungsquote ist nicht erforderlich. 4Das schließt 
aber nicht aus, dass eine solche steuerbegünstigte Hol-
dinggesellschaft auch Anteile an steuerpflichtigen Kapi-
talgesellschaften halten kann. 5Die übrigen Vorausset-
zungen der §§ 51 ff. AO (insbesondere Grundsätze der 
Selbstlosigkeit und der Ausschließlichkeit, §§ 55, 56 AO) 
müssen dennoch vorliegen. 

14.  Eine Beteiligung, die nach § 57 Abs. 4 AO zur unmittel-
baren Verfolgung der eigenen steuerbegünstigten Zwe-
cke an einer steuerbegünstigten Kapitalgesellschaft ge-
halten und verwaltet wird, ist dem ideellen Bereich zuzu- 
ordnen, wenn die steuerbegünstigten Zwecke der ge-
haltenen Beteiligungsgesellschaft in den eigenen steu-
erbegünstigten Zwecken enthalten sind. 2Die Einnah-
men aus dieser Beteiligung sind dann keine Einnahmen 
der Vermögensverwaltung, sondern Einnahmen im ide-
ellen Bereich.  

 Eine Beteiligung nach § 57 Abs. 4 AO ist unter den Vo-
raussetzungen der Nr. 3 des AEAO zu § 64 AO dem ide-
ellen Bereich zuzuordnen. 58 

15.  Bei den Anteilen an den steuerbegünstigten Kapitalge-
sellschaften handelt es sich um sogenanntes nutzungs-
gebundenes Vermögen (§ 55 Abs. 1 Nr. 5 Satz 2 AO). 
2Damit wird der Einsatz zeitnah zu verwendender Mittel 
ermöglicht. 3Die Ausgliederung von Zweckbetrieben auf 
eine steuerbegünstigte Kapitalgesellschaft, bei der die 
übertragende Körperschaft als Gegenleistung Anteile an 
der übernehmenden Kapitalgesellschaft erhält und die 
Beteiligung bei der übertragenden Körperschaft dem 
ideellen Bereich zugeordnet wird, führt damit nicht zu 
einem Wiederaufleben der Pflicht zur zeitnahen Mittel-
verwendung.  

 [Einstweilen frei] 59 

16.  Soweit eine Holdinggesellschaft entgeltliche Leistun-
gen, wie z. B. Buchführung, gegenüber den Kapitalge-
sellschaften ausführt, an denen sie beteiligt ist, sind 
diese Leistungen grundsätzlich als steuerpflichtiger 
wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb zu qualifizieren. 2Die 
Möglichkeit der steuerbegünstigten Leistungserbrin-
gung innerhalb einer Kooperation nach § 57 Abs. 3 AO 

58 Nr. 14 des AEAO zu § 57 AO neu gefasst durch BMF-Schreiben v. 
2.7.2026, BStBl I 2026, □ 
59 Nr. 15 des AEAO zu § 57 AO gestrichen durch BMF-Schreiben v. 
2.7.2026, BStBl I 2026, 
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oder einer Dienstleistungserbringung, Nutzungsüber-
lassung oder Warenlieferung nach § 58 Nr. 1 AO bleibt 
davon unberührt. 60   

 

AEAO zu § 58 AO - Steuerlich unschädliche  
Betätigungen: 

Zu § 58 Nr. 1 AO:  

1.  Diese Ausnahmeregelung ermöglicht es, Körperschaf-
ten als steuerbegünstigt anzuerkennen, die andere Kör-
perschaften durch die vollständige oder teilweise Wei-
tergabe bzw. Zuwendung eigener Mittel fördern. 2Mittel 
sind nicht nur Bar- oder Buchgeld, sondern auch alle an-
deren Vermögenswerte. 3Auch Nutzungsüberlassung, 
Warenlieferungen und die Erbringung von Dienstleis-
tung unterfallen dem Begriff der Mittel. 4Sind Nutzungs-
überlassungen oder Erbringungen von Dienstleistungen 
Gegenstand einer Kooperation nach § 57 Abs. 3 AO, 
richtet sich deren Behandlung nach § 57 Abs. 3 AO. 61 

2.  Als Mittelempfänger kommen in Betracht 

- inländische steuerbegünstigte Körperschaften, 

- in § 5 Abs. 2 Nr. 2 KStG aufgeführte Körperschaf-
ten (beschränkt steuerpflichtige Körperschaften 
aus EU/EWR-Staaten), 

- inländische und ausländische juristische Personen 
des öffentlichen Rechts, 

- ausländische Körperschaften, die nicht beschränkt 
steuerpflichtig sind, bei denen die spätere Ver-
wendung der Mittel für steuerbegünstigte Zwe-
cke ausreichend nachgewiesen wird, und  

- beschränkt steuerpflichtige Körperschaften aus 
Nicht-EU/EWR- Staaten, bei denen die spätere 
Verwendung der Mittel für steuerbegünstigte 
Zwecke ausreichend nachgewiesen wird. 62 

3.  Bei der Mittelzuwendung handelt es sich um eine Art 
der Zweckverwirklichung und nicht um einen eigenstän-
digen steuerbegünstigten Zweck. 2Der steuerbegüns-
tigte Zweck ist in der Satzung weiterhin separat anzu-
geben. 3Ist die einzige Art der Zweckverwirklichung die 
Weitergabe von Mitteln an andere Körperschaften oder 
juristische Personen des öffentlichen Rechts, muss dies 
in der Satzung benannt sein (Förderkörperschaft). 4Es ist 
nicht erforderlich, die Körperschaften, an die Mittel wei-
tergegeben werden sollen, in der Satzung aufzuführen. 

 5Eine steuerbegünstigte Körperschaft, die einen Sat-
zungszweck unmittelbar verfolgt und einen weiteren 
Satzungszweck ausschließlich durch Mittelweitergabe 
verwirklicht, muss sowohl die unmittelbare Zweckverfol-
gung als auch die Mittelweitergabe in der Satzung ab-
bilden. 6Beispielsweise muss eine steuerbegünstigte 
Körperschaft, die satzungsmäßig die Zwecke Sport und 

________________ 
60 Nr. 16 des AEAO zu § 57 AO ergänzt durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 8 Buchst. f. 
61 Nr. 1 des AEAO zu § 58 AO neu gefasst durch BMF-Schreiben v. 
6.8.2021, BStBl I 2021, 1036, Nr. 4 Buchst. a und ergänzt durch 
BMF-Schreiben v. 12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 9 Buchst. a und b. 

Kultur fördert, aber nur den Zweck Sport unmittelbar 
und den Zweck Kultur durch Mittelweitergabe verwirk-
licht, auch die Förderung des Zwecks Kultur durch Mit-
telweitergabe als Art der Zweckverwirklichung in ihre 
Satzung aufnehmen. 

 7Verwirklicht hingegen eine steuerbegünstigte Körper-
schaft einen Zweck sowohl unmittelbar als auch durch 
Mittelweitergabe, ist eine Satzungsklausel zur Mittel-
weitergabe nicht erforderlich. 8Beispielsweise muss eine 
steuerbegünstigte Körperschaft, die satzungsmäßig den 
Zweck Sport unmittelbar fördert und Mittel an eine an-
dere steuerbegünstigte Körperschaft zur Förderung die-
ses Zwecks weitergibt, die Mittelweitergabe als Art der 
Zweckverwirklichung nicht in die Satzung aufnehmen. 63 

 9Die Zwecke der hingebenden und empfangenden Kör-
perschaft müssen im Übrigen nicht identisch sein. 10Das 
bedeutet, dass beispielsweise eine steuerbegünstigte 
Körperschaft, die satzungsmäßig unmittelbar nur den 
Zweck Sport fördert, auch Mittel an eine andere steuer-
begünstigte Körperschaft, die beispielsweise den Zweck 
Kultur fördert, weitergeben darf, ohne diesen Zweck 
und die Mittelweitergabe in ihre Satzung aufnehmen zu 
müssen.63 

4. 1Ausschüttungen und sonstige Zuwendungen einer 
steuerbegünstigten Körperschaft sind abweichend von 
§ 55 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 AO unschädlich, wenn die Ge-
sellschafter oder Mitglieder als Begünstigte ausschließ-
lich steuerbegünstigte Körperschaften sind. 2Entspre-
chendes gilt für Ausschüttungen und sonstige Zuwen-
dungen an juristische Personen des öffentlichen Rechts, 
die die Mittel für steuerbegünstigte Zwecke verwenden. 
3Zwar ist bei einer Weiterleitung (auch in Form einer ver-
hinderten Vermögensmehrung) an eine juristische Per-
son des öffentlichen Rechts das Tatbestandsmerkmal 
„zur Verwendung zu steuerbegünstigten Zwecken“ 
nicht erfüllt, wenn die Mittel dem Gesamthaushalt der 
juristischen Person des öffentlichen Rechts zugutekom-
men und die juristische Person des öffentlichen Rechts 
neben den steuerbegünstigten Zwecken auch noch an-
dere Zwecke verfolgt (BFH-Urteil vom 27.11.2013, I R 
17/12, BStBl 2016 II S. 68). 4Dies ist jedoch unschädlich, 
wenn die Mittel nachweislich für steuerbegünstigte 
Zwecke verwendet werden.63 

5. 1Die Verwendung der zugewendeten Mittel hat i. S. d. 
§ 55 Abs. 1 Nr. 5 AO zu erfolgen. 2Wird dagegen versto-
ßen, liegt eine Mittelfehlverwendung bei der Empfän-
gerkörperschaft vor.63 

6. Nicht zeitnah zu verwendende Mittel der Geberkörper-
schaft (z. B. freie Rücklage) unterliegen jedoch auch bei 
der Empfängerkörperschaft nicht dem Gebot der zeit-
nahen Mittelverwendung.63 

7. 1Werden unentgeltlich oder lediglich gegen Kosten-
übernahme Nutzungen überlassen, Waren geliefert 
oder Dienstleistungen erbracht und diese Nutzungen, 

62 Nr. 2 des AEAO zu § 58 AO neu gefasst durch BMF-Schreiben v. 
6.8.2021, BStBl I 2021, 1036, Nr. 4 Buchst. c. 
63 Nr. 3 bis 7 des AEAO zu § 58 AO eingefügt durch BMF-Schreiben 
v. 6.8.2021, BStBl I 2021, 1036, Nr. 4 Buchst. d. 
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Warenlieferungen und Dienstleistungen bei der Emp-
fängerkörperschaft dem steuerbegünstigten Bereich 
zugeordnet, sind diese bei der Geberkörperschaft dem 
ideellen Bereich bzw. dem Zweckbetrieb zuzuordnen. 
2Folglich können die eingesetzten Vermögensgegen-
stände aus zeitnah zu verwendenden Mitteln finanziert 
werden.  

 3Werden Nutzungsüberlassungen, Warenlieferungen 
oder Dienstleistungen gegen einen die entstandenen 
Kosten übersteigenden Betrag erbracht, sind diese 
grundsätzlich dem steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb bzw. der Vermögensverwaltung zuzu-
ordnen und können damit nicht aus zeitnah zu verwen-
denden Mitteln finanziert werden. 4In diesem Fall findet 
§ 58 Nr. 1 AO keine Anwendung. 64 

Zu § 58 Nr. 3 AO:  

8.  Die Weitergabe der Gewinne aus wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieben (einschließlich Zweckbetriebe), der 
Überschüsse aus der Vermögensverwaltung sowie 
höchstens 15 % der sonstigen zeitnah zu verwendenden 
Mittel zur Vermögensausstattung einer anderen Kör-
perschaft ist unschädlich. Maßgebend für die Ermittlung 
dieser Grenzen sind die Verhältnisse des vorangegan-
genen Kalender- oder Wirtschaftsjahres.  

Folgende Voraussetzungen müssen erfüllt sein: 

-  Bei der Empfängerkörperschaft handelt es sich 
um eine steuerbegünstigte Körperschaft oder 
eine juristische Person des öffentlichen Rechts. 

-  Die aus den Vermögenserträgen zu verwirklichen-
den steuerbegünstigten Zwecke der Empfänger-
körperschaft müssen übereinstimmen mit den 
steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecken 
der gebenden Körperschaft. Der mit den weiter-
gegebenen Mitteln verfolgte Zweck muss sowohl 
von der Geber- als auch von der Empfängerkör-
perschaft gefördert werden. Beide Körperschaften 
können daneben aber auch noch weitere Zwecke 
fördern. 

-  Die zugewandten Mittel und deren Erträge dürfen 
nicht für weitere Mittelweitergaben nach § 58 Nr. 
3 AO zur Vermögensausstattung verwendet wer-
den.  

-  Die zugewandten Mittel und Erträge unterliegen 
bei der Empfängerkörperschaft der steuerbe-
günstigten Mittelverwendungspflicht. Erfolgt eine 
Verwendung für andere Zwecke liegt eine Mittel-
fehlverwendung bei der Empfängerkörperschaft 
vor. 

In diesem Sinne ist auch die Vermögensausstattung ei-
ner steuerbegünstigten Kapitalgesellschaft (z.B. 
gGmbH), die denselben steuerbegünstigten Zweck ver-
folgt, durch die Hingabe von Kapital bei Neugründung 
oder im Rahmen einer Kapitalerhöhung erlaubt, nicht 

________________ 
64 Nr. 7 des AEAO zu § 58 AO ergänzt durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 9 Buchst. c und d. 

aber der Erwerb von Anteilen an einer bereits bestehen-
den Körperschaft. In den Fällen des § 57 Abs. 4 AO, siehe 
Nrn. 14 und 15 des AEAO zu § 57 Abs. 4. 65 

Zu § 58 Nr. 4 AO:  

9.  Eine steuerlich unschädliche Betätigung liegt auch dann 
vor, wenn nicht nur Arbeitskräfte, sondern zugleich Ar-
beitsmittel (z.B. Krankenwagen) zur Verfügung gestellt 
werden.  

Zu § 58 Nr. 5 AO:  

10.  Zu den „Räumen“ i.S.d. § 58 Nr. 5 AO gehören beispiels-
weise auch Sportstätten, Sportanlagen und Freibäder. 

Zu § 58 Nr. 6 AO:  

11.  Eine Stiftung darf einen Teil ihres Einkommens - höchs-
tens ein Drittel - dazu verwenden, die Gräber des Stifters 
und seiner nächsten Angehörigen zu pflegen und deren 
Andenken zu ehren. In diesem Rahmen ist auch gestat-
tet, dem Stifter und seinen nächsten Angehörigen Un-
terhalt zu gewähren.  

Unter Einkommen ist die Summe der Einkünfte aus den 
einzelnen Einkunftsarten des § 2 Abs. 1 EStG zu verste-
hen, unabhängig davon, ob die Einkünfte steuerpflichtig 
sind oder nicht. Positive und negative Einkünfte sind zu 
saldieren. Die Verlustverrechnungsbeschränkungen des 
EStG sind dabei mit Ausnahme der des § 15a EStG un-
beachtlich. Bei der Ermittlung der Einkünfte sind von 
den Einnahmen die damit zusammenhängenden Auf-
wendungen einschließlich der Abschreibungsbeträge 
abzuziehen.  

Zur steuerrechtlichen Beurteilung von Ausgaben für die 
Erfüllung von Verbindlichkeiten, die durch die Übertra-
gung von belastetem Vermögen begründet worden 
sind, wird auf die Nrn. 12 bis 14 des AEAO zu § 55 hin-
gewiesen.  

12.  Der Begriff des nächsten Angehörigen ist enger als der 
Begriff des Angehörigen nach § 15 AO. Er umfasst:  

-  Ehegatten und Lebenspartner, 

- Eltern, Großeltern, Kinder, Enkel (auch falls durch 
Adoption verbunden),  

- Geschwister,  

- Pflegeeltern, Pflegekinder.  

13.  Unterhalt, Grabpflege und Ehrung des Andenkens müs-
sen sich in angemessenem Rahmen halten. Damit ist ne-
ben der relativen Grenze von einem Drittel des Einkom-
mens eine gewisse absolute Grenze festgelegt. Maßstab 
für die Angemessenheit des Unterhalts ist der Lebens-
standard des Zuwendungsempfängers. Leistungen mit 
Ausschüttungscharakter, z.B. in Höhe eines Prozentsat-
zes der Erträge, sind unzulässig. 

65 Nr. 8 des AEAO zu § 58 AO ergänzt durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 9 Buchst. e. 
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14.  § 58 Nr. 6 AO enthält lediglich eine Ausnahmeregelung 
zu § 55 Abs. 1 Nr. 1 AO für Stiftungen (vgl. Nr. 15 des 
AEAO zu § 55), begründet jedoch keinen eigenständi-
gen steuerbegünstigten Zweck. Eine Stiftung, zu deren 
Satzungszwecken die Unterstützung von hilfsbedürfti-
gen Verwandten des Stifters gehört, kann daher nicht 
unter Hinweis auf § 58 Nr. 6 AO als steuerbegünstigt be-
handelt werden. 66   

Zu § 58 Nr. 7 AO:  

15.  Gesellige Zusammenkünfte, die im Vergleich zur steuer-
begünstigten Tätigkeit nicht von untergeordneter Be-
deutung sind, schließen die Steuervergünstigung aus.  

Zu § 58 Nr. 9 AO 

16.  Diese Ausnahmeregelung ermöglicht es den ausschließ-
lich von einer oder mehreren Gebietskörperschaften er-
richteten rechtsfähigen und nichtrechtsfähigen Stiftun-
gen, die Erfüllung ihrer steuerbegünstigten Zwecke mit-
telbar durch Zuschüsse an Wirtschaftsunternehmen zu 
verwirklichen. Diese mittelbare Zweckverwirklichung 
muss in der Satzung festgelegt sein. Die Verwendung 
der Zuschüsse für steuerbegünstigte Satzungszwecke 
muss nachgewiesen werden 

Zu § 58 Nr. 10 AO:  

17.  Die Verwendung von Mitteln zum Erwerb von Gesell-
schaftsrechten zur Erhaltung der prozentualen Beteili-
gung an Kapitalgesellschaften schließt die Steuerver-
günstigungen nicht aus (§ 58 Nr. 10 AO. Die Herkunft 
der Mittel ist dabei ohne Bedeutung. § 58 Nr. 10 AO ist 
nicht auf den erstmaligen Erwerb von Anteilen an Kapi-
talgesellschaften anzuwenden. Hierfür können u.a. freie 
Rücklagen nach § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO eingesetzt werden.  

Die Höchstgrenze für die Zuführung zu der freien Rück-
lage vermindert sich um den Betrag, den die Körper-
schaft zum Erwerb von Gesellschaftsrechten zur Erhal-
tung der prozentualen Beteiligung an Kapitalgesell-
schaften ausgibt oder bereitstellt. Übersteigt der für die 
Erhaltung der Beteiligungsquote verwendete oder be-
reitgestellte Betrag die Höchstgrenze, ist auch in den 
Folgejahren eine Zuführung zu der freien Rücklage erst 
wieder möglich, wenn die für eine freie Rücklage ver-
wendbaren Mittel insgesamt die für die Erhaltung der 
Beteiligungsquote verwendeten oder bereitgestellten 
Mittel übersteigen. 

Beispiel: 

Die Körperschaft erzielt im Jahr 01 folgende Über-
schüsse bzw. vereinnahmt folgende Mittel im Sinne des 
§ 55 Abs. 1 Nr. 5 AO: 

Überschuss Vermögensverwaltung: 21.000 € 

Mittel i.S.d. § 55 Abs. 1 Nr. 5 AO: 30.000 € 

________________ 
66 Nr. 14 des AEAO zu § 58 AO angepasst durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 9 Buchst. f. 

Im Jahr 01 werden 2.500 € für den Erwerb von Anteilen 
zum Erhalt der prozentualen Beteiligung eingesetzt. 

Ermittlung der freien Rücklage im Jahr 01 unter Beach-
tung des § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO 

 

  Freie  
Rücklage 

Überschuss Vermögens-
verwaltung  

21.000 € 7.000 € 

Mittel § 55 Abs. 1 Nr. 5 
AO 

30.000 € 3.000 € 

Gesamt  10.000 € 
 

Der Höchstbetrag für die freie Rücklage im Jahr 01, i.H.v. 
10.000 €, ist um die Mittel zu kürzen, die für den Erwerb 
der Anteile zum Erhalt der prozentualen Beteiligung 
eingesetzt wurden. 

Im Jahr 01 kann eine freie Rücklage demnach nur in 
Höhe von 7.500 € gebildet werden. 

Die Höchstgrenze für die Zuführung zu der freien Rück-
lage vermindert sich um den Betrag, den die Körper-
schaft zum Erwerb von Gesellschaftsrechten zur Erhal-
tung der prozentualen Beteiligung an Kapitalgesell-
schaften ausgibt oder bereitstellt. Übersteigt der für die 
Erhaltung der Beteiligungsquote verwendete oder be-
reitgestellte Betrag die Höchstgrenze, ist auch in den 
Folgejahren eine Zuführung zu der freien Rücklage erst 
wieder möglich, wenn die für eine freie Rücklage ver-
wendbaren Mittel insgesamt die für die Erhaltung der 
Beteiligungsquote verwendeten oder bereitgestellten 
Mittel übersteigen. Die Zuführung von Mitteln zu Rück-
lagen nach § 62 Abs. 1 Nr. 1 AO berührt die Höchst-
grenze für die Bildung freier Rücklagen dagegen nicht. 

Zu § 58 Nr. 2 bis 10 AO:  

18.  Die in § 58 Nrn. 3 bis 8 AO genannten Ausnahmetatbe-
stände können auch ohne entsprechende Satzungsbe-
stimmung verwirklicht werden. 2Entgeltliche Tätigkeiten 
nach § 58 Nr. 4, 5 oder 7 AO begründen einen steuer-
pflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb oder Ver-
mögensverwaltung (z.B. Raumüberlassung), sofern kein 
Fall des § 58 Nr. 1 AO (vgl. Nr. 7 des AEAO zu § 58 Nr. 1) 
oder des § 57 Abs. 3 AO vorliegt. 3Bei den Regelungen 
des § 58 Nr. 6 und 9 AO kommt es jeweils nicht auf die 
Bezeichnung der Körperschaft als Stiftung, sondern auf 
die tatsächliche Rechtsform an. 4Dabei ist es unmaßgeb-
lich, ob es sich um eine rechtsfähige oder nichtrechtsfä-
hige Stiftung handelt. 67 

 

 

 

67 Nr. 18 des AEAO zu § 58 AO neu gefasst durch BMF-Schreiben v. 
6.8.2021, BStBl I 2021, 1036, Nr. 4 Buchst. f., angepasst durch BMF-
Schreiben v. 12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 9 Buchst. g und h. 
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AEAO zu § 58a AO – Vertrauensschutz bei  
Mittelweitergaben: 

 

1.  1Die Vertrauensschutzregelung gilt für alle Mittelzuwen-
dungen einer steuerbegünstigten Körperschaft an an-
dere, ebenfalls steuerbegünstigte Körperschaften. 2Sie 
ist auch auf die Übertragung von Mitteln auf Grundlage 
der Vermögensbindungsklausel des § 55 Abs. 1 Nr. 4 
Satz 2 AO anwendbar. 

2. Bei Zuwendungen an juristische Personen des öffentli-
chen Rechts für die Verwirklichung steuerbegünstigter 
Zwecke gilt – unabhängig von § 58a AO – stets der Ver-
trauensschutz, weil die Verwaltung nach Art. 20 Abs. 3 
des Grundgesetzes an Gesetz und Recht gebunden ist, 
so dass Zuwendende darauf vertrauen dürfen, dass eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts die zugewen-
deten Mittel entsprechend ihrer Bestimmung für steu-
erbegünstigte Zwecke verwendet. 

3. Ausreichend für den Nachweis des geschützten Vertrau-
ens im Sinne des § 58a Abs. 2 AO ist eine (elektronische) 
Kopie der in Nr. 1 bis 3 genannten Unterlagen. 68 

 

AEAO zu § 59 AO - Voraussetzung der  
Steuervergünstigung: 

 

1.  Die Vorschrift bestimmt u.a., dass die Steuervergünsti-
gung nur gewährt wird, wenn ein steuerbegünstigter 
Zweck (§§ 52 bis 54 AO), die Selbstlosigkeit (§ 55 AO) 
und die ausschließliche und unmittelbare Zweckverfol-
gung (§§ 56, 57 AO) durch die Körperschaft aus der Sat-
zung direkt hervorgehen. Eine weitere satzungsmäßige 
Voraussetzung in diesem Sinn ist die in § 61 AO gefor-
derte Vermögensbindung. Das Unterhalten wirtschaftli-
cher Geschäftsbetriebe (§ 14 Satz 1 und 2 AO und 
§ 64 AO), die keine Zweckbetriebe (§§ 65 bis 68 AO) 
sind, und die Vermögensverwaltung (§ 14 Satz 3 AO) 
dürfen nicht Satzungszweck sein. 4Die Erlaubnis zur Un-
terhaltung eines Nicht-Zweckbetriebs Nichtzweckbe-
triebs und die Vermögensverwaltung in der Satzung 
können zulässig sein (BFH-Urteil vom 18.12.2002, I R 
15/02, BStBl 2003 II S. 384). 5Bei Körperschaften, die aus-
schließlich Mittel anderen Körperschaften oder juristi-
schen Personen des öffentlichen Rechts zuwenden (§ 58 
Nr. 1 Satz 4 AO) kann in der Satzung auf das Gebot der 
Unmittelbarkeit verzichtet werden. 69   

2.  Bei mehreren Betrieben gewerblicher Art einer juristi-
schen Person des öffentlichen Rechts ist für jeden Be-
trieb gewerblicher Art eine eigene Satzung erforderlich.  

3.  Ein besonderes Anerkennungsverfahren ist im steuerli-
chen Gemeinnützigkeitsrecht nicht vorgesehen. 2Ob 
eine Körperschaft steuerbegünstigt ist, entscheidet das 

________________ 
68 AEAO zu § 58a AO eingeführt durch BMF-Schreiben v. 6.8.2021, 
BStBl I 2021, 1036, Nr. 5. 
69 Nr. 1 des AEAO zu § 59 AO angepasst durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 10 Buchst. a und b. 

Finanzamt im Veranlagungsverfahren durch Steuerbe-
scheid (ggf. Freistellungsbescheid). 3Die Steuerbefrei-
ung soll spätestens alle drei Jahre überprüft werden. Da-
bei Bei der Überprüfung hat das Finanzamt von Amts 
wegen die tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse zu 
ermitteln, die für die Steuerpflicht und für die Bemes-
sung der Steuer wesentlich sind. 4Der erste Prüfungs-
zeitraum bei neu gegründeten steuerbegünstigten Kör-
perschaften soll im Regelfall mindestens sechs Monate 
aber maximal 18 Monate betragen. 5Für im zweiten 
Halbjahr neu gegründete Körperschaften liegt somit ein 
jahresübergreifender Prüfungszeitraum vor. 6Eine Kör-
perschaft, bei der nach dem Ergebnis dieser Prüfung die 
gesetzlichen Voraussetzungen für die steuerliche Be-
handlung als steuerbegünstigte Körperschaft vorliegen, 
muss deshalb auch als solche behandelt werden, und 
zwar ohne Rücksicht darauf, ob ein entsprechender An-
trag gestellt worden ist oder nicht. 7Ein Verzicht auf die 
Behandlung als steuerbegünstigte Körperschaft ist so-
mit für das Steuerrecht unbeachtlich. 70     

4.  Wird bei einer Körperschaft, die bereits nach § 5 Abs. 1 
Nr. 9 KStG steuerbefreit war, im Rahmen der Veranla-
gung festgestellt, dass die Satzung nicht den Anforde-
rungen des Gemeinnützigkeitsrechts genügt, dürfen aus 
Vertrauensschutzgründen hieraus keine nachteiligen 
Folgerungen für die Vergangenheit gezogen werden. 
Die Körperschaft ist trotz der fehlerhaften Satzung für 
abgelaufene Veranlagungszeiträume und für das Kalen-
derjahr, in dem die Satzung beanstandet wird, als steu-
erbegünstigt zu behandeln. Dies gilt nicht, wenn bei der 
tatsächlichen Geschäftsführung gegen Vorschriften des 
Gemeinnützigkeitsrechts verstoßen wurde.  

Die Vertreter der Körperschaft sind aufzufordern, die zu 
beanstandenden Teile der Satzung so zu ändern, dass 
die Körperschaft die satzungsmäßigen Voraussetzun-
gen für die Steuervergünstigung erfüllt. Hierfür ist eine 
angemessene Frist zu setzen. Vereinen soll dabei in der 
Regel eine Beschlussfassung in der nächsten ordentli-
chen Mitgliederversammlung ermöglicht werden. Wird 
die Satzung innerhalb der gesetzten Frist entsprechend 
den Vorgaben des Finanzamts geändert, ist die Steuer-
vergünstigung für das der Beanstandung der Satzung 
folgende Kalenderjahr auch dann anzuerkennen, wenn 
zu Beginn des Kalenderjahres noch keine ausreichende 
Satzung vorgelegen hat.  

Die vorstehenden Grundsätze gelten nicht, wenn die 
Körperschaft die Satzung geändert hat und eine geän-
derte Satzungsvorschrift zu beanstanden ist. In diesen 
Fällen fehlt es an einer Grundlage für die Gewährung 
von Vertrauensschutz. 71 

 

 

 

 

70 Nr. 3 des AEAO zu § 59 AO angepasst durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 10 Buchst. c und d. 
71 Nr. 4 des AEAO zu § 59 AO angepasst durch BMF-Schreiben v. 
31.1.2019, BStBl. I 2019, 71, Nr. 12. 
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AEAO zu § 60 AO - Anforderungen an die Satzung: 

 

1.  Die Satzung muss so präzise gefasst sein, dass aus ihr 
unmittelbar entnommen werden kann, ob die Voraus-
setzungen der Steuerbegünstigung vorliegen (formelle 
Satzungsmäßigkeit). Die bloße Bezugnahme auf Satzun-
gen oder andere Regelungen Dritter genügt nicht (BFH-
Urteil vom 19.4.1989, I R 3/88, BStBl II S. 595).  

2.  Die Satzung muss die in der Mustersatzung bezeichne-
ten Festlegungen enthalten, soweit sie für die jeweilige 
Körperschaft im Einzelfall einschlägig sind. Unter ande-
rem sind in folgenden Fällen Abweichungen vom Wort-
laut der Mustersatzung möglich:  

a)  Bei Förderkörperschaften (§ 58 Nr. 1 Satz 4 AO) kann 
entgegen § 1 der Mustersatzung auf das Gebot der 
Unmittelbarkeit verzichtet werden (vgl. Nr. 1 des 
AEAO zu § 59). 72    

b)  Insbesondere bei Stiftungen ist der in § 3 der Mus-
tersatzung verwendete Begriff „Mitglieder“ durch 
eine andere geeignete Formulierung zu ersetzen 
(vgl. § 55 Abs. 3 AO).  

c)  Körperschaften, deren Gesellschafter oder Mitglie-
der steuerbegünstigte Körperschaften sind 
und/oder juristische Personen des öffentlichen 
Rechts, die die Mittel für steuerbegünstigte Zwecke 
verwenden, können auf die Regelung in § 3 Satz 2 
der Mustersatzung verzichten.  

d)  § 5 der Mustersatzung kann in Satzungen von Ver-
einen ohne die Formulierung „Aufhebung“ verwen-
det werden. 

e) Bei Körperschaften, die kirchliche Zwecke nach § 54 
AO verfolgen, kann der Begriff „kirchliche Zwecke“ 
aus § 1 der Mustersatzung durch eine andere geeig-
nete Formulierung (z. B. „religionsgemeinschaftliche 
Zwecke im Sinne des § 54 AO“) ersetzt werden. 73 

Derselbe Aufbau und dieselbe Reihenfolge der Bestim-
mungen wie in der Mustersatzung werden nicht ver-
langt.  

3.  Die Bestimmung, dass die Satzung die in der Mustersat-
zung bezeichneten Festlegungen enthalten muss 
(§ 60 Abs. 1 Satz 2 AO), gilt für Körperschaften, die nach 
dem 31.12.2008 gegründet werden oder die ihre Sat-
zung mit Wirkung nach diesem Zeitpunkt ändern. Die 
Satzung einer Körperschaft, die bereits vor dem 
1.1.2009 bestanden hat, braucht nicht allein zur Anpas-
sung an die Festlegungen in der Mustersatzung geän-
dert werden.  

4.  Eine Satzung braucht nicht allein deswegen geändert zu 
werden, weil in ihr auf Vorschriften des StAnpG oder der 

________________ 
72 Nr. 2 Buchst. a des AEAO zu § 60 AO angepasst durch BMF-
Schreiben v. 12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 11 Buchst. a. 
73 Nr. 2 Buchst. e des AEAO zu § 60 AO eingefügt durch BMF-Schr. 
v. 3.3.2025, IV D 1 - S 0062/00117/001/007, BStBl I 2025, 643. 

GemV verwiesen oder das Wort „selbstlos“ nicht ver-
wandt wird.  

5.  Ordensgemeinschaften haben eine den Ordensstatuten 
entsprechende zusätzliche Erklärung nach dem Muster 
der Anlage zu Nr. 5 zu § 60 AO abzugeben, die die zu-
ständigen Organe der Orden bindet.  

6.  Die tatsächliche Geschäftsführung (vgl. § 63 AO) muss 
mit der Satzung übereinstimmen.  

7.  Die satzungsmäßigen Voraussetzungen für die Aner-
kennung der Steuerbegünstigung müssen  

-  bei der Körperschaftsteuer vom Beginn bis zum 
Ende des Veranlagungszeitraums,  

- bei der Gewerbesteuer vom Beginn bis zum 
Ende des Erhebungszeitraums,  

-  bei der Grundsteuer zum Beginn des Kalender-
jahres, für das über die Steuerpflicht zu ent-
scheiden ist (§ 9 Abs. 2 GrStG),  

-  bei der Umsatzsteuer zu den sich aus § 13 
Abs. 1 UStG ergebenden Zeitpunkten,  

-  bei der Erbschaftsteuer zu den sich aus § 9 
ErbStG ergebenden Zeitpunkten,  

erfüllt sein.  

8.  Wird bei Neugründungsfällen die Feststellung nach 
§ 60a AO abgelehnt und wird im gleichen Veranla-
gungszeitraum eine Satzung vorgelegt, die den ge-
meinnützigkeitsrechtlichen Bestimmungen genügt, 
kann die Steuerbegünstigung erst ab dem darauffol-
genden Veranlagungszeitraum gewährt werden. Dies 
gilt nicht, wenn die Körperschaft in der Zwischenzeit 
keine nach außen gerichteten Tätigkeiten entfaltet hat.  

Bei Körperschaften, die bereits längere Zeit existieren 
und erstmalig die Steuerbegünstigung oder die Fest-
stellung nach § 60a AO beantragen, kann die Steuerbe-
günstigung ab dem darauffolgenden Veranlagungszeit-
raum gewährt werden.  

9. Eine steuerbegünstigte Körperschaft, deren Satzung be-
reits vor dem 29.12. 2020 bestanden hat, braucht diese 
nicht allein aufgrund der neuen Regelungen in § 52 Abs. 
2 Nr. 8, 10, 22, 23 und 26 AO und § 58 Nr. 1 AO zu än-
dern, wenn die bisherige satzungsgemäße steuerbe-
günstigte Tätigkeit weiterhin in gleichem Umfang 
durchgeführt wird. 74 

 

 

74 Nr. 9 des AEAO zu § 60 AO eingefügt durch BMF-Schreiben v. 
6.8.2021, BStBl I 2021, 1036, Nr. 6, angepasst durch BMF-Schreiben 
v. 12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 11 Buchst. b. 
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Anlage zu Nr. 5 zu § 60  
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AEAO zu § 60a AO - Feststellung der  
satzungsmäßigen Voraussetzungen 

 

1. Die gesonderte Feststellung der satzungsmäßigen Vo-
raussetzungen nach § 60a AO (§§ 179 ff. AO) hat nicht 
unter dem Vorbehalt der Nachprüfung (§ 164 AO) zu er-
folgen. 75 

zu § 60a Abs. 1 AO: 

2.  Hält die Satzung einer Körperschaft die satzungsmäßi-
gen Voraussetzungen nach den §§ 51, 59, 60 und 61 AO 
ein, wird dies durch einen Bescheid gesondert festge-
stellt. Diese Feststellung der Satzungsmäßigkeit ist für 
die Besteuerung der Körperschaft und der Steuerpflich-
tigen, die Zuwendungen in Form von Spenden und Mit-
gliedsbeiträgen an die Körperschaft erbringen, bindend. 

Die Voraussetzungen für die Feststellungen nach 
§ 60a AO liegen auch dann vor, wenn die Körperschaft 
bereits vor dem 01.01.2009 bestand und daher eine An-
passung an die Mustersatzung (Anlage 1 zu § 60 AO) 
bisher nicht vornehmen musste (Art. 97 § 1 f EGAO, 
siehe auch Nr. 3 des AEAO zu § 60 AO).  

3.  Das Verfahren nach § 60a AO ist ein Annexverfahren zur 
Körperschaftsteuerveranlagung. Eine Feststellung nach 
§ 60a AO ist für Körperschaften ausgeschlossen, die we-
der unbeschränkt im Sinne des § 1 KStG noch be-
schränkt im Sinne des § 2 KStG steuerpflichtig sind. 

4. Die Feststellung der satzungsmäßigen Voraussetzungen 
in Neugründungsfällen kann bereits vor einer Regis-
tereintragung oder einer Anerkennung/Genehmigung 
der Körperschaft erfolgen, sofern zu diesem Zeitpunkt 
bereits eine Körperschaftsteuerpflicht besteht. 76 

Eine Feststellung darf erst nach einem wirksamen Or-
ganbeschluss, beispielsweise über die Satzung, erfol-
gen. 

zu § 60a Abs. 2 AO: 

5.  Die Feststellung erfolgt auf Antrag der Körperschaft 
oder von Amts wegen bei der Veranlagung zur Körper-
schaftsteuer, wenn bisher noch keine Feststellung er-
folgt ist.  

zu § 60a Abs. 3 AO: 

6. Werden die Vorschriften, auf denen die Feststellung be-
ruht, aufgehoben oder geändert, dann entfällt die Bin-
dungswirkung des Feststellungsbescheides ab diesem 
Zeitpunkt.  

________________ 
75 Nr. 1 des AEAO zu § 60a AO angepasst durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 12 Buchst. a und b. 
76 Nr. 4 des AEAO zu § 60a AO angepasst durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 12 Buchst. c. 
77 Nr. 7 Abs. 3 des AEAO zu § 60a AO eingefügt durch BMF-Schrei-
ben v. 12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 12 Buchst. d. 

zu § 60a Abs. 4 AO: 

7. Treten bei den Verhältnissen, die für die Feststellung er-
heblich waren, Änderungen ein, so ist diese Feststellung 
ab dem Zeitpunkt der Änderung der Verhältnisse aufzu-
heben. Für die Feststellung erheblich sind alle Bestim-
mungen, die für das Vorliegen der formellen Vorausset-
zungen gemäß §§ 51, 59, 60 und 61 AO von Bedeutung 
sind (gemeinnützigkeitsrechtliche Bestimmungen). Dies 
sind beispielsweise:  

- Änderungen der Zwecke 

- Anpassung an die Mustersatzung  

- Änderung der Vermögensbindung 

Ändert eine Körperschaft gemeinnützigkeitsrechtlich 
relevante Bestimmungen ihrer Satzung, so ist die bishe-
rige Feststellung mit Datum des Inkrafttretens der Sat-
zungsänderung aufzuheben. Zivilrechtliche Änderun-
gen ohne steuerliche Relevanz sind unerheblich. Wird 
auf Antrag der Körperschaft bei steuerlich nicht relevan-
ten Satzungsänderungen eine Feststellung vorgenom-
men, scheidet eine Aufhebung der vorherigen Feststel-
lung aus.  

Da eine Änderung bei den für die Feststellung der sat-
zungsmäßigen Voraussetzungen nach § 60a AO erheb-
lichen Verhältnissen mit dem zivilrechtlichen Inkrafttre-
ten (z. B. Eintragung in das Vereinsregister) eintritt, ist 
erst dann die Feststellung nach § 60a Abs. 4 AO aufzu-
heben (BFH-Urteil vom 23.7.2020, V R 40/18, BStBl 2021 
II S. 3). 77 

zu § 60a Abs. 5 AO: 

8.  Beruht die Feststellung der satzungsmäßigen Voraus-
setzungen auf einem materiellen Fehler, kann sie mit 
Wirkung für die Zukunft aufgehoben werden. Die Fest-
stellung wird dann ab dem Jahr aufgehoben, das auf die 
Bekanntgabe der Aufhebungsentscheidung folgt. Stellt 
sich also beispielsweise im Mai des Jahres 01 heraus, 
dass der Feststellung der satzungsmäßigen Vorausset-
zungen ein materieller Fehler zu Grunde liegt, und 
ergeht der Bescheid zur Aufhebung der Feststellung 
nach § 60a AO im August 01, tritt die Aufhebung zum 
1.1. 02 in Kraft. Die Regelung des § 176 AO ist dabei ent-
sprechend anzuwenden. Dies gilt allerdings nicht für die 
Kalenderjahre, die nach der Verkündung der maßgebli-
chen Entscheidung eines obersten Gerichtshofes des 
Bundes beginnen. 78.  

zu § 60a Abs. 6 AO: 

9. Die tatsächliche Geschäftsführung ist grundsätzlich kein 
Prüfungsgegenstand im Verfahren zur Feststellung der 
satzungsmäßigen Voraussetzungen nach § 60a AO. 79 

78 Nr. 8 des AEAO zu § 60a AO angepasst durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 12 Buchst. e. 
79 Nr. 9 und 10 des AEAO zu § 60a AO eingefügt durch BMF-Schrei-
ben v. 6.8.2021, BStBl I 2021, 1036, Nr. 7 Buchst. b. 
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10. Liegen der Finanzverwaltung bis zum Zeitpunkt des Er-
lasses des erstmaligen Körperschaftsteuerbescheids 
oder Freistellungsbescheids bereits Erkenntnisse über 
Verstöße der tatsächlichen Geschäftsführung gegen die 
satzungsmäßigen Voraussetzungen vor, beispielsweise 
aufgrund von extremistischen Aktivitäten der Körper-
schaft, ist der Antrag auf Feststellung der satzungsmä-
ßigen Voraussetzungen abzulehnen. 2Dies gilt entspre-
chend auch für die Aufhebung bestehender Feststellun-
gen nach § 60a Abs. 1 AO. 

 

AEAO zu § 61 AO - Satzungsmäßige  
Vermögensbindung: 

 

1.  Die Vorschrift stellt klar, dass die zu den Voraussetzun-
gen der Selbstlosigkeit zählende Bindung des Vermö-
gens für steuerbegünstigte Zwecke vor allem im Falle 
der Auflösung der Körperschaft aus der Satzung genau 
hervorgehen muss (Mustersatzung, § 5). Als Empfänger 
des Vermögens kommen in Betracht:  

- inländische steuerbegünstigte Körperschaften,  

- die in § 5 Abs. 2 Nummer 2 KStG aufgeführten Körper-
schaften,  

- juristische Personen des öffentlichen Rechts.  

Die satzungsmäßige Vermögensbindung nach § 55 Abs. 
1 Nr. 4 Satz 2 i.V.m. § 61 Abs. 1 AO ist auch erfüllt, wenn 
in der Satzung einer Körperschaft als Anfallsberechtigte 
eine in einem EU-/EWR-Staat ansässige juristische Per-
son des öffentlichen Rechts aufgeführt wird. 80 

2.   Wird die satzungsmäßige Vermögensbindung aufgeho-
ben, gilt sie von Anfang an als steuerlich nicht ausrei-
chend. Die Regelung greift auch ein, wenn die Bestim-
mung über die Vermögensbindung erst zu einem Zeit-
punkt geändert wird, in dem die Körperschaft nicht 
mehr als steuerbegünstigt anerkannt ist. Die entspre-
chenden steuerlichen Folgerungen sind durch Steuer-
festsetzung rückwirkend zu ziehen.  

3.  Bei Verstößen gegen den Grundsatz der Vermögensbin-
dung bildet die Festsetzungsverjährung (§§ 169 ff. AO) 
keine Grenze. 2Vielmehr können nach § 175 Abs. 1 Satz 
1 Nr. 2 AO auch Steuerbescheide noch geändert wer-
den, die Steuern betreffen, die innerhalb von zehn Jah-
ren vor der erstmaligen Verletzung der Vermögensbin-
dungsregelung entstanden sind. 3Es kann demnach 
auch dann noch zugegriffen werden, wenn zwischen 
dem steuerfreien Bezug der Erträge und dem Wegfall 
der Steuerbegünstigung ein Zeitraum von mehr als fünf 
Jahren liegt, selbst wenn in der Zwischenzeit keine Er-
träge mehr zugeflossen sind.  

Beispiel:  

Eine gemeinnützige Körperschaft hat in den Jahren 01 
bis 11 steuerfreie Einnahmen aus einem Zweckbetrieb 
bezogen und diese teils für gemeinnützige Zwecke aus-
gegeben und zum Teil in eine Rücklage eingestellt. Eine 

________________ 
80 Nr. 1 des AEAO zu § 61 AO ergänzt durch BMF-Schreiben v. 
31.1.2019, BStBl. I 2019, 71, Nr. 14.  

in 11 vollzogene Satzungsänderung sieht jetzt vor, dass 
bei Auflösung des Vereins das Vermögen an die Mitglie-
der ausgekehrt wird. In diesem Fall muss das Finanzamt 
für die Veranlagungszeiträume 01 ff. Steuerbescheide 
erlassen, welche die Nachversteuerung aller genannten 
Einnahmen vorsehen, wobei es unerheblich ist, ob die 
Einnahmen noch im Vereinsvermögen vorhanden sind.  

4.  Verstöße gegen § 55 Abs. 1 bis 3 AO begründen die 
Möglichkeit einer Nachversteuerung innerhalb im Rah-
men der Festsetzungsfrist. 81 

5.  Die Nachversteuerung gem. § 61 Abs. 3 AO greift nicht 
nur bei gemeinnützigkeitsschädlichen Änderungen sat-
zungsrechtlicher Bestimmungen über die Vermögens-
bindung ein, sondern erfasst auch die Fälle, in denen die 
tatsächliche Geschäftsführung gegen die von § 61 AO 
geforderte Vermögensbindung verstößt (§ 63 
Abs. 2 AO).  

Beispiel:  

Eine gemeinnützige Körperschaft verwendet bei ihrer 
Auflösung oder bei Aufgabe ihres begünstigten Sat-
zungszweckes ihr Vermögen entgegen der Vermögens-
bindungsbestimmung in der Satzung nicht für begüns-
tigte Zwecke.  

6.  Verstöße der tatsächlichen Geschäftsführung gegen 
§ 55 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 AO können so schwerwiegend 
sein, dass sie einer Verwendung des gesamten Vermö-
gens für satzungsfremde Zwecke gleichkommen. Auch 
in diesen Fällen ist eine Nachversteuerung nach § 61 
Abs. 3 AO möglich (vgl. auch BFH-Urteil vom 
12.10.2010, I R 59/09, BStBl. 2012 II S. 226).  

7.  Bei der nachträglichen Besteuerung ist so zu verfahren, 
als ob die Körperschaft von Anfang an uneingeschränkt 
steuerpflichtig gewesen wäre. § 13 Abs. 3 KStG ist nicht 
anwendbar.  

 

AEAO zu § 62 AO – Rücklagen und  
Vermögensbildung 

 

1.  Im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb können Rücklagen 
durch Zuführung des Gewinns gebildet werden. Die 
Rücklagen müssen bei vernünftiger kaufmännischer Be-
urteilung wirtschaftlich begründet sein (entsprechend § 
14 Abs. 1 Nr. 4 KStG). Es muss ein konkreter Anlass ge-
geben sein, der auch aus objektiver unternehmerischer 
Sicht die Bildung der Rücklage im wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb rechtfertigt (z.B. eine geplante Betriebs-
verlegung, Werkserneuerung oder Kapazitätsauswei-
tung). Eine fast vollständige Zuführung des Gewinns zu 
einer Rücklage im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb ist 
nur dann unschädlich für die Steuerbegünstigung, wenn 
die Körperschaft nachweist, dass die betriebliche Mittel-
verwendung zur Sicherung ihrer Existenz geboten war 

81 Nr. 4 des AEAO zu § 61 AO angepasst durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 13. 
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(BFH-Urteil vom 15.7.1998, I R 156/94, BStBl 2002 II, S. 
162).  

Im Bereich der Vermögensverwaltung können Rückla-
gen durch Zuführung der Überschüsse aus der Vermö-
gensverwaltung nur für die Durchführung konkreter Re-
paratur- oder Erhaltungsmaßnahmen an Vermögensge-
genständen i.S.d. § 21 EStG gebildet werden. Die Maß-
nahmen, für deren Durchführung die Rücklage gebildet 
wird, müssen notwendig sein, um den ordnungsgemä-
ßen Zustand des Vermögensgegenstandes zu erhalten 
oder wiederherzustellen, und in einem angemessenen 
Zeitraum durchgeführt werden können (z.B. geplante 
Erneuerung eines undichten Daches). 

zu § 62 Abs. 1 AO: 

2.  Die Bildung einer Rücklage kann nicht damit begründet 
werden, dass die Überlegungen zur Verwendung der 
Mittel noch nicht abgeschlossen sind. 

zu § 62 Abs. 1 Nr. 1 AO: 

3.  Bei der Bildung der Rücklage nach § 62 Abs. 1 Nr. 1 und 
2 AO kommt es nicht auf die Herkunft der Mittel an. Der 
Rücklage dürfen also auch zeitnah zu verwendende Mit-
tel wie z.B. Spenden zugeführt werden.  

4.  Voraussetzung für die Bildung einer Rücklage nach § 62 
Abs. 1 Nr. 1 AO ist in jedem Fall, dass diese erforderlich 
ist, um die steuerbegünstigten, satzungsmäßigen Zwe-
cke der Körperschaft nachhaltig erfüllen zu können. Be-
streben, ganz allgemein die Leistungsfähigkeit der Kör-
perschaft zu erhalten, reicht für eine steuerlich unschäd-
liche Rücklagenbildung nach dieser Vorschrift nicht aus 
(hierfür können nur freie Rücklagen nach § 62 Abs. 1 
Nr. 3 AO gebildet werden, vgl. Nrn. 9 bis 11 Nrn. 13 bis 
17 des AEAO zu § 62). Vielmehr müssen die Mittel für 
bestimmte - die steuerbegünstigten Satzungszwecke 
verwirklichende - Vorhaben angesammelt werden, für 
deren Durchführung bereits konkrete Zeitvorstellungen 
bestehen. Besteht noch keine konkrete Zeitvorstellung, 
ist eine Rücklagenbildung dann zulässig, wenn die 
Durchführung des Vorhabens glaubhaft und bei den fi-
nanziellen Verhältnissen der steuerbegünstigten Kör-
perschaft in einem angemessenen Zeitraum möglich ist. 
Die Bildung von Rücklagen für periodisch wiederkeh-
rende Ausgaben (z.B. Löhne, Gehälter, Mieten) in Höhe 
des Mittelbedarfs für eine angemessene Zeitperiode zur 
Sicherstellung der Liquidität ist zulässig (so genannte 
Betriebsmittelrücklage). Ebenfalls unschädlich ist die 
vorsorgliche Bildung einer Rücklage zur Bezahlung von 
Steuern außerhalb eines steuerpflichtigen wirtschaftli-
chen Geschäftsbetriebs, solange Unklarheit darüber be-
steht, ob die Körperschaft insoweit in Anspruch genom-
men wird. Eine beabsichtigte Vermögensausstattung 
nach § 58 Nr. 3 AO rechtfertigt keine Rücklagenbildung 
nach § 62 Abs. 1 Nr. 1 AO. 82 

________________ 
82 Nr. 4 des AEAO zu § 62 AO angepasst durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 14 Buchst. a. 

5.  Die Rücklage nach § 62 Abs. 1 Nr. 1 AO kann unabhän-
gig von dem Vorhandensein und der Höhe einer Rück-
lage nach § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO (freie Rücklage) gebildet 
werden. 

zu § 62 Abs. 1 Nr. 2 AO: 

6.  Eine Wiederbeschaffungsrücklage für Fahrzeuge und 
andere Wirtschaftsgüter, für deren Anschaffung die lau-
fenden Einnahmen nicht ausreichen, ist nach § 62 Abs. 1 
Nr. 2 AO zulässig. Eine Wiederbeschaffungsabsicht liegt 
nur vor, wenn, tatsächlich eine Neuanschaffung des ein-
zelnen Wirtschaftsguts geplant und in einem angemes-
senen Zeitraum möglich ist. Im Regelfall ist als Nachweis 
für die Wiederbeschaffungsabsicht ausreichend, wenn 
die Rücklage gebildet wurde. Diese Nachweiserleichte-
rung gilt nicht für Immobilien. Reicht die Zuführung von 
Mitteln in Höhe der Abschreibungen für eine beabsich-
tigte Wiederbeschaffung nicht aus, dann können auch 
höhere Mittel der Rücklage zugeführt werden. Der 
Nachweis darüber ist durch die Körperschaft zu erbrin-
gen.   

7.  Die Regelungen in der vorstehenden Textziffern zu § 62 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 AO gelten auch für Förderkörper-
schaften i.S.d. § 58 Nr. 1 AO (BFH-Urteil vom 13.9.1989, 
I R 19/85, BStBl 1990 II S. 28). 2Voraussetzung ist jedoch, 
dass die Rücklagenbildung innerhalb der Zweckverwirk-
lichung der Weitergabe von Mitteln für die steuerbe-
günstigten Zwecke einer anderen Körperschaft erfolgt. 
Diese Voraussetzung ist z.B. erfüllt, wenn die Förderkör-
perschaft wegen zeitlicher Verzögerung der von ihr zu 
finanzierenden steuerbegünstigten Maßnahmen ange-
halten ist, die dafür vorgesehenen Mittel zunächst zu 
thesaurieren. 83   

8.  Unterhält eine steuerbegünstigte Körperschaft einen 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb, so 
können dessen Erträge der Rücklage erst nach Versteu-
erung zugeführt werden. 

zu § 62 Abs.1 Nr. 3 AO: 

9.  Der freien Rücklage (§ 62 Abs. 1 Nr. 3 AO darf jährlich 
höchstens ein Drittel des Überschusses der Einnahmen 
über die Ausgaben aus der Vermögensverwaltung zu-
geführt werden. Unter Ausgaben sind Aufwendungen 
zu verstehen, die dem Grunde nach Werbungskosten 
sind.  

10. Darüber hinaus kann die Körperschaft höchstens 10 % 
ihrer sonstigen nach § 55 Abs. 1 Nr. 5 AO zeitnah zu ver-
wendenden Mittel einer freien Rücklage zuführen. Mit-
tel i.S.d. Vorschrift sind die Überschüsse bzw. Gewinne 
aus steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrie-
ben und Zweckbetrieben sowie die Bruttoeinnahmen 
aus dem ideellen Bereich. Bei Anwendung der Regelun-
gen des § 64 Abs. 5 und 6 AO können in die Bemes-
sungsgrundlage zur Ermittlung der Rücklage statt der 
geschätzten bzw. pauschal ermittelten Gewinne die tat-
sächlichen Gewinne einbezogen werden.  

83 Nr. 7 des AEAO zu § 62 AO geändert durch BMF-Schreiben v. 
6.8.2021, BStBl I 2021, 1036, Nr. 8 sowie angepasst durch BMF-
Schreiben v. 12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 14 Buchst. b und c. 
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Verluste aus Zweckbetrieben sind mit entsprechenden 
Überschüssen zu verrechnen; darüber hinaus gehende 
Verluste mindern die Bemessungsgrundlage nicht. Das 
gilt entsprechend für Verluste aus dem einheitlichen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb. Ein Überschuss aus 
der Vermögensverwaltung ist - unabhängig davon, in-
wieweit er in eine Rücklage eingestellt wurde - nicht in 
die Bemessungsgrundlage für die Zuführung aus den 
sonstigen zeitnah zu verwendenden Mitteln einzubezie-
hen. Ein Verlust aus der Vermögensverwaltung mindert 
die Bemessungsgrundlage nicht.  

11. Wird der jährliche Höchstbetrag der Mittel, die in die 
freie Rücklage hätten eingestellt werden können, in ei-
nem Jahr nicht ausgeschöpft, können Mittel in Höhe des 
nichtausgeschöpften Betrages zusätzlich in den beiden 
Folgejahren in die freie Rücklage eingestellt werden.  

Eine Körperschaft hätte im Jahr 01 beispielsweise 30.000 
Euro in die freie Rücklage einstellen können. Tatsächlich 
stellte sie aber nur 25.000 Euro ein. In den nächsten bei-
den Jahren kann die Körperschaft zusätzlich zu dem für 
das jeweilige Jahr zulässigen Betrag nach § 62 Absatz 1 
Nummer 3 AO noch weitere 5.000 Euro in die freie Rück-
lage des jeweiligen Jahres einstellen. Die Körperschaft 
kann diesen Betrag auf beide Jahre aufteilen (02: 3.000 
Euro, 03: 2.000 Euro) oder den ganzen Betrag (entweder 
02 oder 03) in die Rücklage einstellen. 

Die steuerbegünstigte Körperschaft muss die freie 
Rücklage während der Dauer ihres Bestehens nicht auf-
lösen. Die in die Rücklage eingestellten Mittel können 
auch dem Vermögen zugeführt werden.  

Zu § 62 Abs. 1 Nr. 4 AO: 

12. Die Ansammlung von Mitteln zum Erwerb von Gesell-
schaftsrechten zur Erhaltung der prozentualen Beteili-
gung an Kapitalgesellschaften ist zulässig (§ 62 Abs. 1 
Nr. 4 AO). Die Herkunft der Mittel ist dabei ohne Bedeu-
tung. § 62 Abs. 1 Nr. 4 AO ist nicht auf den erstmaligen 
Erwerb von Anteilen an Kapitalgesellschaften anzuwen-
den. Hierfür können u.a. freie Rücklagen nach § 62 Abs. 
1 Nr. 3 AO eingesetzt werden.  

13. Die Höchstgrenze für die Zuführung zu der freien Rück-
lage mindert sich um den Betrag, den die Körperschaft 
zum Erwerb von Gesellschaftsrechten zur Erhaltung der 
prozentualen Beteiligung an Kapitalgesellschaften aus-
gibt oder in die Rücklage einstellt bereitstellt. Übersteigt 
der für die Erhaltung der Beteiligungsquote verwendete 
oder in eine Rücklage eingestellte Betrag die Höchst-
grenze, ist auch in den Folgejahren eine Zuführung zu 
der freien Rücklage erst wieder möglich, wenn die für 
eine freie Rücklage verwendbaren Mittel insgesamt die 
für die Erhaltung der Beteiligungsquote verwendeten 
oder in die Rücklage eingestellten Mittel übersteigen. 
Die Zuführung von Mitteln zu Rücklagen nach § 62 Abs. 
1 Nr. 1 und 2 AO berührt die Höchstgrenze für die Bil-
dung freier Rücklagen dagegen nicht.  

 

Beispiel:  

Beispiel für eine Rücklagenbildung nach § 62 Abs. 1 Nrn. 
3 und 4 AO: 

VZ 01 

Spenden     10.000 € 

Einnahmen aus Vermögensverwaltung  12.000 € 

Ausgaben in der Vermögensverwaltung    9.000 € 

Gewinne aus 

- Zweckbetrieben    2.500 € 
- steuerpflichtigen wirtschaftlichen  

Geschäftsbetrieben     3.000 € 

 10 % von (10.000 € + 2.500 € + 3.000 €) =   1.550 € 

 1/3 von (12.000 € - 9.000 €) =     1.000 € 

≙ Potenzial zur Rücklagenbildung  
nach § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO    2.550 € 

Tatsächliche Rücklagenbildung im VZ 01: 

nach § 62 Abs. 1 Nr. 4 AO:     3.000 € 

nach § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO:                      0 € 

Überhang  
nach § 62 Abs. 1 Nr. 4  
im Verhältnis zu Nr. 3 AO:           450 € 

VZ 02 

Spenden     20.000 € 

Einnahmen aus Vermögensverwaltung 16.000 € 

Ausgaben aus Vermögensverwaltung  10.000 € 

Gewinne aus 

- Zweckbetrieben     1.000 € 
- steuerpflichtigen wirtschaftlichen  

Geschäftsbetrieben    5.000 € 

 

 10 % von (20.000 € + 1.000 € + 5.000 €) =   2.600 € 

 1/3 von (16.000 € - 10.000 €) =    2.000 € 

abzgl. Überhang nach § 62 Abs. 1 Nr. 4  
im Verhältnis zu Nr. 3 AO        450 € 

≙ Potenzial zur Rücklagenbildung  
nach § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO     4.150 € 

Tatsächliche Rücklagenbildung im VZ 02: 

nach § 62 Abs. 1 Nr. 4 AO:     1.000 € 

nach § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO:     3.150 € 

 

zu § 62 Abs. 2 AO: 

14. Die Rücklagen sind in der Frist des § 55 Absatz 1 Num-
mer 5 Satz 3 AO zu bilden. Nur tatsächlich vorhandene 
Mittel können in eine Rücklage eingestellt werden. Ob 
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die Voraussetzungen für die Bildung einer Rücklage vor-
liegen, hat die steuerbegünstigte Körperschaft dem zu-
ständigen Finanzamt im Einzelnen darzulegen. Weiter-
hin muss sie die Rücklagen nach § 62 Abs. 1 AO in ihrer 
Rechnungslegung - ggf. in einer Nebenrechnung - ge-
sondert ausweisen, damit eine Kontrolle jederzeit und 
ohne besonderen Aufwand möglich ist (BFH-Urteil vom 
20.12.1978, I R 21/76, BStBl 1979 II S. 496).  

Entfällt der Grund für die Bildung einer Rücklage nach § 
62 Absatz 1 Nr. 1, 2 und 4 AO, so ist diese unverzüglich 
aufzulösen. Die dadurch freigewordenen Mittel sind in-
nerhalb der Frist des § 55 Absatz 1 Nr. 5 Satz 3 AO zu 
verwenden. 

Die freigewordenen Mittel können auch in die Rückla-
gen nach § 62 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 AO eingestellt wer-
den. Bei diesen Mitteln handelt es sich nicht um sons-
tige nach § 55 Abs. 1 Nr. 5 AO zeitnah zu verwendende 
Mittel (§ 58 Nr. 3, § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO).  

15. Vorstehende Grundsätze gelten für Rücklagen im wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieb und für Rücklagen im Be-
reich der Vermögensverwaltung entsprechend. 

zu § 62 Abs. 3 AO: 

16.  Die in § 62 Abs. 3 AO genannten Zuwendungen können 
dem Vermögen zugeführt werden. Die Aufzählung ist 
abschließend. Unter Sachzuwendungen, die ihrer Natur 
nach zum Vermögen gehören, sind Wirtschaftsgüter zu 
verstehen, die ihrer Art nach von der Körperschaft im 
ideellen Bereich, im Rahmen der Vermögensverwaltung 
oder im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb genutzt wer-
den können.  

Werden Mittel nach dieser Vorschrift dem Vermögen 
zugeführt, sind sie aus der Bemessungsgrundlage für 
Zuführungen von sonstigen zeitnah zu verwendenden 
Mitteln nach § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO herauszurechnen.  

zu § 62 Abs. 4 AO: 

17. Stiftungen dürfen im Jahr ihrer Errichtung und in den 
drei folgenden Kalenderjahren Überschüsse und Ge-
winne aus der Vermögensverwaltung, aus Zweckbetrieb 
und aus steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbe-
trieben ganz oder teilweise ihrem Vermögen zuführen. 
Für sonstige Mittel, z.B. Zuwendungen und Zuschüsse, 
gilt diese Regelung dagegen nicht.  

Liegen in einem Kalenderjahr positive und negative Er-
gebnisse aus der Vermögensverwaltung, aus den 
Zweckbetrieben und dem einheitlichen steuerpflichti-
gen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb vor, ist eine Zu-
führung zum Vermögen auf den positiven Betrag be-
grenzt, der nach der Verrechnung der Ergebnisse ver-
bleibt.  

 

 

________________ 
84 Nr. 4 des AEAO zu § 63 AO geändert durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 15 Buchst. a. 

AEAO zu § 63 AO - Anforderungen an die  
tatsächliche Geschäftsführung: 

 

1.  Den Nachweis, dass die tatsächliche Geschäftsführung 
den notwendigen Erfordernissen entspricht, hat die Kör-
perschaft durch ordnungsmäßige Aufzeichnungen (ins-
besondere Aufstellung der Einnahmen und Ausgaben, 
Tätigkeitsbericht, Vermögensübersicht mit Nachweisen 
über die Bildung und Entwicklung der Rücklagen) zu 
führen. Die Vorschriften der AO über die Führung von 
Büchern und Aufzeichnungen (§§ 140 ff AO.) sind zu be-
achten. Die Vorschriften des Handelsrechts einschließ-
lich der entsprechenden Buchführungsvorschriften gel-
ten nur, sofern sich dies aus der Rechtsform der Körper-
schaft oder aus ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit ergibt. 
Bei der Verwirklichung steuerbegünstigter Zwecke im 
Ausland besteht eine erhöhte Nachweispflicht (§ 90 Abs. 
2 AO).  

2.  Hat das Finanzamt eine Frist nach § 63 Abs. 4 AO ge-
setzt, gilt die tatsächliche Geschäftsführung als ord-
nungsgemäß, wenn die Körperschaft die Mittel inner-
halb der gesetzten Frist für steuerbegünstigte Zwecke 
verwendet.  

3.  Die tatsächliche Geschäftsführung umfasst auch die 
Ausstellung steuerlicher Zuwendungsbestätigungen. 
Zuwendungsbestätigungen dürfen nur dann ausgestellt 
werden, wenn die Voraussetzungen des § 63 Absatz 5 
AO vorliegen. Die Erlaubnis wird an die Erteilung eines 
Feststellungsbescheides nach § 60a Absatz 1 AO, eines 
Freistellungsbescheides oder eine Anlage zum Körper-
schaftsteuerbescheid geknüpft. Ist der Bescheid nach § 
60a AO älter als drei Jahre oder ist der Freistellungsbe-
scheid - beziehungsweise sind die Anlagen zum Körper-
schaftsteuerbescheid - älter als fünf Jahre, dann darf die 
Körperschaft keine Zuwendungsbestätigungen mehr 
ausstellen.  

Bei Missbräuchen auf diesem Gebiet, z.B. durch die Aus-
stellung von Gefälligkeitsbestätigungen, ist die Steuer-
begünstigung zu versagen.  

4.  Liegen neuere Erkenntnisse nach Bekanntgabe einer 
Feststellung nach § 60a AO, eines Freistellungsbeschei-
des oder einer Anlage zum Körperschaftsteuerbescheid 
vor, dass auf Grund der tatsächlichen Geschäftsführung 
der Körperschaft die Steuerbegünstigung voraussicht-
lich nicht gewährt werden kann, kann eine Steuerfest-
setzung (ggf. mit 0 Euro) erfolgen. Für Feststellungen 
nach § 60a AO wird auf § 60a Abs. 6 AO verwiesen. 84 

Dies kann durch einen Vorauszahlungsbescheid oder ei-
nen Körperschaftsteuerbescheid geschehen, in denen 
jeweils von der vollen Steuerpflicht ausgegangen wird. 
Dies hat zur Folge, dass die Körperschaft nicht mehr be-
rechtigt ist Zuwendungsbestätigungen auszustellen.  

Die Körperschaft ist auf eine mögliche Haftungsinan-
spruchnahme nach § 10b Abs. 4 EStG hinzuweisen. 
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5.  Die tatsächliche Geschäftsführung muss sich im Rahmen 
der verfassungsmäßigen Ordnung halten, da die 
Rechtsordnung als selbstverständlich das gesetzestreue 
Verhalten aller Rechtsunterworfenen voraussetzt. Als 
Verstoß gegen die Rechtsordnung, der die Steuerbe-
günstigung ausschließt, kommt auch eine Steuerverkür-
zung in Betracht (BFH-Urteil vom 27.9.2001, V R 17/99, 
BStBl 2002 II S. 169). Die verfassungsmäßige Ordnung 
wird schon durch die Nichtbefolgung von polizeilichen 
Anordnungen durchbrochen (BFH-Urteil vom 29.8.1984, 
I R 215/81, BStBl 1985 II S. 106). Gewaltfreier Wider-
stand, z.B. Sitzblockaden, gegen geplante Maßnahmen 
des Staates, verstößt grundsätzlich nicht gegen die ver-
fassungsmäßige Ordnung (vgl. BVerfG-Beschluss vom 
10.1.1995, 1 BvR 718/89, 1 BvR 719/89, 1 BvR 722/89, 1 
BvR 723/89, BVerfGE 92, S. 1-25).  

6. Da es sich beim Entzug der Gemeinnützigkeit nicht um 
eine Ermessensentscheidung der Finanzverwaltung 
handelt, stellen das Verhältnismäßigkeitsprinzip und der 
ihm innewohnende Bagatellvorbehalt ein unverzichtba-
res Korrektiv dar, um in Einzelfällen die einschneidende 
Rechtsfolge des Verlusts der Gemeinnützigkeit auszu-
schließen (BFH-Urteil vom 12.3.2020, V R 5/17, BStBl 
2021 II S. 55). Geringfügige Verstöße, beispielsweise ge-
gen das Mittelverwendungsgebot des § 55 AO, rechtfer-
tigen daher nicht den Entzug der Gemeinnützigkeit. 85 

 

AEAO zu § 64 AO - Steuerpflichtige wirtschaftliche 
Geschäftsbetriebe: 

Zu § 64 Abs. 1 AO:  

1.  Als Gesetz, das die Steuervergünstigung teilweise, näm-
lich für den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (§ 14 Satz 
1 und 2 AO), ausschließt, ist das jeweilige Steuergesetz 
zu verstehen, also § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG, § 3 Nr. 6 Ge-
wStG, § 12 Abs. 2 Nr. 8 Satz 2 UStG, § 3 Abs. 1 Nr. 3b 
GrStG i.V.m. A 12 Abs. 4 GrStR.  

2.  Wegen des Begriffs „Wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb“ 
wird auf § 14 AO hingewiesen. Zum Begriff der „Nach-
haltigkeit“ bei wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben siehe 
BFH-Urteil vom 21.8.1985, I R 60/80, BStBl 1986 II S. 88. 
Danach ist eine Tätigkeit grundsätzlich nachhaltig, wenn 
sie auf Wiederholung angelegt ist. Es genügt, wenn bei 
der Tätigkeit der allgemeine Wille besteht, gleichartige 
oder ähnliche Handlungen bei sich bietender Gelegen-
heit zu wiederholen. Wiederholte Tätigkeiten liegen 
auch vor, wenn der Grund zum Tätigwerden auf einem 
einmaligen Entschluss beruht, die Erledigung aber meh-
rere (Einzel-)Tätigkeiten erfordert. Die Einnahmen aus 
der Verpachtung eines vorher selbst betriebenen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetriebs unterliegen solange der 
Körperschaft- und Gewerbesteuer, bis die Körperschaft 
die Betriebsaufgabe erklärt (BFH-Urteil vom 4.4.2007, 
I R 55/06, BStBl II S. 725).  

________________ 
85 Nr. 6 des AEAO zu § 63 AO eingefügt durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 15 Buchst. b. 
86 Nr. 3 Abs. 2 und 3 des AEAO zu § 64 AO redaktionell neu ge-
schaffen durch BMF-Schreiben v. 2.7.2026, BStBl I 2026, □ 

3.  Ob eine an einer Personengesellschaft oder Gemein-
schaft beteiligte steuerbegünstigte Körperschaft ge-
werbliche Einkünfte bezieht, wird im einheitlichen und 
gesonderten Gewinnfeststellungsbescheid der Perso-
nengesellschaft bindend festgestellt (BFH-Urteil vom 
27.7.1988 - I R 113/84 - BStBl 1989 II, S. 134). 2Ob ein 
steuerpflichtiger oder ein Zweckbetrieb (§§ 65 bis 68) 
vorliegt, ist dagegen bei der Körperschaftsteuerveranla-
gung der steuerbegünstigten Körperschaft zu entschei-
den. 3Die Beteiligung einer gemeinnützigen Körper-
schaft an einer gewerblich geprägten vermögensver-
waltenden Personengesellschaft führt nicht zu einem 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (BFH-Urteil vom 
25.5.2011, I R 60/10, BStBl 2012 II S. 858 und vom 
18.2.2016, V R 60/13, BStBl 2017 II S. 251).  

 4Die Beteiligung einer steuerbegünstigten Körperschaft 
an einer Kapitalgesellschaft ist grundsätzlich Vermö-
gensverwaltung (§ 14 Satz 3). 86  

 5 Ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb ist es dann, wenn 
mit ihr tatsächlich ein entscheidender Einfluss auf die 
laufende Geschäftsführung der Kapitalgesellschaft aus-
geübt wird oder ein Fall der Betriebsaufspaltung vor-
liegt (vgl. BFH-Urteil vom 30.6.1971 - I R 57/70 - BStBl II 
S. 753; H 15.7 Abs. 4 bis 6 EStH). 6Besteht die Beteiligung 
an einer Kapitalgesellschaft, die selbst ausschließlich der 
Vermögensverwaltung dient, so liegt auch bei Einfluss-
nahme auf die Geschäftsführung kein wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb vor vgl. R 4.1 Abs. 2 Satz 5 KStR 2015 
i.V.m. R 5.7 Abs. 5 Satz 4 KStR 2015). 7Dies gilt auch bei 
Beteiligung an einer steuerbegünstigten Kapitalgesell-
schaft. 8Die Grundsätze der Betriebsaufspaltung sind 
nicht anzuwenden, wenn sowohl das Betriebs- als auch 
das Besitzunternehmen steuerbegünstigt sind. 9Dies gilt 
aber nur insoweit, als die überlassenen wesentlichen Be-
triebsgrundlagen bei dem Betriebsunternehmen nicht 
in einem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäfts-
betrieb eingesetzt werden.  

Die Beteiligung an einer steuerbegünstigten Kapitalge-
sellschaft ist dem ideellen Bereich zuzuordnen, wenn die 
steuerbegünstigten Zwecke der gehaltenen Beteili-
gungsgesellschaft in den eigenen steuerbegünstigten 
Zwecken enthalten sind. Die Einnahmen aus dieser Be-
teiligung sind dann keine Einnahmen der Vermögens-
verwaltung, sondern Einnahmen im ideellen Bereich. 
Damit wird der Einsatz zeitnah zu verwendender Mittel 
ermöglicht. Die Ausgliederung von Zweckbetrieben auf 
eine steuerbegünstigte Kapitalgesellschaft, bei der die 
übertragende Körperschaft als Gegenleistung Anteile an 
der übernehmenden Kapitalgesellschaft erhält und die 
Beteiligung bei der übertragenden Körperschaft dem 
ideellen Bereich zugeordnet wird, führt damit nicht zu 
einem Wiederaufleben der Pflicht zur zeitnahen Mittel-
verwendung. 87 

Für Beteiligungen an steuerbegünstigten Kapitalgesell-
schaften in den Anwendungsfällen des § 57 Abs. 3 und 
4 AO wird auf Nr. 12 des AEAO zu § 57 Abs. 3 und Nr. 14 
des AEAO zu § 57 Abs. 4 verwiesen. 88 

87 Nr. 3 Abs. 4 des AEAO zu § 64 AO eingefügt durch BMF-Schrei-
ben v. 2.7.2026, BStBl I 2026, □ 
88 Nr. 3 des AEAO zu § 64 AO geändert durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 16 Buchst. a, b und c. 
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4.  Bei der Ermittlung des Gewinns aus dem wirtschaftli-
chen Geschäftsbetrieb sind die Betriebsausgaben zu be-
rücksichtigen, die durch den Betrieb veranlasst sind. 
Dazu gehören Ausgaben, die dem Betrieb unmittelbar 
zuzuordnen sind, weil sie ohne den Betrieb nicht oder 
zumindest nicht in dieser Höhe angefallen wären.  

 Vereinbarte Aushilfslöhne für Vereinsmitglieder müssen 
den Vermögensbereich des Vereins verlassen haben, 
um als Betriebsausgaben eines wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetriebs des Vereins berücksichtigt zu werden 
(BFH-Urteil vom 5.12.1990, I R 5/88, BStBl 1991 II S. 308). 
Bei bedingungslosem Verzicht vor Zufluss können die 
vereinbarten Aushilfslöhne nicht als Betriebsausgaben 
anerkannt werden. Von einem Abfluss der vereinbarten 
Aushilfslöhne der Vereinsmitglieder aus dem Vermö-
gensbereich des Vereins ist auszugehen, wenn sich der 
Verzicht auf die Aushilfslöhne seinem wirtschaftlichen 
Gehalt nach als Verwendung zugeflossenen Einkom-
mens erweist. Das ist nach dem vorgenannten BFH-Ur-
teil z. B. der Fall, wenn die Vereinsmitglieder den Ver-
zicht auf ihre Löhne gegenüber dem Verein mit der Be-
dingung verbunden haben, diese Geldbeträge einem 
Dritten zuzuwenden. 89 

5.  Bei so genannten gemischt veranlassten Kosten, die so-
wohl durch die steuerfreie als auch durch die steuer-
pflichtige Tätigkeit veranlasst sind, scheidet eine Be-
rücksichtigung als Betriebsausgaben des steuerpflichti-
gen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs grundsätzlich 
aus, wenn sie ihren primären Anlass im steuerfreien Be-
reich haben. Werden z.B. Werbemaßnahmen bei sport-
lichen oder kulturellen Veranstaltungen durchgeführt, 
sind die Veranstaltungskosten, soweit sie auch ohne die 
Werbung entstanden wären, keine Betriebsausgaben 
des steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs 
„Werbung“ (BFH-Urteil vom 27.3.1991, I R 31/89, BStBl 
1992 II S. 103; zur pauschalen Gewinnermittlung bei 
Werbung im Zusammenhang mit der steuerbegünstig-
ten Tätigkeit einschließlich Zweckbetrieben vgl. Nrn. 32 
ff. 31 ff. des AEAO zu § 64). 90   

6.  Unabhängig von ihrer primären Veranlassung ist eine 
anteilige Berücksichtigung von gemischt veranlassten 
Aufwendungen (einschließlich Absetzung für Abnut-
zung) als Betriebsausgaben des steuerpflichtigen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetriebs dann zulässig, wenn ein 
objektiver Maßstab für die Aufteilung der Aufwendun-
gen (z.B. nach zeitlichen Gesichtspunkten) auf den ide-
ellen Bereich einschließlich der Zweckbetriebe und den 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb be-
steht.  

Danach ist z.B. bei der Gewinnermittlung für den steu-
erpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb „Green-
fee“ von steuerbegünstigten Golfvereinen wegen der 
Abgrenzbarkeit nach objektiven Maßstäben (z.B. im Ver-
hältnis der Nutzung der Golfanlage durch vereins-
fremde Spieler zu den Golf spielenden Vereinsmitglie-
dern im Kalenderjahr) trotz primärer Veranlassung 
durch den ideellen Bereich des Golfvereins ein anteiliger 
Betriebsausgabenabzug der Aufwendungen (z.B. für 

________________ 
89 Nr. 4 Abs. 2 des AEAO zu § 64 AO eingefügt durch BMF-Schrei-
ben v. 12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 16 Buchst. d. 
90 Nr. 5 des AEAO zu § 64 AO angepasst durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 16 Buchst. e. 

Golfplatz- und Personalkosten) zulässig (BFH-Urteil vom 
15.1.2015, I R 48/13, BStBl II S. 713). Bei gemeinnützigen 
Musikvereinen sind Aufwendungen, die zu einem Teil 
mit Auftritten ihrer Musikgruppen bei eigenen steuer-
pflichtigen Festveranstaltungen zusammenhängen, an-
teilig als Betriebsausgaben des steuerpflichtigen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetriebs abzuziehen. Derartige 
Aufwendungen sind z.B. Kosten für Notenmaterial, Uni-
formen und Verstärkeranlagen, die sowohl bei Auftrit-
ten, die unentgeltlich erfolgen oder Zweckbetriebe sind, 
als auch bei Auftritten im Rahmen eines eigenen steu-
erpflichtigen Betriebs eingesetzt werden. Als Maßstab 
für die Aufteilung kommt die Zahl der Stunden, die ein-
schließlich der Proben auf die jeweiligen Bereiche ent-
fallen, in Betracht.  

Auch die Personal- und Sachkosten für die allgemeine 
Verwaltung können grundsätzlich im wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieb abgezogen werden, soweit sie bei ei-
ner Aufteilung nach objektiven Maßstäben teilweise da-
rauf entfallen. Bei Kosten für die Errichtung und Unter-
haltung von Vereinsheimen gibt es i.d.R. keinen objek-
tiven Aufteilungsmaßstab.  

7.  Eine gemeinnützige Körperschaft ist bereits nach § 55 
Abs. 1 Nr. 1 AO verpflichtet, ihre Mittel ausschließlich 
zur Förderung gemeinnütziger Zwecke einzusetzen. Ein 
steuerlicher Abzug derartiger Aufwendungen als Be-
triebsausgaben scheidet aus. Nichtabziehbar sind nach 
§ 10 Nr. 1 KStG auch Aufwendungen für die Erfüllung 
von Zwecken, die in der Satzung vorgeschrieben sind. 
Die Aufwendungen für gemeinnützige oder satzungs-
mäßige Zwecke können auch nicht aufgrund einer „Auf-
lage“ als abziehbare Betriebsausgaben behandelt wer-
den (Nichtanwendung des BFH-Urteils vom 5.6.2003, I R 
76/01, BStBl II 2005 S. 305). 91 

8. Unter Sponsoring wird üblicherweise die Gewährung 
von Geld oder geldwerten Vorteilen durch Unterneh-
men zur Förderung von Personen, Gruppen und/oder 
Organisationen in sportlichen, kulturellen, kirchlichen, 
wissenschaftlichen, sozialen, ökologischen oder ähnlich 
bedeutsamen gesellschaftspolitischen Bereichen ver-
standen, mit der regelmäßig auch eigene unterneh-
mensbezogene Ziele der Werbung oder Öffentlichkeits-
arbeit verfolgt werden. Leistungen eines Sponsors be-
ruhen häufig auf einer vertraglichen Vereinbarung zwi-
schen dem Sponsor und dem Empfänger der Leistungen 
(Sponsoring-Vertrag), in dem Art und Umfang der Leis-
tungen des Sponsors und des Empfängers geregelt 
sind.  

9. Die im Zusammenhang mit dem Sponsoring erhaltenen 
Leistungen können bei einer steuerbegünstigten Kör-
perschaft steuerfreie Einnahmen im ideellen Bereich, 
steuerfreie Einnahmen aus der Vermögensverwaltung 
oder Einnahmen eines steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebs sein. Die steuerliche Behandlung der 
Leistungen beim Empfänger hängt grundsätzlich nicht 
davon ab, wie die entsprechenden Aufwendungen beim 

91 Nr. 7 des AEAO zu § 64 AO neu eingefügt durch BMF-Schreiben 
v. 31.1.2019, BStBl. I 2019, 71, Nr. 15 Buchst. c. 
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leistenden Unternehmen behandelt werden. Für die Ab-
grenzung gelten die allgemeinen Grundsätze.  

10. Danach liegt kein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb vor, 
wenn die steuerbegünstigte Körperschaft dem Sponsor 
nur die Nutzung ihres Namens zu Werbezwecken in der 
Weise gestattet, dass der Sponsor selbst zu Werbezwe-
cken oder zur Imagepflege auf seine Leistungen an die 
Körperschaft hinweist.  

Ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb liegt auch dann 
nicht vor, wenn der Empfänger der Leistungen z.B. auf 
Plakaten, Veranstaltungshinweisen, in Ausstellungskata-
logen oder in anderer Weise auf die Unterstützung 
durch einen Sponsor lediglich hinweist. Dieser Hinweis 
kann unter Verwendung des Namens, Emblems oder 
Logos des Sponsors, jedoch ohne besondere Hervorhe-
bung, erfolgen. Entsprechende Sponsoringeinnahmen 
sind nicht als Einnahmen aus der Vermögensverwaltung 
anzusehen. Eine Zuführung zur freien Rücklage nach 
§ 62 Abs. 1 Nr. 3 AO ist daher lediglich i.H.v. 10 % der 
Einnahmen, nicht aber i.H.v. einem Drittel des daraus er-
zielten Überschusses möglich.  

11. Ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb liegt dagegen vor, 
wenn die Körperschaft an den Werbemaßnahmen mit-
wirkt. Dies ist z.B. der Fall, wenn die Körperschaft dem 
Sponsor das Recht einräumt, in einem von ihr heraus-
gegebenen Publikationsorgan Werbeanzeigen zu schal-
ten, einschlägige Sponsor-bezogene Themen darzustel-
len und bei Veranstaltungen der Körperschaft deren 
Mitglieder über diese Themen zu informieren und dafür 
zu werben (vgl. BFH-Urteil vom 7.11.2007, I R 42/06, 
BStBl 2008 II S. 949). Der wirtschaftliche Geschäftsbe-
trieb kann kein Zweckbetrieb (§§ 65 bis 68 AO) sein. So-
weit Sponsoringeinnahmen unmittelbar in einem aus 
anderen Gründen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb anfallen, sind sie diesem zuzurechnen. 92 

12. Die Sammlung und Verwertung von Zahngold durch 
eine steuerbegünstigte Körperschaft im eigenen Namen 
und auf eigene Rechnung bildet nach den Grundsätzen 
des BFH-Urteils vom 26.2.1992, I R 149/90, BStBl II S. 
693, einen einheitlichen steuerpflichtigen wirtschaftli-
chen Geschäftsbetrieb (§§ 14, 64 AO). Erklären die Spen-
der, dass das Zahngold von der steuerbegünstigten 
Körperschaft im Namen der Spender und für Rechnung 
der Spender verwertet werden soll (treuhänderische 
Verwertung) und wenden die Spender den Verwer-
tungserlös der steuerbegünstigten Körperschaft zu, 
liegt kein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb vor, wenn 
das Mitwirken der steuerbegünstigten Körperschaft sich 
darauf beschränkt, das Zahngold lediglich in Vertretung 
des Spenders bei der Scheideanstalt einzureichen. Neh-
men Spender anonym an der Zahngoldsammlung teil, 
begründet die steuerbegünstigte Körperschaft, die das 
Zahngold sammelt und verwerten lässt, damit einen 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb. 93 

13. Unter Beschäftigungsgesellschaften sind Körperschaf-
ten zu verstehen, die - gegebenenfalls unter Nutzung 
arbeitsförderungsrechtlicher Instrumente und sonstiger 

________________ 
92 Nr. 11 des AEAO zu § 64 AO geändert durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 16 Buchst. f. 
93 Nr. 12 des AEAO zu § 64 AO als Nr. 11 eingefügt durch BMF-
Schreiben v. 26.1.2016, BStBl I 2016, 155, Nr. 11.  

Förderungsmöglichkeiten - die Hilfe für früher arbeits-
lose und von Arbeitslosigkeit bedrohte Menschen ins-
besondere durch Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, be-
rufliche Qualifizierungsmaßnahmen und Umschulungen 
zum Ziel haben. 

Unter arbeitstherapeutischen Beschäftigungsgesell-
schaften sind wegen Förderung des Wohlfahrtswesens 
nach § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 9 AO steuerbegünstigte Kör-
perschaften zu verstehen, die - gegebenenfalls unter 
Nutzung arbeitsförderungsrechtlicher Instrumente und 
sonstiger Förderungsmöglichkeiten - schwer vermittel-
bare Arbeitslose arbeitstherapeutisch beschäftigen und 
berufs- und sozialpädagogisch betreuen, um dadurch 
deren Eingliederung in den normalen Arbeitsprozess zu 
fördern. 94 

Beschäftigungsgesellschaften können in der Regel nicht 
als gemeinnützig behandelt werden, wenn sie Waren 
herstellen und vertreiben oder Leistungen an Dritte er-
bringen, da sie dann wie andere Unternehmen eine wirt-
schaftliche Tätigkeit ausüben. Dies ist kein gemeinnüt-
ziger Zweck. Dass durch die wirtschaftliche Tätigkeit Ar-
beitsplätze erhalten oder geschaffen werden, rechtfer-
tigt nicht die Anerkennung der Gemeinnützigkeit. Die 
Erhaltung und Schaffung von Arbeitsplätzen ist mit je-
der wirtschaftlichen Tätigkeit verbunden. 

Eine Beschäftigungsgesellschaft kann aber dann als ge-
meinnützig anerkannt werden, wenn das Schwerge-
wicht ihrer Tätigkeit auf der beruflichen Qualifizierung, 
der Umschulung oder der sozialen Betreuung liegt. 
Werden dabei Waren hergestellt und vertrieben (z.B. im 
Rahmen einer Ausbildung angefertigte Sachen) oder 
Leistungen gegenüber Dritten erbracht, liegt insoweit 
ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb (§ 14 Satz 1 und 2 
AO) vor. Ist dieser steuerpflichtig, darf er weder Sat-
zungszweck noch nach der tatsächlichen Geschäftsfüh-
rung Selbst- oder Hauptzweck der Gesellschaft sein. Ob 
der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb steuerpflichtig oder 
ein steuerbegünstigter Zweckbetrieb ist, richtet sich 
nach den §§ 65 und 68 AO. 

Ein steuerbegünstigter Zweckbetrieb liegt insbesondere 
vor, wenn die Voraussetzungen des § 68 Nr. 3 AO erfüllt 
sind. Danach sind Werkstätten für behinderte Men-
schen, die nach den Vorschriften des SGB III förderungs-
fähig sind und Personen Arbeitsplätze bieten, die wegen 
ihrer Behinderung nicht auf dem allgemeinen Arbeits-
markt tätig sein können, sowie Einrichtungen für Be-
schäftigungs- und Arbeitstherapie, die der Eingliede-
rung von Behinderten dienen, als Zweckbetriebe zu be-
handeln. 95 

Die Voraussetzungen des § 65 AO für die Zweckbe-
triebseigenschaft einer wirtschaftlichen Betätigung sind 
regelmäßig erfüllt, wenn sich der wirtschaftliche Ge-
schäftsbetrieb in einer aus- oder weiterbildenden Tätig-
keit gegen Teilnehmergebühren erschöpft. Sie sind 
auch erfüllt, soweit als Ausfluss der beruflichen Qualifi-
zierungs- und Umschulungsmaßnahmen Waren herge-
stellt und veräußert oder Dienstleistungen gegenüber 

94 Nr. 13 Abs. 1 des AEAO zu § 64 AO redaktionell neu gefasst 
durch BMF-Schreiben v. 2.7.2026, BStBl I 2026, □ 
95 Nr. 13 des AEAO zu § 64 AO geändert durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 16 Buchst. g. 
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Dritten gegen Entgelt erbracht werden. Dagegen wird 
ein steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb (§ 
64 AO) begründet, wenn die Herstellung und Veräuße-
rung von Waren oder die entgeltlichen Dienstleistungen 
den Umfang überschreiten, der zur Erfüllung der beruf-
lichen Qualifizierungs- und Umschulungsmaßnahmen 
notwendig ist. 

Die Voraussetzungen des § 65 AO für die Zweckbe-
triebseigenschaft einer wirtschaftlichen Betätigung sind 
regelmäßig erfüllt, wenn an Dritte Dienstleistungen er-
bracht oder Waren veräußert werden, die ausschließlich 
Ergebnis arbeitstherapeutischer Maßnahmen sind und 
die Marktteilnahme den für die Integrationsarbeit not-
wendigen Umfang nicht überschreitet (BFH-Urteil vom 
18.8.2022, V R 49/19, BStBl 2023 II S. 298). Die arbeits-
therapeutischen Maßnahmen selbst müssen jedoch zur 
(Wieder-)Eingliederung der Klienten der Beschäfti-
gungsgesellschaft notwendig sein, da anderenfalls ein 
vermeidbarer Wettbewerb zu nicht begünstigten 
Marktteilnehmern entstehen würde. Die jeweilige Maß-
nahme ist zur (Wieder-)Eingliederung notwendig, wenn 
es der Beschäftigungsgesellschaft erst durch die ent-
geltlich übernommenen Aufträge ermöglicht wird, ihre 
Klienten mit Arbeiten zu beschäftigen, die für die Klien-
ten und ihre künftigen Arbeitgeber klar erkennbar wirt-
schaftlich sinnvoll und damit praxisrelevant sind und 
ohne die eine Wiedereingliederung in den normalen Ar-
beitsprozess nicht möglich wäre. 96 

Der Einsatz nicht förderungsbedürftiger Mitarbeiter bei 
der Ausführung von Lohnaufträgen, ist unschädlich für 
die Qualifizierung als Zweckbetrieb, soweit diese ledig-
lich in einer Weise oder in einem Umfang tätig werden, 
der zum Erreichen der steuerbegünstigten Zwecke un-
vermeidbar ist, etwa weil dies vor allem der Ausbildung, 
Anleitung oder Beaufsichtigung der förderungsbedürf-
tigen Mitarbeiter dient. 97 

Bei der gemeinnützigkeitsrechtlichen Behandlung von 
Körperschaften, die ähnliche Zwecke wie die Beschäfti-
gungsgesellschaft fördern, ist nach den gleichen 
Grundsätzen zu verfahren. 98 

Zu § 64 Abs. 2 AO:  

14. Die Regelung, dass bei steuerbegünstigten Körper-
schaften mehrere steuerpflichtige wirtschaftliche Ge-
schäftsbetriebe als ein Betrieb zu behandeln sind, gilt 
auch für die Ermittlung des steuerpflichtigen Einkom-
mens der Körperschaft und für die Beurteilung der 
Buchführungspflicht nach § 141 Abs. 1 AO. Für die 
Frage, ob die Grenzen für die Buchführungspflicht über-
schritten sind, kommt es also auf die Werte (Einnahmen, 
Überschuss) des Gesamtbetriebs an.  

15. § 55 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 und Nr. 3 AO gilt auch für den 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb. Das 
bedeutet u.a., dass Verluste und Gewinnminderungen in 

________________ 
96 Nr. 13 Abs. 5 des AEAO zu § 64 AO neu gefasst durch BMF-
Schreiben v. 2.7.2026, BStBl I 2026, □ 
97 Nr. 13 Abs. 6 des AEAO zu § 64 AO neu eingefügt durch BMF-
Schreiben v. 2.7.2026, BStBl I 2026, □ 
98 Nr. 13 des AEAO zu § 64 AO neu eingefügt durch BMF-Schreiben 
v. 31.1.2019, BStBl. I 2019, 71, Nr. 15 Buchst. e. und wieder aufgeho-
ben durch BMF-Schreiben v. 5.2.2024, BStBl I 2024, 177. 

den einzelnen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieben nicht durch Zuwendungen an Mitglie-
der oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen 
entstanden sein dürfen.  

16. Die entgeltliche Übernahme von Verwaltungstätigkei-
ten durch Einsatzstellen, Zentralstellen und Träger 
i.S.d. §§ 6 und 7 Bundesfreiwilligendienstgesetz (BFDG) 
aufgrund von Verträgen nach § 16 BFDG begründet ei-
nen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
nach § 64 AO (teilweise Nichtanwendung des BFH-Ur-
teils vom 23.7.2009, V R 93/07, BStBl 2015 II S. 735). 99 

17. Bei einer Körperschaft, die mehrere steuerpflichtige 
wirtschaftliche Geschäftsbetriebe unterhält, ist für die 
Frage, ob gemeinnützigkeitsschädliche Verluste vorlie-
gen, nicht auf das Ergebnis des einzelnen steuerpflichti-
gen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs, sondern auf das 
zusammengefasste Ergebnis aller steuerpflichtigen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetriebe abzustellen. Danach ist 
die Gemeinnützigkeit einer Körperschaft gefährdet, 
wenn die steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäfts-
betriebe insgesamt Verluste erwirtschaften (vgl. Nrn. 4 
ff. des AEAO zu § 55).  

In den Fällen des § 64 Abs. 5 und 6 AO ist nicht der ge-
schätzte bzw. pauschal ermittelte Gewinn, sondern das 
Ergebnis zu berücksichtigen, das sich bei einer Ermitt-
lung nach den allgemeinen Regelungen ergeben würde 
(vgl. Nrn. 4 bis 6 des AEAO zu § 64).  

Zu § 64 Abs. 3 AO:  

18. 1Die Höhe der Einnahmen aus den steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben bestimmt sich nach 
den Grundsätzen der steuerlichen Gewinnermittlung. 
Bei steuerbegünstigten Körperschaften, die den Gewinn 
nach § 4 Abs. 1 oder § 5 EStG ermitteln, kommt es des-
halb nicht auf den Zufluss i.S.d. § 11 EStG an, so dass 
auch Forderungszugänge als Einnahmen zu erfassen 
sind. Bei anderen steuerbegünstigten Körperschaften 
sind die im Kalenderjahr zugeflossenen Einnahmen 
(§ 11 EStG) maßgeblich. 2Ob die Einnahmen die Besteu-
erungsgrenze übersteigen, ist für jedes Jahr gesondert 
zu prüfen. 3Nicht leistungsbezogene Einnahmen sind 
nicht den für die Besteuerungsgrenze maßgeblichen 
Einnahmen zuzurechnen (vgl. Nr. 20 des AEAO zu § 64).  

4Die Besteuerungsgrenze von 45.000 € ist erstmalig für 
den Veranlagungszeitraum 2020 anzuwenden. 5Für Ver-
anlagungszeiträume vor 2020 ist die bisherige Besteue-
rungsgrenze von 35.000 € maßgebend. 100 

19. 1Zu den Einnahmen i.S.d. § 64 Abs. 3 AO gehören leis-
tungsbezogene Einnahmen einschließlich Umsatzsteuer 
aus dem laufenden Geschäft, wie Einnahmen aus dem 
Verkauf von Speisen und Getränken. 2Dazu zählen auch 
erhaltene Anzahlungen.  

99 Nr. 16 des AEAO zu § 64 AO neu eingefügt durch BMF-Schreiben 
v. 31.1.2019, BStBl. I 2019, 71, Nr. 15 Buchst. g. 
100 Nr. 18 des AEAO zu § 64 AO um Abs. 2 ergänzt durch BMF-
Schreiben v. 6.8.2021, BStBl I 2021, 1036, Nr. 9 Buchst. a. Dieser Ab-
satz wird gestrichen durch BMF-Schreiben v. 2.7.2026, BStBl I 2026, 
□ 
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20. Zu den leistungsbezogenen Einnahmen i.S.d. Nr. 19 des 
AEAO zu § 64 gehören z.B. nicht  

a)  der Erlös aus der Veräußerung von Wirtschaftsgü-
tern des Anlagevermögens des steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs;  

b) Betriebskostenzuschüsse sowie Zuschüsse für die An-
schaffung oder Herstellung von Wirtschaftsgütern 
des steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbe-
triebs;  

c)  Investitionszulagen;  

d)  der Zufluss von Darlehen;  

e)  Entnahmen i.S.d. § 4 Abs. 1 EStG;  

f)  die Auflösung von Rücklagen;  

g)  erstattete Betriebsausgaben, z.B. Umsatzsteuer;  

h)  Versicherungsleistungen mit Ausnahme des Ersat-
zes von leistungsbezogenen Einnahmen.   

21.  Ist eine steuerbegünstigte Körperschaft an einer Perso-
nengesellschaft oder Gemeinschaft beteiligt, sind für die 
Beurteilung, ob die Besteuerungsgrenze überschritten 
wird, die anteiligen (Brutto-)Einnahmen aus der Beteili-
gung - nicht aber der Gewinnanteil - maßgeblich. Bei 
Beteiligung einer steuerbegünstigten Körperschaft an 
einer Kapitalgesellschaft sind die Bezüge i.S.d. § 8b 
Abs. 1 KStG und die Erlöse aus der Veräußerung von An-
teilen i.S.d. § 8b Abs. 2 KStG als Einnahmen i.S.d. § 64 
Abs. 3 AO zu erfassen, wenn die Beteiligung einen steu-
erpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb darstellt 
(vgl. Nr. 3 des AEAO zu § 64) oder in einem steuerpflich-
tigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gehalten wird.  

22.  In den Fällen des § 64 Abs. 5 und 6 AO sind für die Prü-
fung, ob die Besteuerungsgrenze i.S.d. § 64 Abs. 3 AO 
überschritten wird, die tatsächlichen Einnahmen anzu-
setzen.  

23. Einnahmen aus sportlichen Veranstaltungen, die nach 
§ 67a Abs. 1 Satz 1 AO oder - bei einer Option – nach § 
67a Abs. 3 kein Zweckbetrieb sind, gehören zu den Ein-
nahmen i.S.d. § 64 Abs. 3 AO.  

Beispiel:  

Ein Sportverein, der auf die Anwendung des § 67a Abs. 1 
Satz 1 AO (Zweckbetriebsgrenze) verzichtet hat, erzielt 
im Jahr 01 folgende Einnahmen aus wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieben:  

Sportliche Veranstaltungen, an denen 
kein bezahlter Sportler teilgenommen 
hat:  

40.000 €  

Sportliche Veranstaltungen, an denen 
bezahlte Sportler des Vereins teilge-
nommen haben:  

20.000 €  

Verkauf von Speisen und Getränken:  5.000 €  

________________ 
101 Nr. 23 des AEAO zu § 64 AO geändert durch BMF-Schreiben v. 
6.8.2021, DStR 2021, 1882, Nr. 9 Buchst. b. 

Die Einnahmen aus wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben, 
die keine Zweckbetriebe sind, betragen 25.000 € (20.000 
€ + 5.000 €). Die Besteuerungsgrenze von 45.000 € 
50.000 € wird nicht überschritten. 101  

24. Eine wirtschaftliche Betätigung verliert durch das Unter-
schreiten der Besteuerungsgrenze nicht den Charakter 
des steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbe-
triebs. Das bedeutet, dass kein Beginn einer teilweisen 
Steuerbefreiung i.S.d. § 13 Abs. 5 KStG vorliegt und 
dementsprechend keine Schlussbesteuerung durchzu-
führen ist, wenn Körperschaft- und Gewerbesteuer we-
gen § 64 Abs. 3 AO nicht mehr erhoben werden.  

25. Bei Körperschaften mit einem vom Kalenderjahr abwei-
chenden Wirtschaftsjahr sind für die Frage, ob die Be-
steuerungsgrenze überschritten wird, die in dem Wirt-
schaftsjahr erzielten Einnahmen maßgeblich.  

26.  Der allgemeine Grundsatz des Gemeinnützigkeitsrechts, 
dass für die steuerbegünstigten Zwecke gebundene 
Mittel nicht für den Ausgleich von Verlusten aus steuer-
pflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben verwen-
det werden dürfen, wird durch § 64 Abs. 3 AO nicht auf-
gehoben. Unter diesem Gesichtspunkt braucht jedoch 
bei Unterschreiten der Besteuerungsgrenze der Frage 
der Mittelverwendung nicht nachgegangen zu werden, 
wenn bei überschlägiger Prüfung der Aufzeichnungen 
erkennbar ist, dass in dem steuerpflichtigen wirtschaft-
lichen Geschäftsbetrieb (§ 64 Abs. 2 AO) keine Verluste 
entstanden sind.  

27.  Verluste und Gewinne aus Jahren, in denen die maßgeb-
lichen Einnahmen die Besteuerungsgrenze nicht über-
steigen, bleiben bei dem Verlustabzug (§ 10d EStG) au-
ßer Ansatz. Ein rück- und vortragbarer Verlust kann da-
nach nur in Jahren entstehen, in denen die Einnahmen 
die Besteuerungsgrenze übersteigen. Dieser Verlust 
wird nicht für Jahre verbraucht, in denen die Einnahmen 
die Besteuerungsgrenze von 45.000 € 50.000 € nicht 
übersteigen. 102  

Zu § 64 Abs. 4 AO:  

28. § 64 Abs. 4 AO gilt nicht für regionale Untergliederun-
gen (Landes-, Bezirks-, Ortsverbände) steuerbegünstig-
ter Körperschaften.  

Zu § 64 Abs. 5 AO:  

29. § 64 Abs. 5 AO gilt nur für Altmaterialsammlungen 
(Sammlung und Verwertung von Lumpen, Altpapier, 
Schrott). 2Zahngold ist kein Altmaterial (Näheres zu 
Zahngold: siehe Nr. 12 des AEAO zu § 64 Abs. 1). 3Die 
Regelung gilt nicht für den Einzelverkauf gebrauchter 
Sachen (Gebrauchtwarenhandel). Basare und ähnliche 
Einrichtungen sind deshalb nicht begünstigt (vgl. BFH-

102 Nr. 27 des AEAO zu § 64 AO geändert durch BMF-Schreiben v. 
6.8.2021, BStBl I 2021, 1036, Nr. 9 Buchst. b. Erneute Änderung 
durch BMF-Schreiben v. 2.7.2026, BStBl I 2026, □ 
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Urteil vom 11.2.2009, I R 73/08, BStBl II S. 516). Zu Klei-
derkammern siehe Nr. 9 des AEAO zu § 66. 103 

30. § 64 Abs. 5 AO ist nur anzuwenden, wenn die Körper-
schaft dies beantragt (Wahlrecht).  

31. Der branchenübliche Reingewinn ist bei der Verwertung 
von Altpapier mit 5 % und bei der Verwertung von u.a. 
Altmaterial mit 20 % der Einnahmen anzusetzen.  

Zu § 64 Abs. 6 AO:  

32. Bei den genannten steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieben ist der Besteuerung auf Antrag der 
Körperschaft ein Gewinn von 15 % der Einnahmen zu-
grunde zu legen. Der Antrag gilt jeweils für alle gleich-
artigen Tätigkeiten in dem betreffenden Veranlagungs-
zeitraum. Er entfaltet keine Bindungswirkung für fol-
gende Veranlagungszeiträume.  

33. Nach § 64 Abs. 6 Nr. 1 AO kann der Gewinn aus Werbe-
maßnahmen pauschal ermittelt werden, wenn sie im Zu-
sammenhang mit der steuerbegünstigten Tätigkeit ein-
schließlich Zweckbetrieben stattfinden. 2Beispiele für 
derartige Werbemaßnahmen sind die Trikot- oder Ban-
denwerbung bei Sportveranstaltungen, die ein Zweck-
betrieb sind, oder die aktive Werbung in Programmhef-
ten oder auf Plakaten bei kulturellen Veranstaltungen. 
3Entsprechend begünstigte Werbemaßnahmen können 
aber auch passive Duldungsleistungen sein, indem bei-
spielsweise eine steuerbegünstigte Körperschaft Stand-
flächen an Unternehmen für deren eigene Werbezwe-
cke vermietet (BFH-Urteil vom 26.6.2019, V R 70/17, 
BStBl II S. 654). 4 Die vorstehenden Ausführungen gelten 

Dies gilt auch für Sponsoring i.S.d. Nr. 10 des AEAO zu 
§ 64. 104  

34. Soweit Werbeeinnahmen nicht im Zusammenhang mit 
der ideellen steuerbegünstigten Tätigkeit oder einem 
Zweckbetrieb erzielt werden, z.B. Werbemaßnahmen bei 
einem Vereinsfest oder bei sportlichen Veranstaltungen, 
die wegen Überschreitens der Zweckbetriebsgrenze des 
§ 67a Abs. 1 AO oder wegen des Einsatzes bezahlter 
Sportler ein steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäfts-
betrieb sind, ist § 64 Abs. 6 AO nicht anzuwenden.  

35. Das Veranstalten von Trabrennen kann ein steuerpflich-
tiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb nach § 64 
AO sein, der mit dem Betrieb eines Totalisators einen 
einheitlichen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb bildet. 
Diesem Betrieb sind grundsätzlich sämtliche Einnahmen 
und Ausgaben zuzuordnen, die durch ihn veranlasst 
sind (BFH-Urteil vom 22.4.2009, I R 15/07, BStBl 2011 II 
S. 475). 105  

Nach § 64 Abs. 6 Nr. 2 AO kann auch der Gewinn aus 
dem Totalisatorbetrieb der Pferderennvereine mit 15 % 

________________ 
103 Nr. 29 des AEAO zu § 64 AO ergänzt durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 16 Buchst. h. Der letzte Absatz wird 
geändert durch BMF-Schreiben v. 2.7.2026, BStBl I 2026, □ 
 
104 Nr. 33 des AEAO zu § 64 AO ergänzt durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 16 Buchst. i und j. 
105 Nr. 34 des AEAO zu § 64 AO neu gefasst durch BMF-Schreiben v. 
31.1.2019, BStBl. I 2019, 71, Nr. 15 Buchst. l. 

der Einnahmen angesetzt werden. Die maßgeblichen 
Einnahmen ermitteln sich wie folgt:  

Wetteinnahmen abzgl. Rennwettsteuer (Totalisator-
steuer)  

abzgl. Auszahlungen an die Wettenden. 106  

36. Nach § 64 Abs. 6 Nr. 3 AO kann bei der Besteuerung aus 
der Zweiten Fraktionierungsstufe der Blutspende-
dienste ein Gewinn von 15 % der Einnahmen zugrunde 
gelegt werden.  

Einnahmen steuerbegünstigter Körperschaften aus der 
Weiterveräußerung von im Aphereseverfahren gewon-
nenen Blutbestandteilen der Ersten Fraktionierungs-
stufe zur weiteren Fraktionierung sind dem steuerpflich-
tigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb zuzuordnen. 
§ 64 Abs. 6 Nr. 3 AO findet in diesem Fall keine Anwen-
dung. 107  

 

Zu § 64 Abs. 5 und 6 AO:  

37.  Wird in den Fällen des § 64 Abs. 5 oder 6 AO kein Antrag 
auf Schätzung des Überschusses oder auf pauschale Ge-
winnermittlung gestellt, ist der Gewinn nach den allge-
meinen Regeln durch Gegenüberstellung der Betriebs-
einnahmen und der Betriebsausgaben zu ermitteln (vgl. 
Nrn. 4 bis 6 des AEAO zu § 64). 108  

38.  Wird der Überschuss nach § 64 Abs. 5 AO geschätzt 
oder nach § 64 Abs. 6 AO pauschal ermittelt, sind 
dadurch auch die damit zusammenhängenden tatsäch-
lichen Aufwendungen der Körperschaft abgegolten; sie 
können nicht zusätzlich abgezogen werden.  

39.  Wird der Überschuss nach § 64 Abs. 5 AO geschätzt 
oder nach § 64 Abs. 6 AO pauschal ermittelt, muss die 
Körperschaft die mit diesen Einnahmen im Zusammen-
hang stehenden Einnahmen und Ausgaben gesondert 
aufzeichnen. Die genaue Höhe der Einnahmen wird zur 
Ermittlung des Gewinns nach § 64 Abs. 5 bzw. 6 AO be-
nötigt. 3Die mit diesen steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetrieben zusammenhängenden Ausgaben 
dürfen das Ergebnis der anderen steuerpflichtigen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetriebe - unabhängig vom Zeit-
punkt der steuerlichen Erfassung oder veranlagungs-
zeitraumübergreifend - nicht mindern. 109  

40. Die in den Bruttoeinnahmen ggf. enthaltene Umsatz-
steuer gehört nicht zu den maßgeblichen Einnahmen 
i.S.d. § 64 Abs. 5 und 6 AO.  

 

106 Nr. 35 des AEAO zu § 64 AO geändert durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 16 Buchst. k. 
107 Nr. 36 des AEAO zu § 64 AO eingefügt durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 16 Buchst. l. 
108 Nrn. 36 bis 39 des AEAO zu § 64 AO fortgeführt als Nrn. 37 bis 
40 durch BMF-Schreiben v. 12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 16 
Buchst. m. 
109 Nr. 39 des AEAO zu § 64 AO ergänzt durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 16 Buchst. n. 
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AEAO zu § 65 AO - Zweckbetrieb: 

 

1.  Der Zweckbetrieb ist ein wirtschaftlicher Geschäftsbe-
trieb i.S.v. § 14 AO. Jedoch wird ein wirtschaftlicher Ge-
schäftsbetrieb unter bestimmten Voraussetzungen 
steuerlich dem begünstigten Bereich der Körperschaft 
zugerechnet.  

2.  Ein Zweckbetrieb muss tatsächlich und unmittelbar sat-
zungsmäßige Zwecke der Körperschaft verwirklichen, 
die ihn betreibt. Es genügt nicht, wenn er begünstigte 
Zwecke verfolgt, die nicht satzungsmäßige Zwecke der 
ihn tragenden Körperschaft sind. Ebenso wenig genügt 
es, wenn er der Verwirklichung begünstigter Zwecke nur 
mittelbar dient, z.B. durch Abführung seiner Erträge 
(BFH-Urteil vom 21.8.1985, I R 60/80, BStBl 1986 II S. 88). 
Ein Zweckbetrieb muss deshalb in seiner Gesamtrich-
tung mit den ihn begründenden Tätigkeiten und nicht 
nur mit den durch ihn erzielten Einnahmen den steuer-
begünstigten Zwecken dienen (BFH-Urteil vom 
26.4.1995, I R 35/93, BStBl II S. 767).  

3.  Weitere Voraussetzung eines Zweckbetriebes ist, dass 
die Zwecke der Körperschaft nur durch ihn erreicht wer-
den können. Die Körperschaft muss den Zweckbetrieb 
zur Verwirklichung ihrer satzungsmäßigen Zwecke un-
bedingt und unmittelbar benötigen. Dies ist z.B. nicht 
der Fall beim Betrieb einer Beschaffungsstelle (zentraler 
Ein- und Verkauf von Ausrüstungsgegenständen, Auf-
tragsbeschaffung, etc.), da dieser weder unentbehrlich 
noch das einzige Mittel zur Erreichung des steuerbe-
günstigten Zwecks ist.  

4.  Der Wettbewerb eines Zweckbetriebes zu nicht begüns-
tigten Betrieben derselben oder ähnlicher Art muss auf 
das zur Erfüllung der steuerbegünstigten Zwecke unver-
meidbare Maß begrenzt sein. Wettbewerb i.S.d. § 65 
Nr. 3 AO setzt nicht voraus, dass die Körperschaft auf 
einem Gebiet tätig ist, in der sie tatsächlich in Konkur-
renz zu steuerpflichtigen Betrieben derselben oder ähn-
licher Art tritt. Der Sinn und Zweck des § 65 Nr. 3 AO 
liegt in einem umfänglichen Schutz des Wettbewerbs, 
der auch den potentiellen Wettbewerb umfasst (vgl. 
BFH-Urteile vom 27.10.1993, I R 60/91, BStBl 1994 II 
S. 573 und vom 29.1.2009, V R 46/06, BStBl II S. 560). Ein 
Zweckbetrieb ist daher - entgegen dem BFH-Urteil vom 
30.3.2000, V R 30/99, BStBl II S. 705 - bereits dann nicht 
gegeben, wenn ein Wettbewerb mit steuerpflichtigen 
Unternehmen lediglich möglich wäre, ohne dass es auf 
die tatsächliche Wettbewerbssituation vor Ort an-
kommt. Unschädlich ist dagegen der uneingeschränkte 
Wettbewerb zwischen Zweckbetrieben, die demselben 
steuerbegünstigten Zweck dienen und ihn in der glei-
chen oder in ähnlicher Form verwirklichen.  

 Der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb darf zu nicht be-
günstigten Betrieben derselben oder ähnlicher Art nicht 
in größerem Umfang in Wettbewerb treten, als es bei 
Erfüllung der steuerbegünstigten Zwecke unvermeidbar 
ist.  

________________ 
110 Nr. 4 des AEAO zu § 65 AO neu gefasst durch BMF-Schreiben v. 
2.7.2026, BStBl I 2026, □ 

 Der Sinn und Zweck des § 65 Nr. 3 AO liegt in einem 
umfänglichen Schutz des Wettbewerbs, der neben der 
tatsächlichen Konkurrenz zu steuerpflichtigen Betrieben 
derselben oder ähnlicher Art auch den potentiellen 
Wettbewerb umfasst (vgl. BFH-Urteile vom 27.10.1993, 
I R 60/91, BStBl 1994 II S. 573 und vom 29.1.2009, V R 
46/06, BStBl II S. 560).  

 Dabei ist zunächst zu prüfen, ob dem Grunde nach 
überhaupt ein tatsächlicher oder potentieller Wettbe-
werb vorliegt (BFH-Urteile vom 30.3.2000, V R 30/99, 
BStBl II S. 705, vom 12.5.2022, V R 37/20, BStBl II S. 603 
und vom 17.11.2022, V R 12/20, BStBl 2023 II S. 367). 
Das heißt, ob es nach den sachlichen, räumlichen und 
konkreten Gegebenheiten tatsächlich einen voll steuer-
pflichtigen Wettbewerber gibt (tatsächlicher Wettbe-
werb) oder geben könnte (potentieller Wettbewerb). Bei 
der Beurteilung sind insbesondere lokale und regionale 
Unterschiede, der Kundenkreis sowie die angebotenen 
Güter und Leistungen zu berücksichtigen. Liegt danach 
ein tatsächlicher oder potentieller Wettbewerb vor, ist 
anschließend dessen Unvermeidbarkeit zur Erfüllung 
der steuerbegünstigten Zwecke zu prüfen.  

 Die wirtschaftliche Betätigung muss demnach auf das 
zur Erfüllung der steuerbegünstigten Zwecke unver-
meidbare Maß begrenzt sein. Dabei ist - immer einzel-
fallabhängig - zwischen dem Interesse der Allgemein-
heit an einem intakten Wettbewerb und an der steuer-
lichen Förderung gemeinnütziger Tätigkeiten abzuwä-
gen. Ein steuerlicher Eingriff in den Wettbewerb ist nur 
dann gerecht-fertigt, wenn ein hinreichender sachlicher 
Grund für eine steuerliche Bevorzugung bzw. Benach-
teiligung vorliegt. Der Wettbewerbsgedanke tritt auch 
zurück, wenn die gemeinnützige Körperschaft ihre 
Dienstleistungen oder Waren einem Kundenkreis anbie-
tet, der das Waren- oder Dienstleistungsangebot der 
steuerpflichtigen Unternehmen überwiegend nicht in 
Anspruch nimmt. Gleiches gilt, wenn die Leistungen 
notwendiges Mittel zur Erreichung eines ideellen 
Zwecks sind, den Wettbewerber ihrerseits nicht verfol-
gen (BFH-Urteil vom 17.02.2010, I R 2/08, BStBl II S. 
1006). Sind die von der Körperschaft verfolgten steuer-
begünstigten Zwecke hingegen auch ohne steuerlich 
begünstigte entgeltliche Tätigkeit zu erreichen, so ist 
aus der Sicht des Gemeinnützigkeits-rechts eine Beein-
trächtigung des Wettbewerbs vermeidbar. 110 

 

AEAO zu § 66 AO - Wohlfahrtspflege: 

 

1.  Die Bestimmung enthält eine Sonderregelung für wirt-
schaftliche Geschäftsbetriebe, die sich mit der Wohl-
fahrtspflege befassen.  

2.  Die Wohlfahrtspflege darf nicht des Erwerbs wegen aus-
geführt werden. 2Eine Einrichtung wird dann „des Er-
werbs wegen“ betrieben, wenn damit Gewinne ange-
strebt werden, die den konkreten Finanzierungsbedarf 
des jeweiligen wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs über-
steigen, die Wohlfahrtspflege mithin in erster Linie auf 
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Mehrung des eigenen Vermögens gerichtet ist. 3Dabei 
kann die Erzielung von Gewinnen in gewissem Umfang 
- z.B. zum Inflationsausgleich oder zur Finanzierung von 
betrieblichen Erhaltungs- und Modernisierungsmaß-
nahmen - geboten sein, ohne in Konflikt mit dem Zweck 
der steuerlichen Begünstigung zu stehen (BFH-Urteil 
vom 27.11.2013, I R 17/12, BStBl 2016 II S. 68). 111 4Wer-
den in drei aufeinanderfolgenden Veranlagungszeiträu-
men jeweils Gewinne erwirtschaftet, die den konkreten 
Finanzierungsbedarf der wohlfahrtspflegerischen Ge-
samtsphäre der Körperschaft übersteigen, ist widerleg-
bar (z. B. unbeabsichtigte Gewinne aufgrund von Markt-
schwankungen) von einer zweckbetriebsschädlichen 
Absicht der Körperschaft auszugehen, den Zweckbe-
trieb des Erwerbs wegen auszuüben. Gewinne aufgrund 
staatlich regulierter Preise (z. B. auf Grundlage einer Ge-
bührenordnung nach Maßgabe des § 90 SGB XI) sind 
kein Indiz dafür, dass der Zweckbetrieb des Erwerbs we-
gen ausgeübt wird.  

5Der konkrete Finanzierungsbedarf im Sinne des Satzes 
4 umfasst die Erträge, die für den Betrieb und die Fort-
führung der Einrichtung(en) der Wohlfahrtspflege not-
wendig sind und beinhaltet auch die zulässige Rückla-
genbildung nach § 62 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 AO. Zur wohl-
fahrtspflegerischen Gesamtsphäre im Sinne des Satzes 
4 gehören  

a)  Wohlfahrtspflegeeinrichtungen im Sinne des § 66 
AO,   

b)  Zweckbetriebe im Sinne des 68 AO, soweit diese 
auch die Voraussetzungen des § 66 AO erfüllen,   

c)  Zweckbetriebe im Sinne des § 67 AO sowie   

d)  ideelle Tätigkeiten, für die die Voraussetzungen des 
§ 66 AO vorlägen, wenn sie entgeltlich ausgeführt 
würden.“ 112 

3.  Die Tätigkeit muss auf die Sorge für notleidende oder 
gefährdete Menschen gerichtet sein. Notleidend bzw. 
gefährdet sind Menschen, die eine oder beide der in 
§ 53 Nrn. 1 und 2 AO genannten Voraussetzungen er-
füllen. 2Auf die Vertragsbeziehung, die der Leistungser-
bringung zu Grunde liegt, kommt es nicht an. 3Entschei-
dend ist, dass die Einrichtung der Wohlfahrtspflege zu-
mindest faktisch unmittelbar gegenüber den in § 53 AO 
genannten Personen tätig wird. 4Bei Leistungen, die fak-
tisch nicht gegenüber den in § 53 AO genannten Perso-
nen erbracht werden, fehlt es an der Unmittelbarkeit 
(BFH-Urteil vom 6.2.2013, I R 59/11, BStBl II S. 603). 

5Es ist auch nicht erforderlich, dass die gesamte Tätig-
keit auf die Förderung notleidender bzw. gefährdeter 
Menschen gerichtet ist. 6Es genügt, wenn zwei Drittel 
der Leistungen einer Einrichtung notleidenden bzw. ge-
fährdeten Menschen zugutekommen. 7Auf das Zahlen-
verhältnis von gefährdeten bzw. notleidenden und üb-
rigen geförderten Menschen kommt es nicht an.  

8Werden neben Leistungen an die in § 53 AO genannten 
Personen noch andere Leistungen für einen Dritten er-

________________ 
111 Nr. 2, 3 und 6 des AEAO zu § 66 AO angepasst durch BMF-
Schreiben v. 26.1.2016, BStBl I 2016, 155, Nr. 13. 
112 Nr. 2 des AEAO zu § 66 AO geändert durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82. Nr. 18 

bracht, sind diese Leistungen, soweit sie nicht zur Orga-
nisation des eigentlichen Zweckbetriebes gehören, 
nicht dem Zweckbetrieb nach § 66 AO zuzurechnen. 
9Wird also z. B. durch eine Körperschaft Personal zur Er-
füllung der steuerbegünstigten Zwecke für einen Ver-
tragspartner im Rahmen einer Pflegeeinrichtung zur 
Verfügung gestellt, so sind die bereitgestellten Pflege-
kräfte dem Zweckbetrieb nach § 66 AO zuzuordnen. 
10Erbringt das bereitgestellte Personal z. B. nur Verwal-
tungsleistungen, sind diese Leistungen nicht dem 
Zweckbetrieb nach § 66 AO zuzuordnen. 

Werden neben Leistungen an die in § 53 AO genannten 
Personen noch andere Leistungen für einen Dritten er-
bracht, sind diese Leistungen, soweit sie nicht zur Orga-
nisation des eigentlichen Zweckbetriebes gehören, 
nicht dem Zweckbetrieb nach § 66 AO zuzurechnen. 
Wird also z. B. durch eine Körperschaft Personal zur Er-
füllung der steuerbegünstigten Zwecke für einen Ver-
tragspartner im Rahmen einer Pflegeeinrichtung zur 
Verfügung gestellt, so sind die bereitgestellten Pflege-
kräfte dem Zweckbetrieb nach § 66 AO zuzuordnen. Er-
bringt das bereitgestellte Personal z. B. nur Verwal-
tungsleistungen, sind diese Leistungen vorbehaltlich 
der §§ 57 Abs 3, 58 Nr. 1 AO nicht dem Zweckbetrieb 
nach § 66 AO zuzuordnen. 113 

4.  Eine Einrichtung der Wohlfahrtspflege liegt regelmäßig 
vor bei häuslichen Pflegeleistungen durch eine steuer-
begünstigte Körperschaft i.R.d. SGB VII, SGB XI, SGB XII 
oder BVG.  

5.  Die Belieferung von Studentinnen und Studenten mit 
Speisen und Getränken in Mensa- und Cafeteria-Betrie-
ben von Studentenwerken ist als Zweckbetrieb zu beur-
teilen. Der Verkauf von alkoholischen Getränken, Tabak-
waren und sonstigen Handelswaren darf jedoch nicht 
mehr als 5 % des Gesamtumsatzes ausmachen. Auch bei 
anderen steuerbegünstigten Körperschaften kann, ent-
sprechend der Beurteilung bei den Studentenwerken 
der Betrieb einer Cafeteria für Studierende auf dem 
Campus ein Zweckbetrieb der Wohlfahrtspflege sein. 
Entsprechendes gilt für die Grundversorgung mit Spei-
sen und Getränken von Schülerinnen und Schülern an 
Schulen bzw. Kindern in einer Kindertagesstätte.  

6.  Die bloße Beförderung von Personen, für die der Arzt 
eine Krankenfahrt (Beförderung in Pkw‘s, Taxen oder 
Mietwagen) verordnet hat, erfüllt nicht die Kriterien 
nach § 66 Abs. 2 AO.  

7.  Werden die Leistungen unter gleichen Bedingungen so-
wohl gegenüber hilfebedürftigen als auch nicht hilfebe-
dürftigen Personen erbracht, ist ein einheitlicher wirt-
schaftlicher Geschäftsbetrieb „Einrichtung der Wohl-
fahrtspflege“ anzunehmen. Dieser ist als Zweckbetrieb 
zu behandeln, wenn die Zweidrittelgrenze des § 66 AO 
erfüllt wird. Die Einhaltung dieser Tatbestandsvoraus-
setzung ist nachzuweisen. Bei Kleiderkammern, Sup-
penküchen, Obdachlosenasylen und den sogenannten 
Tafeln kann auf den Nachweis der Zweidrittelgrenze 

113 Nr. 3 Abs. 4 des AEAO zu § 66 AO neu gefasst durch BMF-
Schreiben v. 2.7.2026, BStBl I 2026, □ 
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verzichtet werden, wenn ein Bescheid nach § 53 Nr. 2 
Satz 8 AO vorliegt.  

8.  Gesellige Veranstaltungen sind als steuerpflichtige wirt-
schaftliche Geschäftsbetriebe zu behandeln. Veranstal-
tungen, bei denen zwar auch die Geselligkeit gepflegt 
wird, die aber in erster Linie zur Betreuung behinderter 
Personen durchgeführt werden, können unter den Vo-
raussetzungen der §§ 65 und 66 AO Zweckbetrieb sein.  

9. Der Einzelverkauf gesammelter Kleidungsstücke in einer 
Kleiderkammer oder einer ähnlichen Einrichtung kann 
ein Zweckbetrieb i.S.d. § 66 AO sein. Dies setzt voraus, 
dass mindestens zwei Drittel der Leistungen der Einrich-
tung hilfebedürftigen Personen i.S.d. § 53 AO zugute-
kommen. 114 

 

AEAO zu § 67 AO - Krankenhäuser: 

  

Nach § 2 Nr. 1 KHG sind Krankenhäuser Einrichtungen, 
in denen durch ärztliche und pflegerische Hilfeleistung 
Krankheiten, Leiden oder Körperschäden festgestellt, 
geheilt oder gelindert werden sollen oder Geburtshilfe 
geleistet wird und in denen die zu versorgenden Perso-
nen untergebracht und verpflegt werden können. Kran-
kenhausleistungen sind Leistungen, die unter Berück-
sichtigung der Leistungsfähigkeit des Krankenhauses im 
Einzelfall nach Art und Schwere der Krankheit für die 
medizinisch zweckmäßige und ausreichende Versor-
gung der Patienten notwendig sind. Es handelt sich un-
ter anderem um 

- ärztliche und pflegerische Behandlung oder 

- Versorgung mit Arznei-, Heil- und Hilfsmitteln, die 
für die Versorgung im Krankenhaus notwendig 
sind, oder 

- Unterkunft und Verpflegung. 

Zu dem Zweckbetrieb Krankenhaus gehören damit alle 
Einnahmen und Ausgaben, die mit den ärztlichen und 
pflegerischen Leistungen an die Patienten als Benutzer 
des jeweiligen Krankenhauses zusammenhängen (BFH-
Urteil vom 6.4.2005, I R 85/04, BStBl II S. 545). Darunter 
fallen auch die an ambulant behandelte Patienten er-
brachten Leistungen, soweit diese Bestandteil des Ver-
sorgungsauftrages des Krankenhauses sind. Gleiches 
gilt für typischerweise von einem Krankenhaus gegen-
über seinen Patienten erbrachte Leistungen, soweit das 
Krankenhaus zur Sicherstellung seines Versorgungsauf-
trages von Gesetzes wegen zu diesen Leistungen befugt 
ist und der Sozialversicherungsträger die insoweit ent-
stehenden Kosten trägt (BFH-Urteile vom 31.7.2013, I R 
82/12, BStBl 2015 II S. 123; und vom 
18.10.2017, V R 46/16, BStBl 2018 II S. 672 und vom 
6.6.2019, V R 39/17, BStBl II S. 651). Der Versorgungs-
auftrag eines Krankenhauses (§ 8 Abs. 1 Satz 4 Kranken-

________________ 
114 Nr. 9 des AEAO zu § 66 AO neu eingefügt durch BMF-Schreiben 
v. 31.1.2019, BStBl. I 2019, 71, Nr. 16. 
115 Absatz 3 des AEAO zu § 67 AO neu gefasst durch BMF-Schrei-
ben vom 23.1.2023, BStBl I 2023, 184, Nr. 8. 

hausentgeltgesetz) regelt, welche Leistungen ein Kran-
kenhaus, unabhängig von der Art der Krankenversiche-
rungsträger, erbringen darf. Für die gemeinnützigkeits-
rechtliche Beurteilung folgt daraus, dass für Leistungen, 
die außerhalb des Versorgungsauftrages erbracht wer-
den, eine Zuordnung zum Zweckbetrieb rankenhaus 
ausscheidet.  

Für die Zurechnung der Behandlungsleistungen zum 
Zweckbetrieb Krankenhaus ist es unbeachtlich, wenn die 
Behandlungen von Patienten des Krankenhauses durch 
einen ermächtigten Arzt als Dienstaufgabe innerhalb ei-
ner nichtselbstständigen Tätigkeit (Einkünfte nach § 19 
EStG) erbracht werden. Leistungen, die von einem Kran-
kenhaus an dort selbstständig tätige Ärzte erbracht wer-
den, sind grundsätzlich dem steuerpflichtigen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieb des Krankenhauses zuzu-
ordnen. Abweichend davon ist die Abgabe von Zytosta-
tika dem Zweckbetrieb zuzuordnen, wenn sie an einen 
nach § 116 SGB V ermächtigten selbstständig tätigen 
Arzt zur unmittelbaren Verabreichung bei der ambulan-
ten Behandlung im Krankenhaus erfolgt (BFH-Urteil 
vom 6.6.2019, V R 39/17, BStBl II S. 651). 115 

 Für die Beurteilung eines Krankenhauses als Zweckbe-
trieb ist allein § 67 AO maßgebend. Es müssen nicht zu-
sätzlich die Voraussetzungen des § 66 AO erfüllt sein. 116 

 

AEAO zu § 67a AO - Sportliche Veranstaltungen: 

Allgemeines  

1. Sportliche Veranstaltungen eines Sportvereins sind 
grundsätzlich ein Zweckbetrieb, wenn die Einnahmen 
einschließlich der Umsatzsteuer aus allen sportlichen 
Veranstaltungen des Vereins die Zweckbetriebsgrenze 
von 45.000 € im Jahr nicht übersteigen (§ 67a Abs. 1 Satz 
1 AO). Übersteigen die Einnahmen die Zweckbetriebs-
grenze von 45.000 € 50.000 €, liegt grundsätzlich ein 
steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb 
vor. 117  

Der Verein kann auf die Anwendung der Zweckbetriebs-
grenze verzichten (§ 67a Abs. 2 AO). Die steuerliche Be-
handlung seiner sportlichen Veranstaltungen richtet 
sich dann nach § 67a Abs. 3 AO.  

2.  Unter Sportvereinen i.S.d. Vorschrift sind alle gemein-
nützigen Körperschaften zu verstehen, bei denen die 
Förderung des Sports (§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 21 AO) Sat-
zungszweck ist; die tatsächliche Geschäftsführung muss 
diesem Satzungszweck entsprechen (§ 59 AO). § 67a AO 
gilt also z.B. auch für Sportverbände. Sie gilt auch für 
Sportvereine, die Fußballveranstaltungen unter Einsatz 
ihrer Lizenzspieler nach der „Lizenzordnung Spieler“ der 
Organisation "Die Liga-Fußballverband e.V. - Ligaver-
band" durchführen.  

116 AEAO zu § 67 AO geändert durch BMF-Schreiben v. 12.1.2022, 
BStBl I 2022, 82. Nr. 19 Buchst. a bis d. 
117 Nr. 1 des AEAO zu § 67a AO geändert durch BMF-Schreiben v. 
2.7.2026, BStBl I 2026, □ 
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3.  Als sportliche Veranstaltung ist die organisatorische 
Maßnahme eines Sportvereins anzusehen, die es aktiven 
Sportlern (die nicht Mitglieder des Vereins zu sein brau-
chen) ermöglicht, Sport zu treiben (BFH-Urteil vom 
25.7.1996, V R 7/95, BStBl 1997 II S. 154). Eine sportliche 
Veranstaltung liegt auch dann vor, wenn ein Sportverein 
in Erfüllung seiner Satzungszwecke im Rahmen einer 
Veranstaltung einer anderen Person oder Körperschaft 
eine sportliche Darbietung erbringt. Die Veranstaltung, 
bei der die sportliche Darbietung präsentiert wird, 
braucht keine steuerbegünstigte Veranstaltung zu sein 
(BFH-Urteil vom 4.5.1994, XI R 109/90, BStBl II S. 886).  

4.  Sportreisen sind als sportliche Veranstaltungen anzuse-
hen, wenn die sportliche Betätigung wesentlicher und 
notwendiger Bestandteil der Reise ist (z.B. Reise zum 
Wettkampfort). Reisen, bei denen die Erholung der Teil-
nehmer im Vordergrund steht (Touristikreisen), zählen 
dagegen nicht zu den sportlichen Veranstaltungen, 
selbst wenn anlässlich der Reise auch Sport getrieben 
wird.  

5.  Die Ausbildung und Fortbildung in sportlichen Fertig-
keiten gehört zu den typischen und wesentlichen Tätig-
keiten eines Sportvereins. Sportkurse und Sportlehr-
gänge für Mitglieder und Nichtmitglieder von Sportver-
einen (Sportunterricht) sind daher als „sportliche Veran-
staltungen“ zu beurteilen. Es ist unschädlich für die 
Zweckbetriebseigenschaft, dass der Verein mit dem 
Sportunterricht in Konkurrenz zu gewerblichen Sport-
lehrern (z.B. Reitlehrer, Skilehrer, Tennislehrer, 
Schwimmlehrer) tritt, weil § 67a AO als die speziellere 
Vorschrift dem § 65 AO vorgeht. Die Beurteilung des 
Sportunterrichts als sportliche Veranstaltung hängt 
nicht davon ab, ob der Unterricht durch Beiträge, Son-
derbeiträge oder Sonderentgelte abgegolten wird.  

6.  Der Verkauf von Speisen und Getränken - auch an Wett-
kampfteilnehmer, Schiedsrichter, Kampfrichter, Sanitä-
ter usw. - und die Werbung gehören nicht zu den sport-
lichen Veranstaltungen. Diese Tätigkeiten sind geson-
derte steuerpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe. 
Nach § 64 Abs. 2 AO ist es jedoch möglich, Überschüsse 
aus diesen Betrieben mit Verlusten aus sportlichen Ver-
anstaltungen, die steuerpflichtige wirtschaftliche Ge-
schäftsbetriebe sind, zu verrechnen.  

7.  Wird für den Besuch einer sportlichen Veranstaltung, 
die Zweckbetrieb ist, mit Bewirtung ein einheitlicher Ein-
trittspreis bezahlt, so ist dieser - ggf. im Wege der Schät-
zung - in einen Entgeltsanteil für den Besuch der sport-
lichen Veranstaltung und in einen Entgeltsanteil für die 
Bewirtungsleistungen aufzuteilen.  

8.  Zur Zulässigkeit einer pauschalen Gewinnermittlung 
beim steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbe-
trieb „Werbung“ wird auf Nrn. 32 bis 34 39 des AEAO zu 
§ 64 hingewiesen. 118   

9.  Die entgeltliche Übertragung des Rechts zur Nutzung 
von Werbeflächen in vereinseigenen oder gemieteten 
Sportstätten (z.B. an der Bande) sowie von Lautspre-
cheranlagen an Werbeunternehmer ist als steuerfreie 
Vermögensverwaltung (§ 14 Satz 3 AO) zu beurteilen. 

________________ 
118 Nr. 8 des AEAO zu § 67a AO angepasst durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 20 Buchst. a. 

Voraussetzung ist jedoch, dass dem Pächter (Werbeun-
ternehmer) ein angemessener Gewinn verbleibt. Es ist 
ohne Bedeutung, ob die sportlichen Veranstaltungen, 
bei denen der Werbeunternehmer das erworbene Recht 
nutzt, Zweckbetrieb oder wirtschaftlicher Geschäftsbe-
trieb sind.  

Die entgeltliche Übertragung des Rechts zur Nutzung 
von Werbeflächen auf der Sportkleidung (z.B. auf Tri-
kots, Sportschuhen, Helmen) und auf Sportgeräten ist 
stets als steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbe-
trieb zu behandeln.  

10. Die Unterhaltung von Club-Häusern, Kantinen, Vereins-
heimen oder Vereinsgaststätten ist keine „sportliche 
Veranstaltung“, auch wenn diese Einrichtungen ihr An-
gebot nur an Mitglieder richten.  

11. Bei Vermietung von Sportstätten einschließlich der Be-
triebsvorrichtungen für sportliche Zwecke ist zwischen 
der Vermietung auf längere Dauer und der Vermietung 
auf kurze Dauer (z.B. stundenweise Vermietung, auch 
wenn die Stunden für einen längeren Zeitraum im Vo-
raus festgelegt werden) zu unterscheiden. Zur Vermie-
tung öffentlicher Schwimmbäder an Schwimmvereine 
und zur Nutzung durch Schulen für den Schwimmunter-
richt siehe Nr. 13 des AEAO zu § 67a.  

12. Die Vermietung auf längere Dauer ist dem Bereich der 
steuerfreien Vermögensverwaltung zuzuordnen, so 
dass sich die Frage der Behandlung als "sportliche Ver-
anstaltung" i.S.d. § 67a AO dort nicht stellt.  

Die Vermietung von Sportstätten und Betriebsvorrich-
tungen auf kurze Dauer schafft lediglich die Vorausset-
zungen für sportliche Veranstaltungen. Sie ist jedoch 
selbst keine "sportliche Veranstaltung", sondern ein 
wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb eigener Art. Dieser ist 
als Zweckbetrieb i.S.d. § 65 AO anzusehen, wenn es sich 
bei den Mietern um Mitglieder des Vereins handelt. Bei 
der Vermietung auf kurze Dauer an Nichtmitglieder tritt 
der Verein dagegen in größerem Umfang in Wettbe-
werb zu nicht begünstigten Vermietern, als es bei Erfül-
lung seiner steuerbegünstigten Zwecke unvermeidbar 
ist (§ 65 Nr. 3 AO). Diese Art der Vermietung ist deshalb 
als steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb zu 
behandeln.  

„Indizien für eine Mitgliedschaft, die lediglich darauf ge-
richtet ist die Nutzung der Sportstätten und Betriebs-
vorrichtungen eines Vereins zu ermöglichen, sind: 

- die Zeit der Mitgliedschaft, 

- die Höhe der Beiträge, die die Mitglieder zu entrichten 
haben, oder auch 

- zivilrechtlich eingeschränkte Rechte der Mitglieder. 

Für die Zuordnung der entgeltlichen Überlassung der 
Sportstätten und Betriebsvorrichtungen an ein Gastmit-
glied zum Zweckbetrieb ist es daher nicht zu beanstan-
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den, wenn die Gastmitgliedschaft wie eine Vollmitglied-
schaft ausgestaltet ist und diese nicht nur für einen kur-
zen Zeitraum eingegangen wird. 

Dagegen ist die entgeltliche Überlassung der Sportstät-
ten und Betriebsvorrichtungen an ein Gastmitglied dem 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb zu-
zuordnen, wenn das Gastmitglied per Satzung nur ein-
geschränkte Rechte eingeräumt bekommt oder die Mit-
gliedschaft lediglich für einen kurzen Zeitraum (weniger 
als sechs Monate) eingegangen wird. 119 

13. Durch den Betrieb eines öffentlichen Schwimmbades 
werden gemeinnützige Zwecke (öffentliche Gesund-
heitspflege und Sport) unabhängig davon gefördert, ob 
das Schwimmbad von einem Verein oder von einer ju-
ristischen Person des öffentlichen Rechts als Betrieb ge-
werblicher Art unterhalten wird.  

Die verschiedenen Tätigkeiten eines gemeinnützigen 
Schwimmvereins sind wie folgt zu beurteilen:  

a) Schulschwimmen  

Die Vermietung des Schwimmbads auf längere Dauer 
an die Träger der Schulen ist als Vermögensverwaltung 
anzusehen. Eine Vermietung auf längere Dauer ist in An-
lehnung an Abschnitt 4.12.3 Absatz 2 UStAE bei stun-
denweiser Nutzungsmöglichkeit des Schwimmbads 
durch die Schulen anzunehmen, wenn die Nutzung 
mehr als ein Schulhalbjahr (mindestens sechs Monate) 
erfolgt. Unselbständige Nebenleistungen des Vereins, 
wie Reinigung des Schwimmbads, gehören mit zur Ver-
mögensverwaltung.  

b) Vereinsschwimmen  

Das Vereinsschwimmen und die Durchführung von 
Schwimmkursen sind nach Maßgabe des § 67a AO 
Zweckbetriebe (sportliche Veranstaltungen). Dabei ist 
es ohne Bedeutung, ob die Teilnehmer an den 
Schwimmkursen Mitglieder des Vereins oder Vereins-
fremde sind.  

c) Jedermannschwimmen  

Das Jedermannschwimmen ist insgesamt als Zweckbe-
trieb i.S.d. § 65 AO anzusehen, wenn die nicht unmittel-
bar dem Schwimmen dienenden Angebote (zum Bei-
spiel Sauna, Solarium) von untergeordneter Bedeutung 
sind. Schwimmbäder, die danach als Zweckbetriebe be-
günstigt sind, stehen in keinem schädlichen Wettbe-
werb zu steuerpflichtigen Schwimmbädern (§ 65 
Nr. 3 AO), weil sie i.d.R. anders strukturiert sind (so ge-
nannte Spaßbäder) und sich ihre Angebote erheblich 
von dem im Wesentlichen auf das Schwimmen begrenz-
ten Angebot der Vereinsschwimmbäder unterscheiden.“  

________________ 
119 Nr. 12 des AEAO zu § 67a AO ergänzt durch BMF-Schreiben v. 
14.1.2015, BStBl I 2015, 76, Nr. 8  

14. Werden im Zusammenhang mit der Vermietung von 
Sportstätten und Betriebsvorrichtungen auch bewegli-
che Gegenstände, z.B. Tennisschläger oder Golfschläger 
überlassen, stellt die entgeltliche Überlassung dieser 
Gegenstände ein Hilfsgeschäft dar, das das steuerliche 
Schicksal der Hauptleistung teilt (BFH-Urteil vom 
30.3.2000, V R 30/99, BStBl II S. 705). Bei der alleinigen 
Überlassung von Sportgeräten, z.B. eines Flugzeugs, be-
stimmt sich die Zweckbetriebseigenschaft danach, ob 
die Sportgeräte Mitgliedern oder Nichtmitgliedern des 
Vereins überlassen werden.  

15. § 3 Nr. 26 EStG gilt nicht für Einnahmen, die ein neben-
beruflicher Übungsleiter etc. für eine Tätigkeit in einem 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
„sportliche Veranstaltungen“ erhält.  

16. Werden sportliche Veranstaltungen, die im vorangegan-
genen Veranlagungszeitraum Zweckbetrieb waren, zu 
einem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbe-
trieb oder umgekehrt, ist grundsätzlich § 13 Abs. 5 KStG 
anzuwenden.  

Zu § 67a Abs. 1 AO: 

17. Bei der Anwendung der Zweckbetriebsgrenze von 
45.000 € 50.000 € sind alle Einnahmen der Veranstaltun-
gen zusammenzurechnen, die in dem maßgeblichen 
Jahr nach den Regelungen der Nrn. 1 bis 15 des AEAO 
zu § 67a als sportliche Veranstaltungen anzusehen sind. 
Zu diesen Einnahmen gehören insbesondere Eintritts-
gelder, Startgelder, Zahlungen für die Übertragung 
sportlicher Veranstaltungen in Rundfunk und Fernse-
hen, Lehrgangsgebühren und Ablösezahlungen. Zum 
allgemeinen Einnahmebegriff wird auf die Nrn. 18 und 
19 des AEAO zu § 64 AO hingewiesen. 120    

18. Die Bezahlung von Sportlern in einem Zweckbetrieb 
i.S.d. § 67a Abs. 1 Satz 1 AO ist zulässig (§ 58 Nr. 8 AO). 
Dabei ist die Herkunft der Mittel, mit denen die Sportler 
bezahlt werden, ohne Bedeutung.  

19. Die Zahlung von Ablösesummen ist in einem Zweckbe-
trieb i.S.d. § 67a Abs. 1 Satz 1 AO uneingeschränkt zu-
lässig.  

20. Bei Spielgemeinschaften von Sportvereinen ist - unab-
hängig von der Qualifizierung der Einkünfte im Feststel-
lungsbescheid für die Gemeinschaft - bei der Körper-
schaftsteuerveranlagung der beteiligten Sportvereine 
zu entscheiden, ob ein Zweckbetrieb oder ein steuer-
pflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb gegeben 
ist. Dabei ist für die Beurteilung der Frage, ob die Zweck-
betriebsgrenze des § 67a Abs. 1 Satz 1 AO überschritten 
wird, die Höhe der anteiligen Einnahmen (nicht des an-
teiligen Gewinns) maßgeblich.  

Zu § 67a Abs. 2 AO: 

21. Ein Verzicht auf die Anwendung des § 67a Abs. 1 Satz 
1 AO ist auch dann möglich, wenn die Einnahmen aus 

120 Nr. 17 des AEAO zu § 67a AO angepasst durch BMF-Schreiben v. 
31.1.2019, BStBl. I 2019, 71, Nr. 18 Buchst. b. Geändert durch BMF-
Schreiben v. 2.7.2026, BStBl I 2026, □ 
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den sportlichen Veranstaltungen die Zweckbetriebs-
grenze von 45.000 € 50.000 € nicht übersteigen. 121  

22. Die Option nach § 67a Abs. 2 AO kann bis zur Unan-
fechtbarkeit des Körperschaftsteuerbescheids widerru-
fen werden. Die Regelungen in Abschnitt 19.2 Abs. 2 
und 6 UStAE sind entsprechend anzuwenden. Der Wi-
derruf ist - auch nach Ablauf der Bindungsfrist - nur mit 
Wirkung ab dem Beginn eines Kalender- oder Wirt-
schaftsjahres zulässig.  

Zu § 67a Abs. 3 AO: 

23. Verzichtet ein Sportverein gem. § 67a Abs. 2 AO auf die 
Anwendung der Zweckbetriebsgrenze (§ 67a Abs. 1 Satz 
1 AO), sind sportliche Veranstaltungen ein Zweckbe-
trieb, wenn an ihnen kein bezahlter Sportler des Vereins 
teilnimmt und der Verein keinen vereinsfremden Sport-
ler selbst oder im Zusammenwirken mit einem Dritten 
bezahlt. Auf die Höhe der Einnahmen oder Überschüsse 
dieser sportlichen Veranstaltungen kommt es bei An-
wendung des § 67a Abs. 3 AO nicht an. Sportliche Ver-
anstaltungen, an denen ein oder mehrere Sportler teil-
nehmen, die nach § 67a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 oder 2 AO 
als bezahlte Sportler anzusehen sind, sind steuerpflich-
tige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe. Es kommt nach 
dem Gesetz nicht darauf an, ob ein Verein eine Veran-
staltung von vornherein als steuerpflichtigen wirtschaft-
lichen Geschäftsbetrieb angesehen oder ob er - aus wel-
chen Gründen auch immer - zunächst irrtümlich einen 
Zweckbetrieb angenommen hat.  

24. Unter Veranstaltungen i.S.d. § 67a Abs. 3 AO sind bei al-
len Sportarten grundsätzlich die einzelnen Wettbe-
werbe zu verstehen, die in engem zeitlichen und örtli-
chen Zusammenhang durchgeführt werden. Bei einer 
Mannschaftssportart ist also nicht die gesamte Meister-
schaftsrunde, sondern jedes einzelne Meisterschafts-
spiel die zu beurteilende sportliche Veranstaltung. Bei 
einem Turnier hängt es von der Gestaltung im Einzelfall 
ab, ob das gesamte Turnier oder jedes einzelne Spiel als 
eine sportliche Veranstaltung anzusehen ist. Dabei ist 
von wesentlicher Bedeutung, ob für jedes Spiel geson-
dert Eintritt erhoben wird und ob die Einnahmen und 
Ausgaben für jedes Spiel gesondert ermittelt werden.  

25. Sportkurse und Sportlehrgänge für Mitglieder und 
Nichtmitglieder von Sportvereinen sind bei Anwendung 
des § 67a Abs. 3 AO als Zweckbetrieb zu behandeln, 
wenn kein Sportler als Auszubildender teilnimmt, der 
wegen seiner Betätigung in dieser Sportart als bezahlter 
Sportler i.S.d. § 67a Abs. 3 AO anzusehen ist. Die Bezah-
lung von Ausbildern berührt die Zweckbetriebseigen-
schaft nicht.  

26. Ist ein Sportler in einem Kalenderjahr als bezahlter 
Sportler anzusehen, sind alle in dem Kalenderjahr 
durchgeführten sportlichen Veranstaltungen des Ver-
eins, an denen der Sportler teilnimmt, ein steuerpflich-
tiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb. Bei einem vom 
Kalenderjahr abweichenden Wirtschaftsjahr ist das ab-
weichende Wirtschaftsjahr zugrunde zu legen. Es 
kommt nicht darauf an, ob der Sportler die Merkmale 
des bezahlten Sportlers erst nach Beendigung der 

________________ 
121 Nr. 21 des AEAO zu § 67a AO geändert durch BMF-Schreiben v. 
2.7.2026, BStBl I 2026, □ 

sportlichen Veranstaltung erfüllt. Die Teilnahme unbe-
zahlter Sportler an einer Veranstaltung, an der auch be-
zahlte Sportler teilnehmen, hat keinen Einfluss auf die 
Behandlung der Veranstaltung als steuerpflichtiger wirt-
schaftlicher Geschäftsbetrieb.  

27. Die Vergütungen oder anderen Vorteile müssen in vol-
lem Umfang aus steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieben oder von Dritten geleistet werden 
(§ 67a Abs. 3 Satz 3 AO). Eine Aufteilung der Vergütun-
gen ist nicht zulässig. Es ist also z.B. steuerlich nicht zu-
lässig, Vergütungen an bezahlte Sportler bis zu 520 € im 
Monat als Ausgaben des steuerbegünstigten Bereichs 
und nur die 520 € übersteigenden Vergütungen als Aus-
gaben des steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäfts-
betriebs „sportliche Veranstaltungen“ zu behandeln. 122  

28. Auch die anderen Kosten müssen aus dem steuerpflich-
tigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb „sportliche Ver-
anstaltungen“, anderen steuerpflichtigen wirtschaftli-
chen Geschäftsbetrieben oder von Dritten geleistet wer-
den. Dies gilt auch dann, wenn an der Veranstaltung ne-
ben bezahlten Sportlern auch unbezahlte Sportler teil-
nehmen. Die Kosten eines steuerpflichtigen wirtschaftli-
chen Geschäftsbetriebs „sportliche Veranstaltungen“ 
sind also nicht danach aufzuteilen, ob sie auf bezahlte 
oder auf unbezahlte Sportler entfallen. Etwaiger Auf-
wandsersatz an unbezahlte Sportler für die Teilnahme 
an einer Veranstaltung mit bezahlten Sportlern ist als 
eine Ausgabe dieser Veranstaltung zu behandeln. Aus 
Vereinfachungsgründen ist es aber nicht zu beanstan-
den, wenn die Aufwandspauschale (vgl. Nr. 32 des 
AEAO zu § 67a) an unbezahlte Sportler nicht als Be-
triebsausgabe des steuerpflichtigen wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebs behandelt, sondern aus Mitteln des 
ideellen Bereichs abgedeckt wird.  

29. Trainingskosten (z.B. Vergütungen an Trainer), die so-
wohl unbezahlte als auch bezahlte Sportler betreffen, 
sind nach den im Einzelfall gegebenen Abgrenzungs-
möglichkeiten aufzuteilen. Als solche kommen bei-
spielsweise in Betracht der jeweilige Zeitaufwand oder - 
bei gleichzeitigem Training unbezahlter und bezahlter 
Sportler - die Zahl der trainierten Sportler oder Mann-
schaften. Soweit eine Abgrenzung anders nicht möglich 
ist, sind die auf das Training unbezahlter und bezahlter 
Sportler entfallenden Kosten im Wege der Schätzung zu 
ermitteln.  

30. Werden bezahlte und unbezahlte Sportler einer Mann-
schaft gleichzeitig für eine Veranstaltung trainiert, die 
als steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb zu 
beurteilen ist, sind die gesamten Trainingskosten dafür 
Ausgaben des steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetriebs. Die Vereinfachungsregelung in Nr. 28 
letzter Satz des AEAO zu § 67a gilt entsprechend.  

31. Sportler des Vereins i.S.d. § 67a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 AO 
sind nicht nur die (aktiven) Mitglieder des Vereins, son-
dern alle Sportler, die für den Verein auftreten, z.B. in 
einer Mannschaft des Vereins mitwirken. Für Verbände 
gilt Nr. 38 des AEAO zu § 67a.  

122 Nr. 27, 32, 33 und 34 des AEAO zu § 67a AO angepasst durch 
BMF-Schreiben v. 23.1.2023, Nr. 9.  

http://www.stiftungsakademie.de/
http://www.fachportal-steuerrecht.de/jportal/portal/t/1f8m/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR006130976BJNE051205811&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.fachportal-steuerrecht.de/jportal/portal/t/1f8m/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR006130976BJNE051205811&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.fachportal-steuerrecht.de/jportal/portal/t/1f8m/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR006130976BJNE051205811&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.fachportal-steuerrecht.de/jportal/portal/t/1f8m/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR006130976BJNE051205811&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.fachportal-steuerrecht.de/jportal/portal/t/1f8m/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR006130976BJNE051205811&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.fachportal-steuerrecht.de/jportal/portal/t/1f8m/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR006130976BJNE051205811&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.fachportal-steuerrecht.de/jportal/portal/t/1f8m/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR006130976BJNE051205811&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.fachportal-steuerrecht.de/jportal/portal/t/1f8m/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR006130976BJNE051205811&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.fachportal-steuerrecht.de/jportal/portal/t/1f8m/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR006130976BJNE051205811&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.fachportal-steuerrecht.de/jportal/portal/t/1f8m/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR006130976BJNE051205811&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
http://www.fachportal-steuerrecht.de/jportal/portal/t/1f8m/page/fpsteuerrechtprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&fromdoctodoc=yes&doc.id=BJNR006130976BJNE051205811&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint


AEAO i.S.d. §§ 51-68 AO, zuletzt geändert durch BMF-Schreiben vom 2. Juli 2026 

Deutsche Stiftungsakademie  |  www.stiftungsakademie.de/AEAO 46 

32. Zahlungen an einen Sportler des Vereins bis zu insge-
samt 520 € je Monat im Jahresdurchschnitt sind für die 
Beurteilung der Zweckbetriebseigenschaft der sportli-
chen Veranstaltungen - nicht aber bei der Besteuerung 
des Sportlers - ohne Einzelnachweis als Aufwandsent-
schädigung anzusehen. Werden höhere Aufwendungen 
erstattet, sind die gesamten Aufwendungen im Einzel-
nen nachzuweisen. Dabei muss es sich um Aufwendun-
gen persönlicher oder sachlicher Art handeln, die dem 
Grunde nach Werbungskosten oder Betriebsausgaben 
sein können. 123 

Die Regelung gilt für alle Sportarten.  

33. Die Regelung über die Unschädlichkeit pauschaler Auf-
wandsentschädigungen bis zu 520 € je Monat im Jah-
resdurchschnitt gilt nur für Sportler des Vereins, nicht 
aber für Zahlungen an andere Sportler. Einem anderen 
Sportler, der in einem Jahr nur an einer Veranstaltung 
des Vereins teilnimmt, kann also nicht ein Betrag bis zu 
6.240 € als pauschaler Aufwandsersatz dafür gezahlt 
werden. Vielmehr führt in den Fällen des § 67a Abs. 3 
Satz 1 Nr. 2 AO jede Zahlung an einen Sportler, die über 
eine Erstattung des tatsächlichen Aufwands hinausgeht, 
zum Verlust der Zweckbetriebseigenschaft der Veran-
staltung.123 

34. Zuwendungen der Stiftung Deutsche Sporthilfe, Frank-
furt, und vergleichbarer Einrichtungen der Sporthilfe an 
Spitzensportler sind i.d.R. als Ersatz von besonderen 
Aufwendungen der Spitzensportler für ihren Sport an-
zusehen. Sie sind deshalb nicht auf die zulässige Auf-
wandspauschale von 520 € je Monat im Jahresdurch-
schnitt anzurechnen. Weisen Sportler die tatsächlichen 
Aufwendungen nach, so muss sich der Nachweis auch 
auf die Aufwendungen erstrecken, die den Zuwendun-
gen der Stiftung Deutsche Sporthilfe und vergleichbarer 
Einrichtungen gegenüber stehen.123 

35. Bei der Beurteilung der Zweckbetriebseigenschaft einer 
Sportveranstaltung nach § 67a Abs. 3 AO ist nicht zu un-
terscheiden, ob Vergütungen oder andere Vorteile an 
einen Sportler für die Teilnahme an sich oder für die er-
folgreiche Teilnahme gewährt werden. Entscheidend ist, 
dass der Sportler aufgrund seiner Teilnahme Vorteile 
hat, die er ohne seine Teilnahme nicht erhalten hätte. 
Auch die Zahlung eines Preisgeldes, das über eine Auf-
wandsentschädigung hinausgeht, begründet demnach 
einen steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbe-
trieb.  

36. Bei einem so genannten Spielertrainer ist zu unterschei-
den, ob er für die Trainertätigkeit oder für die Ausübung 
des Sports Vergütungen erhält. Wird er nur für die Trai-
nertätigkeit bezahlt oder erhält er für die Tätigkeit als 
Spieler nicht mehr als den Ersatz seiner Aufwendungen 
(vgl. Nr. 32 des AEAO zu § 67a), ist seine Teilnahme an 
sportlichen Veranstaltungen unschädlich für die Zweck-
betriebseigenschaft.  

37. Unbezahlte Sportler werden wegen der Teilnahme an 
Veranstaltungen mit bezahlten Sportlern nicht selbst zu 
bezahlten Sportlern. Die Ausbildung dieser Sportler ge-
hört nach wie vor zu der steuerbegünstigten Tätigkeit 

________________ 
123 Nr. 32, 33 und 34 des AEAO zu § 67a AO angepasst durch BMF-
Schreiben vom 23.1.2023, Nr. 9. 

eines Sportvereins, es sei denn, sie werden zusammen 
mit bezahlten Sportlern für eine Veranstaltung trainiert, 
die ein steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbe-
trieb ist (vgl. Nr. 30 des AEAO zu § 67a).  

38. Sportler, die einem bestimmten Sportverein angehören 
und die nicht selbst unmittelbar Mitglieder eines Sport-
verbandes sind, werden bei der Beurteilung der Zweck-
betriebseigenschaft von Veranstaltungen des Verban-
des als andere Sportler i.S.d. § 67a Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 AO 
angesehen. Zahlungen der Vereine an Sportler im Zu-
sammenhang mit sportlichen Veranstaltungen der Ver-
bände (z.B. Länderwettkämpfe) sind in diesen Fällen als 
„Zahlungen von Dritten im Zusammenwirken mit dem 
Verein“ (hier: Verband) zu behandeln.  

39. Ablösezahlungen, die einem steuerbegünstigten Sport-
verein für die Freigabe von Sportlern zufließen, beein-
trächtigen seine Gemeinnützigkeit nicht. Die erhaltenen 
Beträge zählen zu den Einnahmen aus dem steuerpflich-
tigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb „sportliche Ver-
anstaltungen“, wenn der den Verein wechselnde Sport-
ler in den letzten zwölf Monaten vor seiner Freigabe be-
zahlter Sportler i.S.d. § 67a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 AO war. 
Ansonsten gehören sie zu den Einnahmen aus dem 
Zweckbetrieb „sportliche Veranstaltungen“.  

40. Zahlungen eines steuerbegünstigten Sportvereins an ei-
nen anderen (abgebenden) Verein für die Übernahme 
eines Sportlers sind unschädlich für die Gemeinnützig-
keit des zahlenden Vereins, wenn sie aus steuerpflichti-
gen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben für die Über-
nahme eines Sportlers gezahlt werden, der beim auf-
nehmenden Verein in den ersten zwölf Monaten nach 
dem Vereinswechsel als bezahlter Sportler i.S.d. § 67a 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 AO anzusehen ist. Zahlungen für ei-
nen Sportler, der beim aufnehmenden Verein nicht als 
bezahlter Sportler anzusehen ist, sind bei Anwendung 
des § 67a Abs. 3 AO nur dann unschädlich für die Ge-
meinnützigkeit des zahlenden Vereins, wenn lediglich 
die Ausbildungskosten für den Verein wechselnden 
Sportler erstattet werden. Eine derartige Kostenerstat-
tung kann bei Zahlungen bis zur Höhe von 2.557 € je 
Sportler ohne weiteres angenommen werden. Bei höhe-
ren Kostenerstattungen sind sämtliche Ausbildungskos-
ten im Einzelfall nachzuweisen. Die Zahlungen mindern 
nicht den Überschuss des steuerpflichtigen wirtschaftli-
chen Geschäftsbetriebs „sportliche Veranstaltungen“.  

Zur steuerlichen Behandlung von Ablösezahlungen bei 
Anwendung der Zweckbetriebsgrenze des § 67a Abs. 1 
Satz 1 AO vgl. Nrn. 17 und 19 des AEAO zu § 67a.  

Zu § 67a Abs. 4 AO: 124 

41. § 67a Abs. 4 AO ist eine spezielle, ab dem 1.1.2021 gel-
tende Regelung für Organisationsleistungen von Sport-
dachverbänden, die die sportlichen Veranstaltungen ih-
rer Mitgliedsvereine organisatorisch ermöglicht. Hier-
unter fällt in aller Regel die Organisation des Ligaspiel-
betriebes durch den zuständigen Sportdachverband.   

124 Überschrift zu § 67a Abs. 4 AO eingefügt durch BMF-Schreiben 
v. 12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 20 Buchst. b. 
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Danach sind organisatorische Leistungen eines Sport-
dachverbandes ein Zweckbetrieb, wenn an der sportli-
chen Veranstaltung überwiegend, d. h. zu mehr als 50%, 
Amateursportler teilnehmen.    

Nicht zu den Amateuren gehören die sogenannten „Li-
zenzsportler“ einer Liga. So ist z. B. im Fußballsport Li-
zenzspieler, wer das Fußballspiel aufgrund eines mit ei-
nem Lizenzverein oder einer Kapitalgesellschaft ge-
schlossenen schriftlichen Vertrages betreibt und durch 
Abschluss eines schriftlichen Lizenzvertrages mit dem 
Ligaverband zum Spielbetrieb zugelassen ist. Der Begriff 
des „Lizenzsportlers“ beschreibt also einen Status unab-
hängig von vereinbarten oder erhaltenen Zahlungen.  

Nicht steuerbegünstigt sind organisatorische Leistun-
gen, die überwiegend den Lizenzsportlern zugutekom-
men. Organisatorische Leistungen für den Verkauf von 
Speisen und Getränken sowie die Werbung sind eben-
falls nicht steuerbegünstigt.  

Bei Sportarten mit Ligabetrieb sind alle sportlichen Ver-
anstaltungen einer Liga, z. B. alle Spiele einer Saison, 
eine einheitliche sportliche Veranstaltung. Organisatori-
sche Leistungen eines Sportdachverbandes können so-
mit ligaweise dem Zweckbetrieb oder dem steuerpflich-
tigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb zugeordnet 
werden, da die Zusammensetzung der spielberechtig-
ten Sportler nach Amateur- und Lizenzspielern dem 
Dachverband bekannt ist.   

Unberührt von der steuerbegünstigten Einstufung des 
Ligabetriebs auf Verbandsebene bleibt die steuerliche 
Behandlung der einzelnen Ligaspiele als sportliche Ver-
anstaltung auf Ebene der beteiligten Sportvereine. 
Diese richtet sich nach § 67a Abs. 1 oder Abs. 3 AO. 125 

 

AEAO zu § 68 AO - Einzelne Zweckbetriebe: 

Allgemeines  

1. § 68 AO enthält einen gesetzlichen Katalog einzelner 
Zweckbetriebe und geht als spezielle Norm der Rege-
lung des § 65 AO vor (BFH-Urteil vom 4.6.2003, I R 
25/02, BStBl 2004 II S. 660). Die beispielhafte Aufzählung 
von Betrieben, die ihrer Art nach Zweckbetriebe sein 
können, gibt wichtige Anhaltspunkte für die Auslegung 
der Begriffe Zweckbetrieb (§ 65 AO) im Allgemeinen 
und Einrichtungen der Wohlfahrtspflege (§ 66 AO) im 
Besonderen.  

Zu § 68 Nr. 1 AO:  

2.  Unter die Begriffe „Alten-, Altenwohn- und Pflege-
heime“ fallen Einrichtungen, die gegenüber denen in § 
53 Nr. 1 AO genannten Personen Leistungen der Pflege 

________________ 
125 Nr. 41 des AEAO zu § 67a AO eingefügt durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 20 Buchst. b. 
126  Nr. 2 des AEAO zu § 68 AO Nr. 1 neu gefasst durch BMF-Schrei-
ben v. 20.12.2019, Nr. 5 Buchst. a 

127 Nr. 3 des AEAO zu § 68 AO Nr. 1 neu gefasst durch BMF-Schrei-
ben v. 18.1.2018, BStBl I 2018, 204 mit Wirkung ab VZ 2018 

oder Betreuung sowie der Wohnraumüberlassung er-
bringen und bei denen die Verträge über die Überlas-
sung von Wohnraum und über die Erbringung von 
Pflege- oder Betreuungsleistungen voneinander abhän-
gig sind (siehe §§ 1, 2 WBVG). Eine für die Allgemeinheit 
zugängliche Cafeteria ist ein steuerpflichtiger wirt-
schaftlicher Geschäftsbetrieb. Für Körperschaften, die 
nicht die Voraussetzungen des § 68 Nr. 1 Buchstabe a 
AO erfüllen, kommt eine Förderung unter den Voraus-
setzungen des § 66 AO in Betracht. 126  

3.  1Bei Kindergärten, Kinder-, Jugend- und Studentenhei-
men sowie bei Schullandheimen und Jugendherbergen 
müssen die geförderten Personen die Voraussetzungen 
nach § 53 AO nicht erfüllen. 2Leistungen, die von Ju-
gendherbergen an allein reisende Erwachsene (= Perso-
nen nach Vollendung des 27. Lebensjahres) erbracht 
werden, begründen einen selbständigen steuerpflichti-
gen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb nach §§ 14, 64 AO 
(BFH-Urteil vom 10.8.2016, V R 11/15, BStBl 2018 II S. 
113). 127  

4. 1Flüchtlinge zählen regelmäßig aufgrund ihrer psychi-
schen, physischen oder wirtschaftlichen Situation zu 
dem von § 53 AO erfassten Personenkreis. 2Eine Prüfung 
der Voraussetzungen des § 53 AO der Flüchtlinge ist 
deshalb bei Einrichtungen zur Versorgung, Verpflegung 
und Betreuung von Flüchtlingen nicht erforderlich. 

3Die Einrichtungen dürfen nicht des Erwerbs wegen be-
trieben werden (§ 66 Abs. 2 AO). 128 

 

Zu § 68 Nr. 2 AO:  

5. 129 Von § 68 Nr. 2 Buchstabe b AO werden nur solche 
Selbstversorgungseinrichtungen umfasst, die den darin 
genannten Handwerksbetrieben vergleichbar sind. Wer-
den auch Leistungen gegenüber Außenstehenden er-
bracht, sind nur solche Einrichtungen der steuerbegüns-
tigten Körperschaft begünstigt, die nicht regelmäßig 
ausgelastet sind und deshalb gelegentlich auch Leistun-
gen an Außenstehende erbringen, nicht aber solche, die 
über Jahre hinweg Leistungen an Außenstehende aus-
führen und hierfür auch personell entsprechend ausge-
stattet sind (vgl. BFH-Urteil vom 29.1.2009, V R 46/06, 
BStBl II S. 560. Außenstehende im Sinne dieser Rege-
lung sind auch Arbeitnehmer der Körperschaft. Bei Lie-
ferungen und Leistungen an Außenstehende tritt die 
Körperschaft mit Dritten in Leistungsbeziehung. So-
lange der Umfang dieser Geschäfte an Dritte, hierzu ge-
hören auch Leistungsempfänger, die selbst eine steuer-
begünstigte Körperschaft i.S.d. § 68 Nr. 2 AO sind (BFH-
Urteil vom 18.10.1990, V R 35/85, BStBl 1991 II S. 157), 

128 Nr. 3 des AEAO zu § 68 AO um Abs. 2 und 3 ergänzt durch BMF-
Schreiben v. 6.8.2021, BStBl I 2021, 1036, Nr. 10 Buchst. a.; gestri-
chen und als Nr. 4 des AEAO zu § 68 fortgeführt durch BMF-Schrei-
ben v, 12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 21 Buchst. a und b. 
129 Bisherige Nrn. 4 bis 20 des AEAO zu § 68 AO fortgeführt als Nrn. 
5 bis 21 des AEAO zu § 68 AO durch BMF-Schreiben v. 12.1.2022, 
BStBl I 2022, 82, Nr. 21 Buchst. c 
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nicht mehr als 20 % der gesamten Lieferungen und Leis-
tungen der begünstigten Körperschaft ausmachen, 
bleibt die Zweckbetriebseigenschaft erhalten. 130  

Zu § 68 Nr. 3 AO:  

6.   Der Begriff „Werkstatt für behinderte Menschen“ be-
stimmt sich nach § 219 SGB IX. Werkstätten für behin-
derte Menschen bedürfen der förmlichen Anerkennung. 
Anerkennungsbehörde ist die Bundesagentur für Arbeit, 
die im Einvernehmen mit dem überörtlichen Träger der 
Sozialhilfe über die Anerkennung einer Einrichtung als 
Werkstatt für behinderte Menschen durch Anerken-
nungsbescheid entscheidet (§ 219 SGB IX). 131   

Läden oder Verkaufsstellen von Werkstätten für behin-
derte Menschen sind grundsätzlich als Zweckbetriebe 
zu behandeln, wenn dort Produkte verkauft werden, die 
von der - den Laden oder die Verkaufsstelle betreiben-
den - Werkstatt für behinderte Menschen oder einer an-
deren Werkstatt für behinderte Menschen i.S.d. § 68 
Nr. 3 Buchstabe a AO hergestellt worden sind. Werden 
von dem Laden oder der Verkaufsstelle der Werkstatt 
für behinderte Menschen auch zugekaufte Waren, die 
nicht von ihr oder von anderen Werkstätten für behin-
derte Menschen hergestellt worden sind, weiterver-
kauft, liegt insoweit ein gesonderter steuerpflichtiger 
wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb vor.  

Zu den Zweckbetrieben gehören auch die von den Trä-
gern der Werkstätten für behinderte Menschen betrie-
benen Kantinen, weil die besondere Situation der behin-
derten Menschen auch während der Mahlzeiten eine 
Betreuung erfordert.  

7.   Der Umfang eines Inklusionsbetriebs richtet sich nach 
der sozialrechtlichen Einordnung. Inklusionsbetriebe i. 
S. d. § 215 SGB IX sind rechtlich und wirtschaftlich selb-
ständige Unternehmen oder unternehmensinterne oder 
von öffentlichen Arbeitgebern i. S. d. § 154 Abs. 2 SGB 
IX geführte Betriebe oder Abteilungen zur Beschäfti-
gung von schwerbehinderten oder diesen gleichgestell-
ten Menschen, deren Teilhabe an einer sonstigen Be-
schäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt auf-
grund von Art oder Schwere der Behinderung oder we-
gen sonstiger Umstände voraussichtlich trotz Aus-
schöpfens aller Fördermöglichkeiten und des Einsatzes 
von Integrationsfachdiensten auf besondere Schwierig-
keiten stößt. Es ist damit möglich, dass ein Inklusions-
betrieb als rechtlich und wirtschaftlich selbständiges In-
klusionsunternehmen, unternehmensinterner Inklusi-
onsbetrieb oder unternehmensinterne Inklusionsabtei-
lung ausgestaltet wird. Davon abhängig sind bei der 
Quotenberechnung jeweils andere Bezugsgrößen bei 
der Anzahl der Beschäftigten zugrunde zu legen. Inklu-
sionsbetriebe i.S.d. § 215 SGB IX müssen mindestens 30 
% und sollen in der Regel nicht mehr als 50 % der ge-
nannten Personengruppe beschäftigen, um sozialrecht-
lich als Inklusionsbetrieb anerkannt werden zu können.  

Für die steuerliche Eignung als Zweckbetrieb bedarf es 
insgesamt einer Beschäftigungsquote von mindestens 

________________ 
130 Nr. 5 des AEAO zu § 68 AO geändert durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 21 Buchst. d. 
131 Nr. 5 des AEAO zu § 68 AO angepasst durch BMF-Schreiben v. 
31.1.2019, BStBl. I 2019, 71, Nr. 19 Buchst. a. 

40 % der genannten Personengruppen. Auf diese Quo-
ten wird auch die Anzahl der psychisch kranken be-
schäftigten Menschen angerechnet, die behindert oder 
von einer Behinderung bedroht sind und deren Teilhabe 
an einer sonstigen Beschäftigung auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt auf Grund von Art und Schwere der Behin-
derung oder wegen sonstiger Umstände auf besondere 
Schwierigkeiten stößt. Für Inklusionsbetriebe wird an-
ders als bei Werkstätten für behinderte Menschen kein 
förmliches Anerkennungsverfahren durchgeführt. Als 
Nachweis für die Eigenschaft als Inklusionsbetrieb dient 
in der Regel der Bescheid des zuständigen Integrations-
amtes über erbrachte Leistungen nach § 217 SGB IX 
(Leistungsbescheid) sowie, im Falle einer Beschäftigung 
psychisch kranker Menschen, der Leistungsbescheid des 
zuständigen Rehabilitationsträgers. Bei der Ermittlung 
der Beschäftigungsquote von 40 % sind alle schwerbe-
hinderten, gleichgestellten und psychisch kranken Men-
schen zu berücksichtigen, für die das jeweils zuständige 
Integrationsamt bzw. der zuständige Rehabilitationsträ-
ger Leistungen nach § 217 SGB IX erbringen kann. 
Schwerbehinderte und diesen gleichgestellte Menschen 
sowie psychisch kranke Beschäftigte von Inklusionsbe-
trieben, für die dem Arbeitgeber eine Förderung nach § 
61 SGB IX (Budget für Arbeit) oder § 61a SGB IX (Budget 
für Ausbildung) gewährt wird, gehören regelmäßig zur 
Zielgruppe des § 215 SGB IX und sind entsprechend bei 
der Quotenberechnung zu berücksichtigen.   

Die Ermittlung der Zahl der Beschäftigten erfolgt mittels 
Kopfzählung. Dabei gilt der Arbeitsplatzbegriff des § 
156 SGB IX. Demnach sind Teilzeitbeschäftigte mit und 
ohne Behinderung grundsätzlich ab einem wöchentli-
chen Beschäftigungsumfang von 18 Stunden voll zu be-
rücksichtigen. Schwerbehinderte oder diesen gleichge-
stellte Teilzeitbeschäftigte sind bereits ab einem Be-
schäftigungsumfang von 12 Wochenstunden voll zu be-
rücksichtigen (§ 185 Abs. 2 Satz 3 SGB IX). 

Für Altfälle bis einschließlich VZ 2018 wird nicht bean-
standet, wenn die bisherige Fassung der Nr. 6 des AEAO 
zu § 68 Nr. 3 angewendet wird. 132 

8.   Zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten für (schwer-) 
behinderte Menschen schaffen Handelsbetriebe, die als 
wohnortnahe Einzelhandelsgeschäfte beispielsweise 
mit einem Lebensmittelvollsortiment und entsprechen-
dem Einsatz von Fachpersonal betrieben werden. Mit 
dieser Beschäftigungsform soll behinderten Menschen 
eine Möglichkeit zur Teilhabe am Arbeitsleben auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt auch außerhalb von Werk-
stätten für behinderte Menschen geboten werden.  

Handelsbetriebe, die keine Läden oder Verkaufsstellen 
von Werkstätten für behinderte Menschen i.S.d. Nr. 6 5 
des AEAO zu § 68 darstellen, können als Inklusionsbe-
trieb (vgl. Nr. 6 des AEAO zu § 68) oder als zusätzlicher 
Arbeitsbereich, zusätzlicher Betriebsteil oder zusätzliche 
Betriebsstätte einer (anerkannten) Werkstatt für behin-
derte Menschen gegründet werden. Im letzteren Fall 
muss die Werkstatt für behinderte Menschen bei den 
Anerkennungsbehörden (§ 225 SGB IX) die Erweiterung 

132 Nr. 6 des AEAO zu § 68 AO neu gefasst durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 21 Buchst. e 
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der anerkannten Werkstatt um den zusätzlichen Ar-
beitsbereich, den Betriebsteil oder die zusätzliche Be-
triebsstätte „Handelsbetrieb“ anzeigen und um deren 
Einbeziehung in die Anerkennung nach § 225 SGB IX er-
suchen. Die Anerkennungsbehörden prüfen, ob die an-
erkannte Werkstatt für behinderte Menschen auch mit 
einer solchen Erweiterung insgesamt noch die Anerken-
nungsvoraussetzungen als Werkstatt für behinderte 
Menschen nach § 225 SGB IX erfüllt.  

Handelsbetriebe, die von den Sozialbehörden als Inklu-
sionsbetriebe  gefördert werden, stellen grundsätzlich 
einen steuerbegünstigten Zweckbetrieb nach § 68 Nr. 3 
Buchstabe c AO dar, wenn die Beschäftigungsquote von 
40 % der Personengruppe erreicht ist.  

Die von den Sozialbehörden vorgenommene sozial-
rechtliche Einordnung dieser Handelsbetriebe als Teil 
einer Werkstatt für behinderte Menschen (§ 68 Nr. 3 
Buchstabe a AO) oder als Inklusionsbetrieb  (§ 68 Nr. 3 
Buchstabe c AO) soll von der zuständigen Finanzbe-
hörde regelmäßig übernommen werden. Dem zuständi-
gen Finanzamt obliegt aber die abschließende rechts-
verbindliche Entscheidung im Einzelfall. Dabei kommt 
den Bescheiden der Sozialbehörden (Anerkennungsbe-
scheid nach § 225 SGB IX bzw. Bescheid über erbrachte 
Leistungen nach § 217 SGB IX grundsätzlich Tatbe-
standswirkung zu. Die Bescheide stellen aber keine 
Grundlagenbescheide i.S.v. § 171 Abs. 10 AO dar. 133  

9.    Einrichtungen für Beschäftigungs- und Arbeitstherapie, 
die der Eingliederung von behinderten Menschen die-
nen, sind besondere Einrichtungen, in denen eine Be-
handlung von behinderten Menschen aufgrund ärztli-
cher Indikationen erfolgt. Während eine Beschäfti-
gungstherapie ganz allgemein das Ziel hat, körperliche 
oder psychische Grundfunktionen zum Zwecke der Wie-
dereingliederung in das Alltagsleben wiederherzustel-
len, zielt die Arbeitstherapie darauf ab, die besonderen 
Fähigkeiten und Fertigkeiten auszubilden, zu fördern 
und zu trainieren, die für eine Teilnahme am Arbeitsle-
ben erforderlich sind. Beschäftigungs- und Arbeitsthe-
rapie sind vom medizinischen Behandlungszweck ge-
prägt und erfolgen regelmäßig außerhalb eines Be-
schäftigungsverhältnisses zum Träger der Therapieein-
richtung. Ob eine entsprechende Einrichtung vorliegt, 
ergibt sich aufgrund der Vereinbarungen über Art und 
Umfang der Heilbehandlung und Rehabilitation zwi-
schen dem Träger der Einrichtung und den Leistungs-
trägern.  

Zu § 68 Nr. 4 AO: 

10.  Begünstigte Einrichtungen sind insbesondere Werkstät-
ten, die zur Fürsorge von blinden Menschen, Menschen 
mit körperlichen Behinderungen sowie Menschen mit 
psychischen und seelischen Erkrankungen beziehungs-
weise Behinderungen unterhalten werden. 134   

________________ 
133 Nr. 8 des AEAO zu § 68 AO geändert durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 21 Buchst. f. 
134 Nr. 9 des AEAO zu § 68 AO neu gefasst durch BMF-Schreiben v. 
6.8.2021, BStBl I 2021, 1036, Nr. 10 Buchst. b. 

Zu § 68 Nr. 6 AO: 

11. Lotterien und Ausspielungen sind ein Zweckbetrieb, 
wenn sie von den zuständigen Behörden genehmigt 
sind oder nach den jeweiligen landesrechtlichen Best-
immungen wegen des geringen Umfangs der Ausspie-
lung oder Lotterieveranstaltung per Verwaltungserlass 
pauschal als genehmigt gelten. Die sachlichen Voraus-
setzungen und die Zuständigkeit für die Genehmigung 
bestimmen sich nach den lotterierechtlichen Verord-
nungen der Länder. Der Gesetzeswortlaut lässt es offen, 
in welchem Umfang solche Lotterien veranstaltet wer-
den dürfen. Da eine besondere Einschränkung fehlt, ist 
auch eine umfangreiche Tätigkeit so lange unschädlich, 
als die allgemein durch das Gesetz gezogenen Grenzen 
nicht überschritten werden. Die jährliche Organisation 
einer Tombola durch eine reine Förderkörperschaft 
nach § 58 Abs. 1 Satz 4 AO ist im Rahmen der Gesamt-
betrachtung selbst dann als steuerbegünstigter Zweck-
betrieb nach § 68 Nr. 6 AO zu beurteilen, wenn die Kör-
perschaft die Mittel überwiegend aus der Ausrichtung 
der Tombola erzielt. 135   

12.  Zur Ermittlung des Reinertrags dürfen den Einnahmen 
aus der Lotterieveranstaltung oder Ausspielung nur die 
unmittelbar damit zusammenhängenden Ausgaben ge-
genübergestellt werden. Führt eine steuerbegünstigte 
Körperschaft eine Lotterieveranstaltung durch, die nach 
dem Rennwett- und Lotteriegesetz nicht genehmi-
gungsfähig ist, z.B. eine Ausspielung anlässlich einer ge-
selligen Veranstaltung, handelt es sich insoweit nicht 
um einen Zweckbetrieb nach § 68 Nr. 6 AO. 

Zu § 68 Nr. 7 AO: 

13.  Wegen der Breite des Spektrums, die die Förderung von 
Kunst und Kultur umfasst, ist die im Gesetz enthaltene 
Aufzählung der kulturellen Einrichtungen nicht ab-
schließend.  

14.  Kulturelle Einrichtungen und Veranstaltungen i.S.d. § 68 
Nr. 7 AO können nur vorliegen, wenn die Förderung der 
Kultur Satzungszweck der Körperschaft ist. Sie sind stets 
als Zweckbetrieb zu behandeln. Das BFH-Urteil vom 
4.5.1994, XI R 109/90, BStBl II S. 886 zu sportlichen Dar-
bietungen eines Sportvereins (vgl. Nr. 3 des AEAO zu § 
67a) gilt für kulturelle Darbietungen entsprechend. 
Demnach liegt auch dann eine kulturelle Veranstaltung 
der Körperschaft vor, wenn diese eine Darbietung kul-
tureller Art im Rahmen einer Veranstaltung präsentiert, 
die nicht von der Körperschaft selbst organisiert wird 
und die ihrerseits keine kulturelle Veranstaltung i.S.d. 
§ 68 Nr. 7 AO darstellt. Wenn z.B. ein steuerbegünstigter 
Musikverein, der der Förderung der volkstümlichen Mu-
sik dient, gegen Entgelt im Festzelt einer Brauerei ein 
volkstümliches Musikkonzert darbietet, gehört der Auf-
tritt des Musikvereins als kulturelle Veranstaltung zum 
Zweckbetrieb.  

15.  Der Verkauf von Speisen und Getränken und die Wer-
bung bei kulturellen Veranstaltungen gehören nicht zu 
dem Zweckbetrieb. Diese Tätigkeiten sind gesonderte 

135 Nr. 11 des AEAO zu § 68 AO geändert durch BMF-Schreiben v. 
12.1.2022, BStBl I 2022, 82, Nr. 21 Buchst. g. 
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wirtschaftliche Geschäftsbetriebe. Wird für den Besuch 
einer kulturellen Veranstaltung mit Bewirtung ein ein-
heitliches Entgelt entrichtet, so ist dieses - ggf. im Wege 
der Schätzung - in einen Entgeltsanteil für den Besuch 
der Veranstaltung (Zweckbetrieb) und für die Bewir-
tungsleistungen (wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb) auf-
zuteilen.  

Zu § 68 Nr. 8 AO:  

16.  An Veranstaltungen belehrender Art i.S.d. § 68 Nr. 8 AO 
sind keine besonderen inhaltlichen Anforderungen zu 
stellen. Es genügt, dass bei den jeweiligen Veranstaltun-
gen überwiegend Vorträge gehalten werden, die natur-
gemäß belehrenden Charakter haben (BFH-Urteil vom 
21.6.2017, V R 34/16, BStBl 2018 II S. 55). 

Zu § 68 Nr. 9 AO:  

17.  Bei der Anwendung des § 68 Nr. 9 AO bestehen keine 
Unterschiede zwischen Wissenschaftseinrichtungen und 
Forschungseinrichtungen. Die nachfolgenden Erläute-
rungen zur steuerlichen Behandlung von Forschungs-
einrichtungen gelten deshalb auch für Wissenschafts-
einrichtungen. 

18.  § 68 Nr. 9 AO gilt nur für Körperschaften, deren sat-
zungsmäßiger Zweck die Förderung von Wissenschaft 
und Forschung ist. Fördert die Körperschaft daneben 
nach ihrer Satzung auch andere steuerbegünstigte Zwe-
cke, ist § 68 Nr. 9 AO nur anzuwenden, wenn die For-
schungstätigkeit bei der tatsächlichen Geschäftsfüh-
rung die Förderung der anderen steuerbegünstigten 
Zwecke überwiegt. 

Die Sonderregelung in § 68 Nr. 9 AO geht der allgemei-
nen Regelung über die Zweckbetriebseigenschaft wirt-
schaftlicher Betätigungen in § 65 AO vor. Die Zweckbe-
triebseigenschaft der Forschungstätigkeit von For-
schungseinrichtungen, auf die § 68 Nr. 9 AO anzuwen-
den ist, richtet sich deshalb ausschließlich nach dieser 
Vorschrift. Darauf, ob die Forschungstätigkeit die Vo-
raussetzungen des § 65 AO erfüllt, kommt es nicht an. 
Dies gilt auch dann, wenn die Forschungseinrichtung 
die Voraussetzungen des § 68 Nr. 9 AO für die Annahme 
eines Zweckbetriebs nicht erfüllt. Die gesamte For-
schungstätigkeit ist in diesem Fall ein steuerpflichtiger 
wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb. 

Die steuerliche Beurteilung der Zweckbetriebseigen-
schaft von wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben, die 
nicht unmittelbar der Forschung dienen, richtet sich 
nach den §§ 65 bis 68 Nrn. 1 bis 8 AO. Danach ist z.B. die 
teilweise Überlassung der Nutzung eines Rechenzent-
rums für Zwecke Dritter gegen Entgelt ein steuerpflich-
tiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb. Zweckbetriebe 
kommen insbesondere bei der Förderung anderer steu-
erbegünstigter Zwecke in Betracht (z.B. Unterhaltung ei-
nes Museums durch den Träger einer Forschungsein-
richtung - § 68 Nr. 7 AO). 

Betreibt eine steuerbegünstigte Körperschaft, auf die § 
68 Nr. 9 AO nicht anzuwenden ist, auch Forschung, ist 
die Zweckbetriebseigenschaft der Forschungstätigkeit 
nach § 65 AO zu beurteilen. Hierbei sind die Grundsätze 
des BFH-Urteils vom 30.11.1995, V R 29/91, BStBl 1997 

II S. 189, zu beachten. Danach ist die Auftragsforschung 
ein steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb. 
Falls sich die Auftragsforschung nicht von der Grundla-
gen- oder Eigenforschung abgrenzen lässt, liegt insge-
samt ein steuerpflichtiger wirtschaftlicher Geschäftsbe-
trieb vor. 

Eine Körperschaft ist nicht selbstlos tätig und kann des-
halb nicht als gemeinnützig behandelt werden, wenn 
sie in erster Linie nicht steuerbegünstigte, sondern ei-
genwirtschaftliche Zwecke verfolgt (§ 55 Abs. 1 Satz 1 
AO). Zweckbetriebe sind bei dieser Abgrenzung dem 
ideellen steuerbegünstigten Bereich zuzuordnen. Wenn 
eine Forschungseinrichtung nach § 68 Nr. 9 AO ein 
Zweckbetrieb ist, besteht deshalb die unwiderlegbare 
Vermutung, dass das Schwergewicht ihrer Tätigkeit im 
steuerbegünstigten Bereich liegt. Bei einer Forschungs-
einrichtung, auf die § 68 Nr. 9 AO anzuwenden ist, de-
ren Träger die Finanzierungsvoraussetzungen der Vor-
schrift jedoch nicht erfüllt, kann nicht zwingend davon 
ausgegangen werden, dass sie in erster Linie eigenwirt-
schaftliche Zwecke verfolgt. Nach den Grundsätzen 
des BFH-Urteils vom 4.4.2007, I R 76/05, BStBl II S. 631, 
ist unter Berücksichtigung der gesamten Umstände des 
Einzelfalls zu prüfen, ob sich die Auftragsforschung von 
der steuerbegünstigten Tätigkeit trennen lässt. Ist in 
diesem Fall die Auftragsforschung von untergeordneter 
Bedeutung, kann der Träger der Einrichtung nach § 5 
Abs. 1 Nr. 9 KStG gleichwohl steuerbefreit sein und die 
Auftragsforschung lediglich einen steuerpflichtigen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (§ 64 AO) darstellen. 
Die Steuerbefreiung nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG geht nur 
dann verloren, wenn die Auftragsforschung als eigen-
ständiger Zweck neben die Eigenforschung (Grundla-
genforschung) tritt und somit gegen das Gebot der Aus-
schließlichkeit des § 56 AO verstoßen wird. 

19. Unter „Träger“ einer Forschungseinrichtung ist die Kör-
perschaft (z.B. Verein, GmbH) zu verstehen, die die Ein-
richtung betreibt. Wie sich die Mitglieder oder Gesell-
schafter der Körperschaft finanzieren, ist ohne Bedeu-
tung. 

20.  Die überwiegende Finanzierung des Trägers ergibt sich 
aus der Gegenüberstellung der Zuwendungen an den 
Träger von dritter Seite zuzüglich der Einnahmen aus 
der Vermögensverwaltung einerseits und der übrigen 
Einnahmen des Trägers andererseits. Zuwendungen von 
dritter Seite sind nur unentgeltliche Leistungen. Dazu 
gehören z.B. die Projektförderung von Bund, Ländern 
und der Europäischen Union, Spenden und echte Mit-
gliedsbeiträge. 

Fördert die Körperschaft auch andere steuerbegüns-
tigte Zwecke als die Wissenschaft und Forschung und 
geschieht dies durch einen Zweckbetrieb, sind die Ein-
nahmen und Überschüsse aus diesem Zweckbetrieb bei 
der Beurteilung der Frage, aus welchen Mitteln sich der 
Träger der Forschungseinrichtung überwiegend finan-
ziert, nicht zu berücksichtigen. Die Einnahmen und 
Überschüsse anderer Zweckbetriebe sind also weder als 
Zuwendungen noch als andere (schädliche) Mittelzu-
flüsse zu erfassen. 
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In welchem Jahr die Einnahmen anzusetzen sind, be-
stimmt sich nach den Grundsätzen der steuerlichen Ein-
künfteermittlung. Bei Körperschaften, die den Gewinn 
durch Betriebsvermögensvergleich (§ 4 Abs. 1 oder § 5 
EStG) ermitteln, sind Forderungszugänge bereits als Ein-
nahmen zu erfassen. Bei anderen Körperschaften sind 
die im Kalenderjahr zugeflossenen Einnahmen maßgeb-
lich (§ 11 EStG). 

Der Beurteilung, ob der Träger einer Forschungseinrich-
tung sich überwiegend aus Zuwendungen und der Ver-
mögensverwaltung finanziert, ist grundsätzlich ein Drei-
jahreszeitraum zugrunde zu legen. Dieser umfasst den 
zu beurteilenden und die beiden vorangegangenen 
Veranlagungszeiträume. 

Beispiel 

Jahr Zuwendungen 
und Vermögens-

verwaltung 

Andere 
Finanzie-

rung 

Gesamtfi-
nanzierung 

 € € € 
01 1.000 1.100 2.100 
02 1.400 1.000 2.400 
03 1.200 1.300 2.500 
zusam-
men 

3.600 3.400 7.000 

 

Im Jahr 03 (zu beurteilender Veranlagungszeitraum) 
liegt ein Zweckbetrieb vor, weil sich der Träger der For-
schungseinrichtung im maßgeblichen Beurteilungszeit-
raum (Jahre 01 bis 03) überwiegend aus Zuwendungen 
und der Vermögensverwaltung finanziert hat. Für die 
Beurteilung der Zweckbetriebseigenschaft im Jahr 04 ist 
die Finanzierung des Trägers der Forschungseinrichtung 
in den Jahren 02 bis 04 zugrunde zu legen. 

21.  Die Anfertigung von Prototypen und die Nullserie ge-
hören noch zur Forschungstätigkeit. 

Bei Routinemessungen, dem Routineeinsatz eines Er-
gebnisses und der Fertigung marktfähiger Produkte ist 
grundsätzlich anzunehmen, dass sich die Tätigkeit auf 
die Anwendung gesicherter wissenschaftlicher Erkennt-
nisse beschränkt. Dies ist eine Vermutung, die im Einzel-
fall von der Forschungseinrichtung widerlegt werden 
kann. 

Bei der Anfertigung von Gutachten kommt es bei der 
Zuordnung auf Thema und Inhalt an. Gutachten, in de-
nen lediglich gesicherte wissenschaftliche Erkenntnisse 
verwertet werden, gehören nicht zur Forschungstätig-
keit. 

„Projektträgerschaften“ sind von der „Projektförderung“ 
zu unterscheiden. 

„Projektförderung“ ist die Vergabe von Zuwendungen 
für bestimmte, einzeln abgrenzbare Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben an Forschungseinrichtungen, 
z.B. durch Bund, Länder und Europäische Union. Bei der 
Forschungseinrichtung liegen hierbei Zuwendungen 
i.S.d. § 68 Nr. 9 Satz 1 AO vor. 

„Projektträgerschaft“ ist die fachliche und verwaltungs-
mäßige Betreuung und Abwicklung der Projektförde-
rung durch Forschungseinrichtungen (Projektträger) im 

Auftrag des Bundes oder eines Landes. Zu den Aufga-
ben der Projektträger gehören u.a. die Prüfung und Be-
urteilung der Förderanträge der Forschungseinrichtun-
gen, die eine Projektförderung beantragen, mit Ent-
scheidungsvorschlag, Verwaltung der vom Zuwen-
dungsgeber bereitgestellten Mittel, Kontrolle der Ab-
wicklung des Vorhabens, Mitwirkung bei der Auswer-
tung und Veröffentlichung der Arbeitsergebnisse. Die 
Projektträger erhalten vom Zuwendungsgeber ein Ent-
gelt in Höhe der bei ihnen entstandenen Selbstkosten. 
Projektträgerschaften sind steuerpflichtige wirtschaftli-
che Geschäftsbetriebe. Bei der Beurteilung, wie sich die 
Forschungseinrichtung überwiegend finanziert, gehö-
ren die Einnahmen aus Projektträgerschaften zu den 
Einnahmen, die den Zuwendungen und den Einnahmen 
aus der Vermögensverwaltung gegenüber zu stellen 
sind. 

Eine Tätigkeit ohne Forschungsbezug ist z.B. der Betrieb 
einer Kantine. 
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„Eine lernfreundliche, dialogorientierte 
Atmosphäre, aktuellstes Praxiswissen 
von Top-Expertinnen und -Experten und 
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